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Vorwort. 

Das  Hauptziel  dieser  Arbeit  liegt  in  der  Untersuchung  und 
Feststellung  der  G-rundprinzipien  der  Politik  der  führenden 
Mächte  in  China  während  der  genannten  Zeit.  Es  sollen  die 
Aufgaben  charakterisiert  werden,  die  die  einzelnen  Mächte  sich 
gestellt  haben,  die  Wege  aufgezeigt,  die  von  ihnen  eingeschlagen 
worden  waren,  um  diese  Aufgaben  zu  lösen.  Es  sollen  die  Kon- 
flikte dargestellt  werden,  die  zwischen  den  europäischen  Mächten 
stattfanden,  hervorgerufen  durch  die  Verschiedenheit  der  poli- 
tischen Ziele  derselben. 

Für  Anregung  und  gütige  Anleitung  bei  vorliegender  Arbeit 
bin  ich  meinem  hochverehrten  Lehrer  Herr  Prof.  Dr.  Ph.  Woker 
zu  verbindlichstem  Danke  verpflichtet. 


I.  KRPITEL 

Ausbruch  der  Wirren  und  das  gemeinsame  Vorgehen 

der  Mächte. 

Der  diplomatische  Verkehr  zwischen  den  grossen  Mächten 
aus  Anlass  der  chinesischen  Wirren  zerfällt  eigentlich  in  drei 
Phasen.  Zuerst  schenkt  die  Diplomatie  ihre  Aufmerksamkeit  der 
Frage  des  gemeinsamen  Vorgehens  der  Mächte,  dann  beschäftigt 
sie  sich  mit  der  Frage  der  Ausarbeitung  der  Grundprinzipien 
der  Proleminar- Friedensverhandlungen  und  zuletzt  befasst  sie 
sich  mit  den  Friedensunterhandlungen  selbst. 

Ein  lebhafter  Meinungsaustausch  zwischen  den  grossen 
Mächten  begann  mit  der  Ausdehnung  und  der  Erstarkung  der 
chinesischen  Wirren  im  Jahre  1900.  Den  ersten  Anstoss  zu  einem 
gemeinsamen  Meinungsaustausch  der  Mächte  gab  die  Frage  der 
Flottendemonstration  in  der  Petschili-Bucht.  Die  Umstände,  unter 
welchen  diese  Frage  entstand,  sind  folgende :  Die  Gährung  unter 
der  chinesischen  Bevölkerung  nimmt  im  Anfange  des  Jahres  1900 
immer  schärfere  und  drohendere  Formen  an.  Die  „Boxer"  ent- 
wickeln eine  energische  Tätigkeit,  indem  sie  das  Volk  zum 
Kampfe  auffordern  und  durch  ihre  feurige  Propaganda  eine 
feindliche  Stimmung  in  diesen  Massen  gegen  die  Ausländer  und 
Christen  (auch  Chinesen)  erzeugen.  In  dem  kaiserlichen  Dekret 
vom  4.  Januar,  das  aus  Anlass  der  Ermordung  eines  englischen 
Missionärs  publiziert  wurde,  schreibt  die  Regierung  dem  Gou- 
verneur von  Schantung  vor,  sofort  diesen  Fall  zu  untersuchen, 
und  eine  strenge  Strafe  über  diejenigen  Beamten  zu  verhängen, 
welche  an  der  Ermordung  des  Missionärs  mitschuldig  waren. 
Aber  in  einem  zweiten  Dekret,  das  acht  Tage  später  publiziert 
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wurde,  und  welches  die  strengsten  Massnahmen  zum  Schutze 
der  Missionäre  forderte,  begegnete  man  sehr  zweideutigen  Aus- 
drücken. Die  Administration  wird  darauf  aufmerksam  gemacht, 
dass  sie  durchaus  nicht  alle  Verbindungen,  die  zu  dieser  Zeit 
entstehen  und  im  Waffengebrauch  sich  üben,  verfolgen  soll. 
Denjenigen  von  ihnen,  die  sich  aus  guten,  ehrlichen  Elementen 
zusammensetzen  und  sich  zum  Zwecke  des  Schutzes  ihrer  Familien 
und  Häuser  verbinden,  soll  man  die  vollständige  Freiheit  ge- 
währen. Es  wird  im  Dekrete  ausdrücklich  hervorgehoben,  dass 
eine  solche  Einmischung  hier  einen  Ausbruch  der  Yolksempörung 
zur  Folge  haben  könne.  Der  deutsche  Gresandte  in  Peking  pro- 
testierte sofort  gegen  dieses  Dekret,  die  Gesandten  der  anderen 
Mächte,  obwohl  mit  dem  Dekret  auch  unzufrieden,  nahmen  eine 
abwartende  Stellung  ein.  Sie  wurden  aber  gezwungen,  ernste 
Massnahmen  zu  ergreifen  durch  den  Umstand,  dass  die  Boxer 
das  betreffende  Dekret  in  der  Tat  als  einen  Ausdruck  der  Sym- 
pathie seitens  der  Regierung  auffassten  und  ihre  energische 
Tätigkeit  mit  erneuter  Kraft  fortsetzten.  In  einer  identischen 
Note  vom  27.  Januar  forderten  die  Gresandten  von  Frankreich, 
England,  Deutschland  und  den  Vereinigten  Staaten  von  der 
chinesischen  Regierung  den  sofortigen  Erlass  eines  neuen  Dekretes, 
worin  die  Schliessung  der  beiden  Boxer-Gresellschaften  —  «Fist 
of  Reighteous  Harmony»  und  «Big  Sword  Society»  verlangt 
wurde.  Da  aber  bis  zum  24.  Febraar  diese  Note  unbeantwortet 
blieb,  verlangten  die  Gresandten  von  der  chinesischen  Regierung- 
sofortige  Beantwortung  ihrer  Note  vom  27.  Januar.  Vier  Tage 
später  vernehmen  sie  nun  durch  den  Tsun-gli-jamen,  dass  der 
Vizekönig  von  Chili  durch  ein  kaiserliches  Dekret  vom  21.  Februar 
beauftragt  wurde,  eine  Proklamation  zu  erlassen,  die  alle  Ve- 
reinigungen untersage  und  bei  Nichtbeachtung  dieses  Verbots, 
mit  den  schwersten  Strafen  bedrohe.  Die  grossen  Dimensionen 
aber,  die  die  Boxerbewegung  annahm,  nötigte  die  Gesandten  zu 
weiteren  Schritten.  An  einer  gemeinsamen  Konferenz,  die  am 
27.  Februar  stattfand,  und  an  welcher  ausser  den  schon  erwähnten 
Gesandten,  auch  der  italienische  Gesandte  teilnahm,  fassten  sie 
den  Beschluss,  den  Erlass  eines  neuen  Dekretes  zu  fordern, 
welches  im  « Peking  Gazette »  zu  veröffentlichen  sei,  wie  das 
mit  dem  Dekret,  das  von  den  Boxern  als  Sympathiekundgebung 
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seitens  des  Hofes  aufgefasst  wurde,  der  Fall  war.  Um  dieser 
Forderung  grössern  Nachdruck  zu  verleihen,  beschlossen  die 
Gesandten,  um  eine  Audienz  bei  Tsun-gli-jamen  nachzusuchen, 
ohne  indessen  die  Einreichung  der  gleichlautenden  Note  durch 
jeden  einzelnen  Gresandten  zu  unterlassen.  Am  Vorabend  dieser 
Audienz  wurde  den  G-esandten  eine  Kopie  der  Proklamation  zu- 
gestellt, die  der  Vizekönig  von  Chili  in  Erfüllung  des  kaiserlichen 
Dekretes  vom  21.  Februar  publizieren  Hess.  Die  Proklamation, 
deren  Veröffentlichung  in  der  «  Peking  Gazette  »  unterblieb,  be- 
friedigte die  Gesandten  in  keiner  Weise,  weil  dieselbe  nur  eine 
Boxervereinigung  erwähnte,  währenddem  die  eingereichte  Xote 
Bezug  auf  beide  Vereinigungen  nahm.  In  der  Audienz  leisteten 
die  Mitglieder  des  «  Tsiun-gli-jamen »  den  Forderungen  entschie- 
denen Widerstand,  indem  sie  behaupteten,  es  sei  ungesetzlich, 
über  denselben  Gegenstand  zwei  Dekrete  zu  publizieren  und  es 
dürften  ferner  solche  Dekrete  in  der  «  Peking  Gazette  »  überhaupt 
nicht  erscheinen.  In  seiner  schriftlichen  Antwort  vom  7.  März- 
wiederholte  Tsun-gli-jamen  dieselbe  Argumentation.  Unterdessen 
wuchs  aber  die  Boxerbewegung.  Aus  der  Provinz  Schantung 
breitete  sie  sich  auch  auf  die  Provinz  Petschili  aus.  Man  begegnete 
bewaffneten  Boxerhaufen  in  der  Nachbarschaft  von  Peking  in 
Tientsin  undPao-Hug-fou.  Die  Stimmung  der  Bevölkerung  gegen- 
über den  Missionären  wurde  immer  bedrohlicher.  In  einer  Kon- 
ferenz vom  9.  März  nahmen  die  Gesandten  von  Frankreich,  England, 
Deutschland,  Italien  und  den  Vereinigten  Staaten  eine  Resolution 
an,  wonach  eine  neue  identische  Note  an  die  chinesische  Regierung 
zu  senden  sei,  in  der  energisch  die  sofortige  Publikation  eines 
strengen  Dekrets  gegen  die  Boxer  in  der  « Peking  Gazette »  ge- 
fordert werde.  Gleichzeitig  solle  die  chinesische  Regierung  benach- 
richtigt werden,  falls  die  Publikation  nicht  erfolge,  dass  die  Ge- 
sandten ihren  Regierungen  den  Vorschlag  machen  werden,  geeignete 
Massnahmen  zum  Schutze  ihrer  Interessen  zu  ergreifen.  Zu  dieser 
Zeit  unterhandelte  der  englische  Gesandte  bei  der  französischen 
Regierung  mit  dem  Minister  des  Auswärtigen  über  die  Stellung- 
nahme der  Regierung  bezüglich  der  Frage  der  Flottendemon- 
stration. Delcasse  antwortete,  wenn  die  Gesandten  eine  Flotten- 
demonstration für  notwendig  erachten,  müsse  dieselbe  stattlinden. 
England  und  die  Vereinigten  Staaten  fanden  aber,   dass  der 
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gegenwärtige  Moment  für  eine  solche  Demonstration  nicht  geeignet 
sei.  Italien  hingegen  war  bereit  an  der  Demonstration  teilzu- 
nehmen. Ein  besonderes  Interesse  verdient  die  Politik  der  Ve- 
reinigten Staaten  in  dieser  Frage.  Der  französische  Gesandte  teilte 
Herrn  Delcasse  am  14.  März  mit,  ^dass  nach  seiner  Information, 
die  er  von  Salisbnry  selbst  hätte,  die  Regierung  der  Vereinigten 
Staaten  die  Erklärung  abgab,  dass  sie  sich  an  der  Demonstration 
nicht  beteiligen  könne,  «  ce  genre  de  manifestation  etant  contraire 
ä  sa  politique»^.  Dies  war  einer  der  letzten  Versuche  der  Ve- 
reinigten Staaten,  ihre  traditionelle  Politik  im  Orient  fortzusetzen, 
die  Politik  der  selbstständigen,  unabhängigen  Aktion.  Die  Ge- 
fährlichkeit der  Situation  nötigte  sie  aber  später,  Hand  in  Hand 
mit  den  europäischen  Mächten  zu  gehen.  Jetzt  aber  benach- 
richtigte die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  ihren  Gesandten 
in  Peking,  dass  die  Kriegsschiffe  zu  seiner  Verfügung  «:for  in- 
dependent  protection  american  Citizens  and  interests  in  China» 
-stehen.  In  einer  spätem  Instruktion  an  den  Gesandten  spricht 
sie  sich  gegen  das  gemeinsame  Vorgehen  in  bezug  auf  Ein- 
reichung einer  identischen  Note  an  die  chinesische  Regierung 
zwar  nicht  aus,  erwähnt  aber,  dass  eine  «  separate  representation  » 
vorzuziehen  wäre.  Die  Uebereinkunft  der  Mächte  in  der  Frage 
der  gemeinsamen  Flottendemonstration  scheiterte  infolge  der 
abschlägigen  Antwort  seitens  der  englischen  Regierung  einerseits 
und  der  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  anderseits.  Sie  wurde 
dennoch  faktisch  ausgeführt,  zuerst  von  Deutschland,  Italien, 
England  und  den  Vereinigten  Staaten.  Später  erschienen  in  der 
Petschili-Bucht  auch  die  französischen  Kriegsschiffe.  Ende  März 
berichtete  der  französische  Gesandte  in  Peking,  Pichon,  an  seine 
Regierung,  dass  je  ein  Kriegsschiff  von  Italien,  Deutschland  und 
den  Vereinigten  Staaten  in  die  Gewässer  der  Petschili-Bucht 
geschickt  werde  und  von  England  sogar  drei  (in  Wirklichkeit, 
wie  später  sich  heraus  stellte  nur  zwei).  Delcasse  wandte  sich  sofort 
nach  London,  Berlin  und  Washington  mit  einer  Anfrage  über 
die  Bedeutung,  welche  die  betreffenden  Regierungen  dieser  De- 
monstration beimessen.  Die  Antworten,  die  er  bekam,  sind  charak- 
teristisch. Salisbury  erklärte,  die  Tatsache,  dass  die  englischen 


1  Gelbbücher,  Documents  diplomatiques,  Ohine  1899-1900,  Nr.  11,  Paris  1900. 
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Kriegsschiffe  sich  in  der  Petschili-Bucht  befinden,  bedeute  keine 
Demonstration,  England  sei  überhaupt  zu  solchen  Aktionen  nicht 
geneigt  und  die  Regierung,  nur  den  Bitten  ihres  Gesandten 
Folge  leistend,  es  für  nötig  fand  <^  montrer  le  pavillon  anglais 
dans  les  eaux  chinoises^^.  Bülow  sagte  in  seiner  Antwort,  dass 
er  nichts  über  die  Demonstration  seitens  England  und  Amerika 
wüsste.  Die  Entsendung  der  deutschen  Kriegsschiffe  sei  nur 
durch  die  letzten  Unruhen  in  Schantung  veranlasst  worden.  Und 
diese  Unruhen  wären  dadurch  hervorgerufen,  dass  die  unehrlichen 
Mandarinen  das  Greld,  welches  sie  an  die  früheren  Besitzer  von 
Grund  und  Boden,  der  expropriiert  geworden  war,  nicht  aus- 
zahlten 2.  Nur  die  amerikanische  Regierung  erklärte,  dass  die 
wachsende  Tätigkeit  der  geheimen  Gesellschaften  in  China  eine 
solche  Massnahme  notwendig  machte. 

Die  Demonstration  bewirkte  endlich  das,  was  die  ernstesten 
Vorstellungen  der  Gesandten  nicht  zu  stände  bringen  konnten. 
Die  chinesische  Regierung  Hess  endlich  in  der  « Gazette  de 
Peking»  ein  Memorial  des  Vizekönigs  von  Chili  publizieren, 
welches  ein  genügendes,  kaiserliches  Dekret  enthielt,  das  beide 
Boxerverbindungen  nannte  und  die  Boxer  mit  schweren  Strafen 
bedrohte.  Diese  Nachgiebigkeit  seitens  der  chinesischen  Regierung 
bedeutete  aber  keinenfalls  einen  Umschwung  ihrer  Politik.  Auch 
jetzt  trug  sie  einen  schwankenden,  abwartenden  Charakter.  Und 
die  Führer  der  Boxerbewegung,  die  ganz  genau  über  die  Stim- 
mungen, die  beim  Hofe  herrschten,  informiert  waren,  entwickelten 
mit  desto  grösserer  Kraft  ihre  Tätigkeit.  Die  Agitatoren  über- 
fluteten das  Land  und  erzeugten  in  der  Bevölkerung  eine  feind- 
liche Stimmung  gegen  Fremde  und  Einheimische,  welche  zum 
Christentum  übergetreten  waren.  Ihre  agitatorische  Tätigkeit 
fiel  auf  gutes  Erdreich.  Das  Land  litt  an  einer  Missernte  des 
vorigen  Jahres,  eine  grosse  Dürre  machte  den  Boden  für  Anbau 
ganz  unbrauchbar  und  das  Gespenst  der  neuen  Missernte  stand 
von  neuem  vor  den  Augen  der  armen  Bevölkerung.  Die  unge- 
nügende Ernährung  entkräftete  das  Volk,  wodurch  es  leicht  für 
Aufnahme  aller  Infektionskrankheiten  geeignet  wurde.  Die  Sterb- 
lichkeit wuchs  zu  ungeheuren  Ziffern.  Und  mit  grösster  Spannung 

1  Docum.  diplom.,  China  1899—1900,  Nr.  17,'  Paris  1900. 

2  Docum.  diplom.,  China  1899—1900,  Nr.  18,  Paris  1900. 
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hörten  die  unzufriedenen  Massen  die  glühenden  Reden  der  Agi- 
tatoren an,  die  sie  zu  überzeugen  suchten,  dass  das  jetzige  Un- 
glück eine  Strafe  des  Himmels  für  den  Verrat  der  Religion  der 
Väter  sei.  Die  Agitatoren  sagten,  die  Zeit  des  Friedens  und 
des  Grlückes  trete  sofort  ein,  wenn  das  Volk  die  Fremden  aus 
dem  Lande  hinauswerfe.  Es  war  für  die  Boxer  eine  leichte  Auf- 
gabe, diese  abergläubische  Masse  zum  Aufruhr  zu  bewegen.  Sie 
glaubte  ohne  weiteres,  dass  es  wahr  sei,  dass  die  Fremden  die 
Brunnen  vergifteten,  dass  sie  die  Hauptschuld  an  der  Dürre,  den 
Epidemien  u.s.w.  trügen.  Aber  man  darf  auch  nicht  vergessen, 
dass  für  die  grossen  Schichten  der  Bevölkerung  der  Einzug  der 
Fremden  in  der  Tat  schwere  Folgen  hatte.  Die  Fremden  legten 
im  Lande  grosse  Schienenstränge  an  und  die  neuen  Verkehrs- 
mittel brachten  viele  Leute  um  ihren  Verdienst.  Die  europäischen 
Industrieerzeugnisse,  die  von  den  Fremden  in  das  Land  einge- 
führt wurden,  verdrängten  die  einheimischen  Produkte,  und  damit 
wurden  viele  Tausende  von  Arbeitern  brotlos  gemacht.  Es  ist 
auch  selbstverständlich,  dass  das  Wachstum  des  politischen  Ein- 
flusses der  fremden  Mächte,  der  seinen  markantesten  Ausdruck 
in  langjährigen  «Pachtungen»  der  chinesischen  Territorien  fand, 
auch  einen  grossen  Eindruck  auf  das  Volk  machte,  sein  National- 
gefühl beunruhigte  und  verletzte  und  den  Gedanken  der  Not- 
wendigkeit des  Widerstandes  gegen  den  fremden  Einfluss  hervor- 
rief. Um  aber  den  Umstand  zu  verstehen,  wie  die  grössten 
Schichten  der  Bevölkerung  sich  in  so  kurzer  Zeit  organisieren 
und  so  geschlossen  auftreten  konnten,  soll  man  nicht  vergessen, 
dass  das  innere  Leben  Chinas  ein  bewegliches,  unruhiges  Leben 
ist.  Während  des  XIX.  Jahrhunderts  waren  die  Volksaufstände 
in  China  nicht  seltener,  als  in  einem  beliebigen  europäischen 
Staate.  Und  diese  Aufstände  dauerten  viele,  viele  Jahre.  In  dem 
Volksbewusstsein  war  die  Vorstellung  lebendig,  dass  es  das  Recht 
habe,  seine  Freiheiten  und  seine  Interessen  mit  Waffen  zu  ver- 
teidigen,* und  dieses  Recht  war  von  der  Regierung  ausdrücklich 
anerkannt.  Seit  Urzeit  existierten  in  den  Dörfern  Verbindungen, 
deren  Aufgabe  es  war,  ihre  Mitglieder  in  dem  Waffengebrauch 
zu  unterrichten.  Und  im  Falle  der  Grefahr  waren  sie  imstande, 
dem  Feinde  kräftig  entgegenzutreten.  Die  Boxer  konnten  also 
ganz  gut  diese  Verbindungen  für  sich  ausnützen.  Aber  was  noch 
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wichtiger  ist,  ist  das,  dass  die  Propaganda  des  Aufstandes  keine 
neue,  fremde  Idee  in  das  Volksbewusstsein  brachte.  Diese  Idee 
war  dem  chinesischen  -Volke  schon  von  Alters  her  in  Fleisch 
und  Blut  übergegangen. 

Zu  der  Bewegung,  die  sich  gegen  Fremde  und  Christen 
überhaupt  richtete,  gesellten  sich  Leute  aus  den  verschiedensten 
Klassen  und  Schichten,  von  der  obersten  bis  zu  der  untersten. 
Man  sah  dort  Aristokraten  ebenso  wie  Individuen,  die  sich  aus 
dem  Gesindel  rekrutierten.  Auch  die  Armee  war  für  die  Be- 
wegung sympathisch  gestimmt.  Und  dieser  Umstand  wirkte 
lähmend  auf  den  Willen,  sowie  auf  die  Tätigkeit  der  Regierung 
ein  und  sie  konnte,  selbst  im  Falle  sie  das  redliche  Bestreben 
gehabt  hätte,  durch  den  wachsenden  Charakter  der  Bewegung 
beunruhigt,  keine  ernstlichen  Repressiv -Massregeln  ergreifen. 
Die  herrschende  Dynastie  war  überhaupt  nie  sehr  populär  im 
Lande  und  gerade  in  letzter  Zeit  infolge  der  vielen  Palastrevo- 
lutionen stark  kompromittiert.  So  konnten  diese  Repressiv-Mass- 
regeln  zum  Sturze  der  Dynastie  führen. 

Schnell  wachsend  nahm  die  Bewegung  immer  schärfere 
Formen  an.  Man  belästigte  die  Missionäre  immer  mehr  und  mehr, 
ganze  Dörfer,  die  von  den  christlichen  Chinesen  bewohnt  waren, 
wurden  verbrannt.  Die  europäischen  und  amerikanischen  Kolo- 
nisten und  Unternehmer  sahen  sich  genötigt,  nach  den  Hafen- 
städten, oder  nach  Peking  selbst  zu  flüchten.  Hier  hofften  sie 
Schutz  zu  finden.  Mitte  Mai  wurden  in  Peking  selbst  aber  Prokla- 
mationen und  Flugblätter  verbreitet,  welche  die  Bevölkerung 
zum  Aufstande  gegen  die  Fremden  aufforderten.  Zu  dieser  Zeit 
auch  hörte  man,  dass  in  der  Nähe  von  Peking  61  christliche 
Chinesen  von  Boxern  getötet  und  3  Dörfer  verbrannt  wären. 
Die  eindringlichsten  Vorstellungen  der  Gresandten  blieben  resul- 
tatlos. Die  chinesische  Regierung,  wie  mit  Bitterkeit  und  Ironie 
der  französische  G-esandte  in  Peking  an  Delcasse  mitteilt:  <  se 
bornait  ä  rappeler  que  leurs  associations  etaient  dissoutes  par 
des  edits,  et  qu'il  avait  puni  (sans  indiquer  la  peine  dont  ils 
auraient  ete  frappes)  certains  imprimeurs  de  placards  provocateurs 
contre  les  etrangers.  II  annoncait  qu'il  avait  l'intention  de  pro- 
ceder  ä  des  arrestations,  tout  en  ajoutant  que  les  coupables 
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s'etaient  enfuis^.  Ende  Mai  sah  man  die  Boxer  bereits  vor  den 
Mauern  von  Peking,  sie  zerstörten  einen  Teil  der  Eisenbahnen 
und  waren  bereit  in  die  Kapitale  einzudringen.  Es  war  klar, 
dass  die  chinesische  Regierung  nichts  tun  werde,  um  den  Boxern 
entgegenzutreten.  «Es  schien,  dass  die  Armee  nicht  weniger  ge- 
fährlich sei,  als  die  Räuber  >,  schrieb  einer  der  G-esandten  an 
seine  Regierung.  Dann  fassten  die  Gesandten  in  Peking  ein- 
stimmig den  Beschluss,  zum  Schutze  der  G-esandschaften  sofort 
Marine-D etachements  zu  berufen.  Obwohl  die  chinesische  Regie- 
rung dagegen  protestierte,  wurde  diese  Massnahme  doch  ausge- 
führt. Die  Mächte  Hessen  ihre  Kriegsschiffe  in  der  Petschili-Bucht 
sich  zusammenziehen.  Die  wachsende  G-efahr  nötigte  die  Regie- 
rungen der  interessierten  Mächte,  wie  auch  ihre  Gresandten  in 
Peking  zu  einer  gemeinsamen,  solidarischen  Aktion  gegen  China. 
« L'affirmation  de  la  solidarite  des  grandes  Puissances  en  cette 
circonstance  est  encore  la  plus  süre  garantie  des  interets  de 
chacune  d'elles  »2,  wie  Delcasse  in  seinem  Schreiben  vom  5.  Juni, 
das  an  Pichon  und  die  französischen  Gesandten  bei  den  Gross- 
mächten gerichtet  war,  ganz  richtig  bemerkte.  Der  Gedanke  der 
Notwendigkeit  der  gemeinsamen  Aktion,  um  den  chinesischen 
Wirren  entgegenzuarbeiten,  wird  zuerst  auch  von  Delcasse  in 
seiner  Depesche  vom  22.  Mai  an  den  französischen  Minister  in 
Petersburg,  Comte  de  Vauvineux,  ausgesprochen.  Der  Minister 
soll  dem  Grafen  Murawieff  mitteilen,  dass  «nous  attachons  le 
plus  grand  prix  ä  ce  que  nos  deux  Legations  maintiennent  leur  etroit 
accord^,  in  Bezug  auf  die  Gewährleistung  des  Schutzes  und 
Sicherheit  unserer  Bürger  und  Interessen.  In  seiner  Antwort 
erklärte  Russland,  dass  dem  russischen  Gesandten  in  Peking, 
Herrn  Girs,  Ordre  erteilt  worden  sei,  sich  immer  ins  Einverständnis 
mit  Herrn  Pichon  zu  setzen.  Zu  dieser  Zeit  sagt  auch  der  rassische 
Gesandte  in  einem  privaten  Gespräch  mit  Herrn  Mac-Donald, 
dem  englischen  Gesandten  in  Peking,  dass  es  in  China  nur  zwei 
Mächte  gebe,  die  ernste  Interessen  haben,  und  das  sind  England 


1  Gib.,  Docum.  diplom.,  China  1899—1900,  Nr,  30,  Paris  1900. 

2  aib.,  Docum.  diplom.  China  1899—1900,  Nr.  43. 

3  Gib.,  Docum.  diplom.  China  1899—1900,  Nr.  32. 
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und  Russland  ^  Es  ist  klar,  dass  diese  Bemerkung  auch  darauf 
zielte,  die  englischen  Absichten  kennen  zu  lernen,  um  nötigen- 
falls hier  auch  Unterstützung  zu  finden. 

Am  3.  Juni  wird  von  allen  Gesandten  einstimmig  der  Vorschlag 
des  Herrn  Pichon  angenommen,  dahingehend,  ein  identisches 
Telegramm  an  ihre  Regierangen  zu  senden  mit  der  Nachricht, 
dass  die  Situation  so  gefährlich  sei,  dass  die  G-efahr  der  voll- 
ständigen Isolierung  der  Gesandten  von  der  Aussenwelt  durch 
die  Belagerung  nicht  ausgeschlossen  sei.  In  diesem  Falle  schlagen 
die  Gesandten  ihren  Regierungen  vor,  sofort  die  entspre- 
chenden Instruktionen  an  die  Admiräle  in  Taku  zu  senden,  um 
den  Gesandten  unverzüglich  Hilfe  zu  leisten.  Der  Vorschlag 
wurde  von  der  französischen  Regierung  sehr  warm  angenommen. 
Delcasse  übermittelte  das  Telegramm  an  die  französischen  Bot- 
schaften der  Grossmächte  und  erklärte  dabei,  die  französische 
Regierung  habe  schon  dem  französischen  Admiral  Courrej olles 
den  Befehl  erteilt,  seine  Kräfte  in  Taku  zu  sammeln  und  mit 
den  Admirälen  der  andern  Mächte  in  Fühlung  zu  treten,  um  im 
Falle  der  Not  die  nötigen  Massnahmen  zu  besprechen.  Oester- 
reich, Italien  und  Deutschland  haben  sofort  erklärt,  dass  sie 
vollständig  die  Meinung  der  französischen  Regierung  teilen  und 
dass  entsprechende  Weisungen  auch  ihrerseits  an  die  betreffenden 
Behörden  erteilt  würden.  Noailles,  der  französische  Botschafter 
in  Berlin,  teilte  in  seinem  Berichte  mit,  dass  die  deutsche  Politik 
in  China  sich  dieselben  Aufgaben.stelle  wie  Frankreich:  «  accord 
absolu  et  union  de  toutes  les  Puissances  pour  dominer  la  crise 
actuelle;  une  fois  le  calme  retabli  et  la  securite  des  Europeens 
assuree,  s'efforcer  de  maintenir  le  statu  quo  ante  et  l'integralite 
de  l'Empire  chinois.  Le  secretaire  d'Etat  aux  affaires  etran- 
geres  m'a  prie  de  vous  faire  savoir  que  telles  etaient  les  vües 
du  Gouvernement  Imperial.  »  ^  Hier  begegnen  wir  zum  ersten 
Male  einer  offiziellen  Darlegung  der  Grundprinzipien,  die  von 
einer  der  Grossmächte  im  Osten  verfolgt  wurden.  Bald  werden 
wir  auch  die  Erklärungen  der  andern  Mächte  in  dieser  Hinsicht 


1  Blb,,  Correspondence  respecting  the  insiirrectionary  moverment  in 
China,  Band  3,  Nr.  43,  London  1900. 

2  Docum.  diplom.  China  1899—1900,  N.  67. 
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kennen  lernen.  Obwohl  die  tatsächlichen  Interessen^  die  von  den 
verschiedenen  Mächten  in  China  verfolgt  werden,  sehr  verschieden 
sind,  so  stimmen  doch  fast  alle  diese  offiziösen  Erklärungen 
überein. 

Bald  darauf  baten  die  G-esandten  ihre  Regierungen  um  Er- 
laubnis, eine  Audienz  bei  der  chinesischen  Kaiserin  nachzasuchen 
und  ihr  persönlich  zu  erklären,  dass,  wenn  die  Regierung  sich 
gegen  die  Wirren  machtlos  finde  und  die  Ordnung  nicht  her- 
stellen könne,  die  Mächte  diese  Aufgabe  auf  sich  nehmen  würden. 
Indem  Hay  eine  zustimmende  Antwort  an  Minister  Conger 
sandte,  wie  das  auch  seitens  Frankreichs,  Eaglands  und  Italiens 
in  Bezug  auf  ihre  Gesandten  geschah,  telegraphierte  er  schon 
am  andern  Tage  nach  Peking :  «  We  have  no  policy  in  China 
except  te  protect  with  energy  American  interests,  and  espacially 
American  Citizens  and  the  Legation.  There  must  be  nothing 
done  which  would  commit  us  to  future  action  inconsistend  with 
your  Standing  Instructions.  There  must  be  no  alliances.  » 

Bei  der  Charakterisierung  der  ersten  diplomatischen  Ver- 
handlungen zwischen  den  grossen  Mächten,  die  durch  die  chine- 
sischen Wirren  hervorgerufen  worden  waren,  ist  es  nicht  un- 
interessant, einen  Meinungsaustausch  zwischen  E-ussland  und 
England  zu  erwähnen,  der  die  Frage  der  Stellungnahme  dieser 
Mächte  zu  einer  neuen  Regierung,  die  möglicherweise  ans  Ruder 
kommen  sollte,  berührte.  Am  2.  Juni  teilte  Herr  Mac-Donald 
an  Salisbury  mit,  dass  den  Informationen  des  französischen  Ge- 
sandten zufolge,  die  Kaiserin  bereit  sei,  aus  Peking  zu  flüchten, 
da  im  Lager  der  Boxer  eine  feindliche  Stimmung  gegen  die- 
selbe sich  bemerkbar  mache.  Der  russische  Minister,  der  mit 
ihm,  Mac-Donald,  darüber  sprach,  war  gegen  diese  Nachricht 
ziemlich  skeptisch  gestimmt,  bemerkte  aber,  dass  man  «for  all 
eventualities » 1  bereit  sein  müsse.  In  dem  Falle  aber,  wenn 
«the  Grovernment  collapsed»,  gab  ihm  die  Regierung  die  Wei- 
sung, jede  Macht  in  Peking  anzuerkennen,  wenn  sie  sich  bereit 
erkläre,  und  dazu  fähig  wäre,  die  Ordnung  herzustellen.  Auf 
die  kategorische  Frage  seitens  des  russischen  Gesandten,  ob 
Herr  Mac-Donald  diese  Meinung  teile,  antwortete  dieser  aus- 


Blaubuch,  Correspondence  China,  Band  3,  N.  63. 
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weichend:  «I  said»,  sagt  er  in  seiner  Depesche,  "I  was  quite 
sure,  that  Her  Majesty's  Government  desired  the  maintenance 
of  law  and  order  by  any  properly  constituted  Chinese  authority, 
and  would  support  any  measures  having  that  object  in  view, 
but  that  I  was  without  instractions  in  the  matter,  »i  Und  diese 
Antwort  wurde  von  Salisbury  genehmigt. 

Am  10.  Juni  folgte  eine  Sympathiekundgebung  seitens  der 
chinesischen  E-egierung  zugunsten  der  Boxer:  zu  Mitgliedern 
der  Tsun-gli-jamen  wurden  die  Personen  ernannt,  die  in  sehr 
naher  Beziehung  zu  der  Boxerbewegung  standen.  Eine  hervor- 
ragende Stellung  unter  den  neuen  Mitgliedern  nahm  Prinz 
Tuan  ein,  dessen  Hass  gegen  die  Europäer  und  deren  Kultur 
weit  bekannt  war.  Viele  Soldaten,  die  in  seiner  Armee  dienten, 
gehörten  Boxerverbindungen  an.  Er  wurde  zum  Präsidenten 
der  Tsun-gii-jamens  ernannt,  obwohl  der  frühere  Präsident  Ching 
sein  Amt  auch  noch  behielt.  Ein  solcher  Schritt  seitens  der 
Regierung  und  die  Vergrösserung  der  allgemeinen  Gefahr  nötigten 
den  französischen  und  amerikanischen  Gesandten  Hilfstruppen 
aus  Tientsin  zu  rufen.  Die  anderen  folgten  diesem  Beispiele 
Eine  Abteilung,  aus  800  Soldaten  bestehend,  unter  welchen  man 
300  Engländer,  100  Amerikaner,  60  Oesterreicher  und  40  Italiener 
zählte,  wurde  sofort  aus  Tientsin  unter  dem  Befehl  von  Vize- 
Admiral  Seymour  nach  Peking  geschickt.  Es  ist  bekannt,  dass 
diese  Abteilung  ihre  Aufgabe  nicht  lösen  konnte,  da  sie,  um 
den  Widerstand  der  Boxer  zu  brechen,  zu  schwach  war.  Nur 
mit  Mühe  und  ISTot  wurde  diese  Abteilung  selbst  14  Tage  später 
(26.  Juni)  von  einem  andern  Expeditionskorps  gerettet.  Ein  Tag 
später  nach  der  Ernennung  der  neuen  Mitglieder  des  Tsun-gli- 
jamen,  wurde  der  Kanzler  der  japanischen  Gesandtschaft  von 
den  chinesischen  Soldaten  ermordet  und  bald  nachher  zerstörte 
man  die  Telegraphenverbindung  zwischen  Peking  und  Tientsin. 
Von  neuem  Hessen  die  Mächte  ihre  Kriegsschiffe  und  Soldaten 
in  Taku  erscheinen.  Russland  landete  hier  zuerst  eine  Abteilung, 
die  fast  2000  Soldaten  zählte.  Die  russische  Regierung  benach- 
richtigte darüber  England  und  Frankreich  durch  ihre  Gesandten 
in  Paris  und  London  und  arbeitete  dabei  folgendes  Communique 


1  Elb.,  Corresponclance  .  . .  China,  Band  3,  N.  63. 
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aus,  in  welchem  ihre  Ansichten  über  die  Lage  der  Dinge  in 
China  und  über  ihre  Politik,  die  sie  in  China  verfolgen  wird, 
niedergelegt  sind.i  Zuerst  sprach  die  Regierung  ihr  Bedauern 
aus,  dass  der  chinesische  Hof  den  freundschaftlichen  Vorstel- 
lungen der  Mächte,  die  vor  der  kommenden  Gefahr  warnten, 
kein  Gehör  schenkte  und  konstatierte,  dass  die  jetzige  Lage 
eine  sehr  schwere  sei.  Der  Boxeraufstand  nehme  immer  dro- 
hendere Formen  an,  Leben  und  Eigentum  der  Ausländer  seien 
in  Gefahr,  Eisenbahn-  und  Telegraphenverbindungen  seien  zer- 
stört, die  Gesandten  von  ihren  Regierungen  abgeschnitten.  An- 
gesichts alles  dessen  fand  der  Kaiser  es  für  nötig,  dem  russischen 
Gesandten  in  Peking  Militär  zur  Verfügung  zu  stellen.  Das  Heer 
wird  gesandt,  nur  um  der  russischen  Gesandschaft  und  den 
russischen  Bürgern  Hilfe  zu  leisten.  Russland  hat  aber  keine 
feindlichen  Absichten  gegen  China,  mit  welchem  «nous  entre- 
tenons  des  rapports  d'amitie  et  de  bon  voisinage.  >  Es  war  dem 
Militär  vorgeschrieben,  seine  Tätigkeit  in  Kontakt  mit  der  Tätig- 
keit der  anderen  Mächte  zu  setzen  und  nötigenfalls  auch  mit 
chinesischen  Truppen  Hand  in  Hand  zu  gehen,  wenn  dies  bei 
der  Herstellung  der  Ordnung  nötig  sein  sollte.  In  Bezug  auf 
dieses  Schreiben  findet  man  seitens  England  in  den  diplomatischen 
Akten  keine  Antwort.  Wohl  aber  seitens  Frankreich.  In  dem 
Schreiben,  das  von  dem  russischen  Gesandten  an  Delcasse  über- 
geben war,  finden  wir  am  Ende  die  Bemerkung,  dass  die  rus- 
sische Regierung  «compte  tout  specialement  sur  l'amitie  et  les 
sentiments  humanitaires  de  la  France  en  vue  de  cette  action 
temporaire,  necessitee  par  les  circonstances  du  moment.  2  >  In  seiner 
Antwort,  wo  Delcasse  der  russischen  Regierung  die  Sendung 
französischer  Kriegsschiffe  mitteilt,  dankt  er  der  russischen  Re- 
gierung für  ihr  Communigue,  und  erwähnt  dabei,  dass  es  für 
ihn  sehr  angenehm  sei,  konstatieren  zu  können,  dass  Frankreich 
die  russischen  Ansichten  über  die  Lage  der  Dinge  in  China- 
vollständig teile:  «comme  la  Russie,  la  France  ne  s'inspire  que 
du  devoir  de  solidarite  humaine  et  ne  desire  rien  que  l'etablisse- 


1  Blb.,  Oorrespondance  . . .  China,  Band  3,  N.  149. 

2  Gib.,  Docum.  diplom.  China  1899—1900,  N.  73. 
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ment  ä  Peking  d'un  Gouvernement  qui  offre  aux  etrangers, 
pacifiques  agents  de  la  civilisation  et  du  commerce,  les  garanties 
de  securite  indispensables.  >  ^ 

Zu  dieser  Zeit  hörten  die  Admiräle  der  verschiedenen  Mächte, 
die  in  der  Petschili-Bucht  mit  ihren  Kriegsschiffen  weilten,  dass 
die  Kaiserin  den  Befehl  ausgegeben  hätte,  die  Gesandtschaften 
in  Peking  zu  zerstören.  Dann  kamen  die  schlechten  Nachrichten 
von  der  Kolonne  des  Vize-Admirals  Seymour,  noch  einige  Tage 
später  bemerkte  man  die  verdächtige  Konzentration  der  chine- 
sischen Truppen  in  der  Nähe  von  Taku  und  Tientsin.  Diese 
Truppen  konnten  leicht  dazu  verwendet  werden,  um  die  Landung 
der  internationalen  Truppen  zu  erschweren,  wenn  nicht  gar 
unmöglich  zu  machen.  Nun  stellten  die  Admiräle  an  die  Be- 
hörden des  Taku-Forts  die  Forderung,  ihnen  das  Forts  bis  zum 
17.  Juni  zu  übergeben.  Da  dieser  Vorschlag  nicht  angenommen 
wurde,  so  bombardierte  man  das  Forts  am  17.  Juni  und  nach 
einem  kurzen  Widerstand  fiel  es  in  die  Hände  der  internationalen 
Truppen.  Diese  Aktion  hatte  sofort  eine  durchaus  nicht  un- 
bedeutende Wirkung  auf  die  chinesische  Regierung  gemacht. 
Einige  Tage  nach  der  Einnahme  des  Takii-Forts  wurde  an  die 
europäischen  und  amerikanischen  Regierungen  eine  Note  von 
Lihungtschang  gesandt,  wo  der  letztere  erklärte,  dass  er,  der 
Einladung  des  Hofes  gemäss,  bereit  sei,  nach  Peking  abzureisen, 
um  die  Dinge  wieder  in  Ordnung  zu  bringen.  Aber  das  wäre 
nur  dann  möglich,  wenn  die  Mächte  annehmen,  dass  die  Er- 
stürmung des  Taku-Forts  keinen  casus  belli  geschaffen  hat.  Die 
entsprechenden  Erklärungen  der  chinesischen  Minister  stimmten 
fast  alle  überein.  Nur  die  Erklärung,  die  in  Berlin  abgegeben 
war,  hatte  eine  andere  Tonart.  Hier  wurde  mitgeteilt,  dass 
Li-hung-tschang  nach  Peking  abreise,  um  dort  der  Regierung  die 
folgenden  Bedingungen  zu  stellen  —  die  Unterdrückung  der 
inneren  Unruhen  und  die  sofortige  Eröffnung  der  Friedensver- 
handlungen. Also  die  Pekingreise  war  hier  eine  festgestellte 
Tatsache  und  dabei  wurde  schon  bestimmt  erklärt,  dass:  «les 
evenements  de  Ta-kou  ne  constituent  pas  un  casus  belli;  parce 
que  les  forts  ont  tire  sans  en  avoir  recu  l'ordre  imperial.  >2  Diese 

1  aib.,  Docum.  diplom.  China  1899—1900,  N.  79. 

2  G-lb.,  Docum.  diplom.  China  1899—1900,  N.  87. 
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Erklärung  von  Li-liiiDg- tschang  hatte  dem  Herrn  Delcasse  Anlass 
gegeben,  sich  mit  einem  Zirkular  an  die  grossen  Mächte  zu 
wenden,  wo  er  sagte,  dass  nach  der  Meinung  der  französischen 
Regierung,  unter  den  gegebenen  Umständen  —  bei  der  Ab- 
sonderung der  Zentralregierung  von  den  Behörden  des  Forts  — 
in  der  Tat  kein  Grrund  vorlag,  um  Taku-lnzindent,  als  casus 
belli  anzusehen.  Wenn  auch  die  andern  Mächte  mit  Frankreich 
in  dieser  Hinsicht  übereinstimmen,  so  sei  er  bereit,  Li-hung-tschang 
mitzuteilen,  dass  seiner  Mission  nichts  im  Wege  stehe.  Die  Ant- 
worten, die  die  Grrossmächte  an  Frankreich  und  Li-hung-tschang 
selbst  richteten,  bestätigen,  dass  wenn  die  Besatzung  des  Taku- 
Forts  ohne  den  Befehl  der  E-egierung  sich  den  Forderungen 
der  Admiräle  widersetze,  damit  noch  kein  Grrund  für  die  Er- 
öffnung der  kriegerischen  Operationen  gegeben  sei.  Nur  Deutsch- 
land  unterliess  es  nicht,  zu  erwähnen,  dass  zu  dieser  Zeit  seine 
Truppen  nicht  zurückberufen  werden,  dass  die  Leitung  der 
Kriegsoperationen  in  den  Händen  der  Admiräle  bleibe  und  dass 
China  sich  nicht  über  den  Ernst  der  Lage,  in  welchem  das 
Land  sich  befinde,  täuschen  solle.  Wie  bekannt,  kam  jetzt 
Li-hung-tchang's  Pekingreise  doch  nicht  zustande.  Ende  Jani, 
am  28.,  erhielt  er  ein  kaiserliches  Dekret,  das  ihm  in  Kanton 
zu  bleiben  befahl.  Die  chinesische  Regierung  wollte  doch  ihr 
Glück  versuchen  und  den  Dingen  ihren  Lauf  lassen.  Jetzt  wurde 
auch  den  grossen  Mächten  die  Aufgabe  klar,  welche  sie  von 
ihrem  Standpunkte  aus  lösen  sollten.  Nur  der  russische  Minister 
des  Auswärtigen,  Graf  Murawieff,  hatte  die  optimistische  Mei- 
nung ausgesprochen,  dass  die  Einnahme  des  Takou-Forts  doch 
einen  tiefen  Eindruck  auf  die  Chinesen  machen  werde  und 
glaubte,  dass  «in  a  fortnight  the  crisis  will  be  over».i  Die 
anderen  Mächte  eilten,  ihre  Kräfte  in  China  zu  sammeln,  was 
übrigens  auch  Russland  zu  tun  nicht  verfehlte.  Man  musste  jetzt 
sehr  bedeutende  Kräfte  haben,  um  die  Befreiung  der  Gesandten 
mit  Erfolg  durchführen  zu  können.  Das  Kontingent  der  inter- 
nationalen Truppen  in  Tientsin  war  dazu  vollständig  ungenügend. 
Es  zählte  ungefähr  10,000  Mann.  Die  neuen  Truppensendungen 
seitens  der  Regierungen  konnten  am  Platze  nur  im  August  er- 
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scheinen.  Japan  allein,  das  durch  seine  Nähe  bei  China  be- 
günstigt war,  war  imstande  gewesen,  grössere  Truppen  in  China 
in  kurzer  Zeit  zur  Verfügung  zu  haben.  Noch  um  Mitte  Juni 
teilte  der  englische  Gesandte  in  Tokio  Salisbury  mit,  dass  in 
dem  Falle  der  Gefahr  für  die  internationalen  Truppen,  die  schon 
jetzt  auf  dem  chinesischen  Boden  sich  befanden,  Japan  bereit 
sei,  bedeutende  Kräfte  dorthin  zu  senden,  um  diese  Truppen 
zu  befreien.  Aber  dazu  brauche  Japan  die  Zustimmung  Eng- 
lands. Die  günstige  Lage  Japans  gab  auch  England  selbst  den 
Anlass,  Japan  den  Vorschlag  zu  machen,  grosse  Truppen  nach 
China  zu  senden.  Diese  Episode  aus  der  ersten  Phase  der  diplo- 
matischen Verhandlungen  der  grossen  Mächte,  die  sich  auf 
Chinas  Wirren  beziehen  und  die  zu  einem  Protest  der  russischen 
Regierung  gegen  «Mandate  to  Japan»  geführt  hatte,  ist  sehr 
interessant.  Am  22.  Juni  bekam  die  japanische  Regierung  eine 
Mitteilung  des  englischen  Gesandten  über  die  kritische  Lage 
der  Gesandtschaften  in  Peking  und  über  die  Expedition  des  Vize- 
Admirals  Seymour.  Dabei  erwähnte  er  auch,  gemäss  den  In- 
struktionen von  Salisbury,  dass  die  englische  Regierung  im 
Begriffe  stehe,  sehr  bedeutende  Kräfte  aus  Indien  nach  China 
zu  senden,  Japan  lege  sich  deshalb  die  Frage  vor,  ob  es  sich 
mit  den  bisher  erfolgten  Truppensendungen  begnügen  solle. 
«The  urgency  of  immediate  action  and  the  favourable  geogra- 
phica! Situation  of  Japan  makes  her  intentions  a  matter  of  very 
grave  importance  in  this  difficulty.»  ^  Der  englische  Vorschlag 
wurde  sofort  von  dem  japanischen  Kabinett  in  Beratung  ge- 
zogen. In  einer  der  Besprechungen,  die  der  japanische  Minister 
des  Auswärtigen  mit  Whitehead,  dem  englischen  Gesandten 
hatte,  sagte  er:  «Japan  has  troops  at  her  disposal,  but  that  it 
was  impossible  to  foresee  the  consequence  of  sending  them.»^ 
Ein  leichter  Zug.  der  Vorsichtigkeit,  dem  man  hier  begegnet, 
wird  in  den  Worten  des  japanischen  Charge  d'affaires,  welche 
er  an  Salisbury  gerichtet  hat,  noch  schärfer  ausgesprochen.  Das 
geschah  in  einer  Rücksprache  vom  25.  Juni,  die  zwischen  ihnen 
stattfand  und  wo  die  allgemeine  Situation  beurteilt  wurde.  Salis- 
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bury  erwähnte  zuerst  die  Massnahmen,  die  schon  von  den  Mächten 
ergriffen  worden  waren,  also  in  erster  Linie  die  Truppensendungen, 
und  dann  führte  er  das  aus,  was  schon  am  22.  Juni  von  White- 
head  an  die  japanische  Regierung  übermittelt  worden  war.  Durch 
seine  geographische  Lage  begünstigt,  kann  Japan  sofort  grosse 
Kräfte  nach  China  senden.  Der  japanische  Charge  d'affaires 
antwortete  darauf,  wie  Salisbury  in  seiner  Depesche  an  White- 
head  mitteilt:  «that  he  had  received  no  Instructions  from  his 
Government,  but  that  in  his  own  opinion,  it  was  not  likely  they 
would  send  a  very  large  force.  He  thought  some  assurance 
would  be  required,  that  there  was  no  objection  on  the  part  of 
other  Governments,  which  have  interests  in  the  East.  Die 
englische  Regierung,  die  die  Notwendigkeit  der  sofortigen 
Truppensendungen  nach  China  zum  Zwecke  der  Befreiung  der 
Gesandtschaften  sehr  gut  verstand,  blieb  nicht  bei  dem  Faktum 
stehen,  Japan  dazu  angeregt  zu  haben.  Sie  unternahm  weitere 
notwendig  werdende  Schritte.  Gerade  an  dem  Tage,  an  welchem 
Salisbury  Rücksprache  mit  dem  japanischen  Charge  d'affaires 
nahm,  hatte  er  auch  die  russische  Regierung  über  die  Stellung- 
nahme zu  dieser  Frage  sondiert.  Es  ist  interessant,  hier  den 
Text  der  zwei  Telegramme  von  Salisbury  zu  beachten,  die  sehr 
klar  die  englischen  Bemühungen  charakterisieren,  die  Frage  der 
forcierten  Truppensendungen  seitens  Japan  zur  Entscheidung  zu 
bringen.  Das  Telegramm  an  den  englischen  Gesandten  in  Peters- 
burg lautet: 2  request  that  you  will  inquire  of  the  Russian 
Minister  for  Foreign  Affairs  whether  his  Government  will  give 
their  approval  to  dispatch  of  a  Japanese  force  of  from  20,000 
to  30,000  men,  if  Japanese  Government  are  Willing  to  under- 
take  it,  for  the  restoration  of  order  at  Tientsin  and  Peking.  > 
Am  andern  Tage,  am  26.  Juni,  sandte  Salisbury  ein  neues  Tele- 
gramm an  Viscount  Gough,  dem  englischen  Gesandten  in  Berlin, 
welches  lautete  :3  «Please  inform  Minister  for  Foreign  Affairs, 
that  I  have  telegraphed  to  Her  Majesty's  Ambassador  at  S*-Peters- 
burg  to  inquire,  whether  the  Russian  Government  would  approve 
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of  a  force  of  from  20,000  to  30,000  men  being  sent  by  Japan 
to  Taku.  I  gather  from  the  Japanese  Charge  d'Affaires,  with 
wliom  I  had  an  interview  late  last  night,  that  his  Government 
unless  they  receive  some  assnrance,  that  it  will  not  lead  to 
complications  with  other  Powers  interested,  will  not  give  effective 
assistance.  I  hope  the  German  Emperor  will  concur  in  our 
wish  to  procure  such  an  assurance  from  E-ussia  and  that  his 
Majesty  will  be  Willing  to  lend  ns  his  assistance  in  obtaining  it.  > 
Bevor  die  beiden  Antworten  gekommen  waren,  mobilisierte 
Japan  schon  ziemlich  bedeutende  Kräfte,  und  zwar  eine  Divi- 
sion, die  13,000  Manu  zählte.  Auf  die  Frage  Whitehead,  ob  diese 
Truppen  sofort  nach  China  geschickt  würden,  gab  man  ihm  eine 
verneinde  Antwort.  Aber  man  gab  auch  dabei  zu  verstehen, 
dass  im  Notfalle  diese  Truppen  ganz  zum  Feldzuge  bereit  seien. 
Diese  Mobilisation  war  doch  eigentlich  eine  Antwort  auf  das 
Memorandum,  welches  der  englische  Gesandte  an  die  japanische 
Regierung  am  22.  Juni,  nach  dem  Gespräche  mit  Yiscount  Aoki, 
übergeben  hatte.  Dieses  Memorandum  war  von  der  japanischen 
ßegierung  nicht  als  eine  Anfrage,  sondern  als  ein  Vorschlag 
aufgefasst  worden.  Zwei  Tage  nach  der  Mobilisation,  am  28.  Juni, 
als  die  japanische  Regierung  schon  wahrscheinlich  die  russische 
Antwort  auf  die  Anfrage  des  Herrn  Salisbury  in  ihren  Händen 
hatte,  teilte  Yiscount  Aoki  dem  englischen  Gesandten  mit,  dass 
die  Truppen  bald  nach  China  geschickt  werden.  Was  für  eine 
Antwort  aber  hat  Russland  gegeben?  In  einem  Memorandum, 
das  von  der  russischen  Regierung  nach  London  und  Tokio  ge- 
schickt worden  war,  erklärte  sie,  dass  die  japanische  Politik  in 
Bezug  auf  China  von  ihr  sehr  hoch  geschätzt  werde  und  dass 
ihr  jede  Absicht  fern  liege,  in  irgendwelcher  Weise  die  Aktions- 
freiheit Japans  zu  beeinflussen,  « especially  when  she  evinces 
the  firm  resolve  of  conforming  her  action  to  that  of  the  other 
Powers.  »  1  Die  gegebene  Antwort  ist  klar  und  schliesst  jedes 
Missverständnis  aus.  Ganz  anders  aber  klingt  die  deutsche  Antwort. 
Da  die  «:  Modalitäten»  ^  der  Aktion,  die  von  Japan  unternommen 
werden  soll,  der  deutschen  Regierung  nicht  bekannnt  waren,  so 
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war  es  für  die  Regierung  ganz  unmöglich,  sich,  über  die  Frage 
zu  äussern,  ob  diese  Aktion  die  Interessen  einer  dritten  Re- 
gierung verletzen  wird  oder  nicht.  Ohne  diese  «  Modalitäten  » 
zu  kennen,  sieht  sich  aber  Deutschland  ausser  Stande,  dieser 
Aktion  seine  Unterstützung  angedeihen  zu  lassen.  Die  Herstellung 
der  Ruhe  und  Ordnung  in  China  könne  nur  durch  die  gemein- 
same Aktion  der  Mächte  zustande  gebracht  werden.  «  G-ermany 
would  therefore  only  take  part  in  the  steps,  which  Her  Majesty's 
Grovernment  have  proposed  if,  from  the  outset,  she  feit  certain, 
that  the  above  mentioned  indispensable  accord  would  not  be 
thereby  endangered,  » ^  mit  diesen  Worten  schloss  der  englische 
Gresandte  seinen  Bericht  über  die  deutsche  Antwort.  Diese  Ant- 
wort war  gerade  am  1.  Juli  abgegeben  worden,  also  an  dem 
Tage,  wo  die  autentische  Nachricht  über  die  Ermordung  des 
deutschen  Gesandten  in  Peking,  Kettelers,  nach  Europa  kam. 
Diese  Nachricht  hatte  einen  tiefen  Eindruck  auf  die  Regierungen 
gemacht.  Ich  werde  später  die  Verhandlungen  darstellen,  die 
zwischen  den  grossen  Mächten  stattfanden  aus  Anlass  des  fran- 
zösischen Vorschlages,  die  Massnahmen  der  Regierungen  in  China 
zu  wirklichen  gemeinsamen  Aktionen  zu  bringen,  wie  auch  die- 
jenigen von  ihnen,  die  sich  auf  die  ernstesten  Vorstellungen 
seitens  der  Regierungen  den  faktischen  Machthabern  in  Peking, 
über  die  Verantwortlichkeit,  die  auf  ihnen  lag,  Bezug  nahmen. 
Jetzt  aber  werde  ich  die  Frage  des  «:  Mandate  to  Japan  »  bis  zu 
Ende  verfolgen.  Am  2.  Juli,  also  am  anderen  Tage,  nachdem 
die  Nachricht  von  der  Ermordung  Kettelers  gekommen  war, 
gab  Salisbury  dem  englischen  Gesandten  in  Tokio,  Whitehead, 
die  "Weisung  ab,  ein  Telegramm  des  Vize-Admirals  Bruce  der 
japanischen  Regierung  zur  Kenntnis  zu  bringen  und  dabei 
zu  fragen,  ob  jetzt  angesichts  der  gegebenen  Verhältnisse 
die  japanische  Regierung  nicht  der  Ansicht  sei,  dass  die 
sofortige  Sendung  der  frischen  Truppen  erforderlich  wäre. 
In  dem  Telegramm  des  Vize-Admirals  war  unter  anderem  sein 
Gespräch  mit  dem  russischen  Greneral-Gouverneur  erwähnt.  Beide 
stimmten  darin  überein,  dass,  wenn  auch  neue  japanische  und 
russische  Truppen  erscheinen  würden  und  der  G-esamtkontingent 
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der  internationalen  Truppen  bis  auf  20,000  Mann  stiege,  ein  Feld- 
zug  gegen  Peking  dennoch  unmöglich  sei.  Gremäss  den  Instruk- 
tionen, die  Whitehead  von  Salisbury  bekommen  hatte,  überreichte 
er  dem  japanischen  Minister  des  Auswärtigen  ein  neues  Memo- 
randum. Viscount  Aoki  erklärte,  dass  er  das  Memorandum  sofort 
dem  Kabinette  zur  Beratung  unterbreiten  werde.  Er  sprach  dabei 
auch  seine  persönliche  Meinung  aus,  die  sehr  pessimistisch  war. 
Die  Befreiung  der  Gresandten  sei  ein  Ding  der  Unmöglichkeit. 
Der  erste  Schritt  der  internationalen  Truppen  nach  Peking  werde 
dort  die  Tötung  aller  Europäer  hervorrufen.  Ferner  war  ein 
Feldzug  gegen  Peking  zu  dieser  Zeit  überhaupt  ein-e  schwierige 
Sache:  Die  Wege  waren  in  kläglichem  Zustande  und  sehr  wenig 
für  die  Kavallerie  und  Artillerie  geeignet.  Für  einen  erfolgreichen 
Sturm  der  Peking'schen  Befestigungen  waren  mindesten  70,000 
Mann  nötig.  Und  es  war  noch  sehr  fraglich,  ob  die  Kräfte,  die 
jetzt  in  Taku  und  Tientsin  gesammelt  waren,  ihre  Positionen 
beibehalten  könnten.  Nach  der  Kabinettberatung  übergab  Japan 
den  interessierten  Mächten  ebenfalls  ein  Memorandum,  in  welchem 
es  seinerseits  auf  die  Gefährlichkeit  der  Situation  in  China  hin- 
wies, die  Notwendigkeit  der  grösseren  und  baldigen  Truppen- 
sendungen erwähnte  und  den  Mächten  vorschlug,  sich  in  Bezug 
auf  «  the  measures  to  be  taken  in  common  to  avert  the  impen- 
ding  danger  and  to  meet  all  eventualities  in  future  »  zu  ver- 
ständigen. « No  Suggestion  was  made  by  his  Excellency, » 
telegraphierte  Whitehead  an  Salisbury,  bei  der  Mitteilung  dieses 
Memorandums,  «  as  to  what  these  joint  measures  should  be,  but 
I  understand,  that  he  means,  that  his  Government  will  send  a 
large  military  expedition  if,  by  previous  agreement  among 
the  Powers,  they  are  assured,  that  Japan  will  be  protected 
from  complications  and  will  be  reasonably  indemniiiedi  for 
outlay  of  money  and  men ».  i  Am  Schlüsse  seiner  Mitteilung 
erwähnte  Whitehead,  dass  Japan  sich  entschlossen  habe,  sofort 
noch  2500  Soldaten  nach  China  za  senden.  Am  Tage,  wo  Vis- 
count Aoki  dem  englischen  Gesandten  sein  Memorandum  einge- 
reicht hatte,  bekam  dieser  letztere  ein  neues  Telegramm  von 
Salisbury.  Und  hier  drängte  der  englische  Premierminister  noch 
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entschiedener,  dass  Japan  nnverzüglicli  bedeutende  Kräfte  nach 
China  senden  solle.  Salisbury  war  dazu  durch  die  beunruhigenden 
Nachrichten  des  Vize- Admirals  Seymours  veranlasst,  der  berichtete, 
dass  fast  alle  Gresandtschaften  in  Peking  schon  zerstört  seien 
und  die  Gesandten,  die  mit  ihrem  Personal  belagert  würden, 
Mangel  an  Kriegsmaterial  litten.  Wie  Seymour  versicherte, 
stimmten  jetzt  alle  überein,  dass  die  sofortige  Eröffnung  des 
Feldzuges  ganz  unmöglich  sei.  Es  fehle  an  Truppen  wie  auch 
an  Transportmitteln.  Salisbury  übersandte  diese  Nachricht  an 
die  japanische  Regierung  und  charakterisierte  die  Situation  als 
eine  äusserst  gefährliche.  Dabei  mache  er  darauf  aufmerksam, 
dass  nur  Japan  sich  in  günstiger  Lage  befinde,  sofort  bedeutende 
Kräfte  nach  China  senden  zu  können.  «  No  objektion  has  been 
raised  by  any  Europan  Power  to  this  course,  »  ^  endete  er  sein 
Telegramm.  Die  Antworten,  die  seitens  E-usslands  und  Deutsch- 
lands auf  seine  Anfrage  in  Bezug  auf  die  Beschleunigung  der 
Sendung  der  vermehrten  japanischen  Kräfte  nach  China  erfolgt 
waren,  wurden  schon  erwähnt,  ßussland  hatte,  wie  aus  seiner 
Antwort  zu  ersehen  ist,  nichts  dagegen  einzuwenden,  dass  Japan 
seine  günstige  geographische  Lage  ausnütze.  Einen  reservierten 
Charakter  hatte  aber  die  Antwort  der  deutschen  Regierung. 
«The  Grovernment  of  His  Majesty  the  Emperor,  which  in  prin- 
ciple  welcomes  with  sympathy  any  steps,  which  appear  calculated 
to  contribute  to  the  restoration  of  order  in  the  Chinese  Empire, 
is  at  present  not  informed  («  orientiert »)  upon  the  particulars 
(«  Modalitäten  »)  of  the  intented  Japanese  Intervention.  Only  after 
a  Clearing  up  of  this  point  could  an  opinion  be  forme d  whether, 
the  intended  Japanese  action  leaves  the  interests  of  third  Powers 
untouched,  and  whether  therefore,  Grermany,  can  undertake  the 
responsibility,  which  in  the  present  general  Situation  of  affairs, 
is  inseparably  connected  with  a  support  of  the  Japanese  project 
of  Intervention.  »2  So  ist  der  Wortlaut  des  Memorandums, 
welches  dem  englischen  Gesandten  in  Berlin  eingereicht  wurde. 
Eine  negative  Stellung  zu  der  englischen  Anfrage  in  Bezug  auf 
Japan   hat  Deutschland   hier    allerdings    nicht  angenommen. 
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Aber  es  hat  klar  ausgesprochen,  um  seine  Ansicht  in  dieser 
Frage  äussern  zu  können,  solle  es  zuerst  über  alle  Modalitäten  > 
orientiert  sein.  In  allen  Blaubüchern  ist  nichts  zu  finden,  was  eine 
solche" Antwort  seitens  Englands  oder  Japans  an  Deutschland  ent- 
halten würde,  ebenso  findet  man  keine  Anhaltspunkte,  woraus  man 
ersehen  könnte,  dass  eine  solche  Antwort  doch  von  irgendwelcher 
Seite  gegeben  wurde.  Nur  in  seinem  Memorandum  vom  4.  Juli,  wo 
die  japanische  Regierung  an  die  Mächte  mit  dem  Vorschlage  heran- 
tritt, gemeinsam  die  nötigen  Massnahmen  zu  besprechen,  sagt  sie, 
dass  Japan  selbst  keine  selbständige  Aktion  zu  unternehmen  beab- 
sichtige. Die  «  Modalitäten  »  waren  hier  aber  nicht  erwähnt.  Es 
ist  also  nicht  zu  verstehen,  wie  Salisbury  den  Gedanken  ausge- 
sprochen hatte,  dass  « No  objection  has  been  raised  by  any 
Europan  Power  to  this  course.  »  Was  aber  die  Grründe  betrifft, 
die  die  deutsche  Regierung  ihre  reservierte  Antwort  zu  geben 
veranlasste,  so  wurden  sie  von  dem  deutschen  Gresandten  in 
Petersburg  in  folgender  Weise  an  Herrn  Scott,  dem  englischen 
Minister  erklärt:  «...  in  face  of  so  grave  a  crisis,  there  were 
objections  to  a  mandate  being  given  to  any  one  Power;  .... 
At  the  present  moment  any  step  which,  by  occasioning  rivalry  or 
jealousy,  might  endanger  this  accord  would  be  fatal.  »  ^  Und  G-raf 
Lamsdorf,  der  neue  russische  Minister  des  Auswärtigen,  hat  in 
seinem  Gespräche  mit  Herrn  Scott,  das  am  4.  Juli  stattfand, 
ausgeführt,  dass  « Russia  had  no  desire  te  place  the  slightest 
difficulty  in  the  way  of  the  prompt  dispatch  of  such  a  Japanese 
force,  as  your  Lordship  had  named  ....  There  would  be  grave 
objections  to  giring  a  mandate  for  single  action  to  any  one  Power  in 
the  face  of  so  grave  a  crisis,  as  the  present,  when  every  other  consi- 
deration  must  be  sabordinated  to  the  one  common  and  pressing  aim 
of  rescue  and  protection,  and  any  importation  of  Clements  of  rivalry 
and  jealousy  would  be  fatal  to  its  success.  »  ^  Bald  werden  wir  dem 
Proteste  der  russischen  Regierung  begegnen,  die  sich  gegen  die 
angebliche  Mandatübergabe  seitens  Englands  an  Japan  wendet, 
und  da  sei  nun  hier  noch  eine  Aeusserung  des  Grafen  Lamsdorf 
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erwähnt,  wo  er  ganz  richtig  sagt,  dass  die  japanische  Eegierang 
kein  besonderes  Mandat  in  irgendwelcher  Form  nachsuche.  «  The 
Japanese  Grovernment  as  appeared  from  the  communication  they 
had  made  to  the  Russian  and  other  Governments  had  not 
asked  for  a  mandate  to  act  independently  in  the  restoration  of 
Order  in  Tien-tsin  and  Pekin,  but  was  desirous  to  co-operate 
loyally  in  this  emergency  with  European  forces.  >  ^  Noch  in  der 
zweiten  Hälfte  des  Monats  Juni,  wie  es  aus  den  Berichten  des 
französischen  Ministers  Harmand  in  Tokio  hervorgeht,  hatte  die 
japanische  Regierung  gegenüber  dem  russischen  Vertreter  be- 
stätigt, dass  die  jetzige  chinesische  Politik  Hand  in  Hand  mit 
der  Politik  der  andern  Mächte  gehe.  Die  Tatsache,  dass  Japan 
in  der  Tat  keine  selbständige  Politik  in  China  zu  dieser  Zeit 
zu  verfolgen  beabsichtigte,  oder  besser  gesagt,  dass  es  mit  den 
andern  Mächten  ganz  ehrlich  zusammenzuarbeiten  gezwungen 
wurde,  geht  aus  folgenden  Worten  des  japanischen  Ministers 
hervor:  «  His  Excellency  replied,  »  schrieb  Whitehead  an  Salis- 
bury  nach  seiner  Unterredung  mit  Yiscount  Aoki,  ^  that  al- 
thought  Japan  had  mad  great  progress,  she  was  not  yet  in  a 
Position  to  take  an  independent  line  of  action  in  so  grave  a 
crisis,  and  that  it  was  imperative  for  her  to  work  in  line  with 
other  Powers.  »  ^  Diese  Unterredung  fand  statt  nach  dem  ersten 
Vorschlage  seitens  Englands,  dass  Japan  grössere  Truppen  nach 
China  sende.  In  unserem  Material  sind  noch  die  Antworten 
Frankreichs,  Italiens  und  der  Vereinigten  Staaten  zu  finden.  Am 
27.  Juni  konnte  Delcasse  noch  keine  definitive  Antwort  geben, 
wie  der  englische  Gesandte  berichtete.  Am  4.  Juli  aber  sprach 
er  schon  die  Hoffnung  aus,  dass  die  japanische  Regierung  sofort 
die  mobilisierte  Division  nach  China  senden  werde,  und  war  mit 
dem  englischen  Vorschlage  einverstanden.  Keine  Schwierigkeiten 
hat  auch  dieser  Vorschlag  seitens  Italiens  erfahren.  Ebenso  hatten 
auch  die  Vereinigten  Staaten  nichts  dagegen  einzuwenden.  Der 
Präsident  hatte  dabei  nur  die  Meinung  ausgesprochen,  dass  es 
ganz  gut  wäre,  wenn  die  Zustimmung  der  anderen  Mächte  auch 
vorliegen  würde.    Die  freundschaftlichen  englischen  Versiche- 
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rungen  in  Bezug  auf  die  Stellungnahme  seitens  der  anderen 
Mächte  zu  der  sofortigen  Sendung  grösserer  Streitkräfte  von 
Japan  übte  unverzüglich  auf  die  japanische  Regierung  ihren  Ein- 
fiuss  aus.  Bald  darauf  meldete  Whitehead  an  Salisbury,  dass 
Japan  im  Begriffe  stehe,  sofort  noch  eine  oder  zwei  Divisionen 
nach  China  zu  senden.  Und  zu  gleicher  Zeit,  als  ob  Japan  noch- 
mals seine  feste  Absicht,  mit  andern  Mächten  zusammenzuar- 
beiten, kundgeben  wollte,  sandte  es  einen  von  seinen  Generälen 
an  Vize-Admiral  Seymour  und  Admiral  Alexejew,  um  mit  ihnen 
den  Operationsplan  zu  besprechen.  Bevor  aber  Whitehead  Salis- 
bury von  der  Sendung  eines  japanischen  Infanterieregiments  und 
dreier  Batterien  Mitteilung  machte,  hat  dieser  in  einem  neuen 
Telegramm  vom  6.  Juli  an  Whitehead  ihm  von  neuem  die  Weisung 
gegeben,  nochmals  Japan  zu  sagen,  dass  es  die  einzige  Macht 
sei,  die  mit  einer  Hoffnung  auf  Erfolg  sich  betätigen  könne. 
Ein  weiteres  Zögern  hier  wälze  eine  grosse  Verantwortlichkeit 
auf  seine  Schultern.  «  We  are  prepared  to  f  urnish  any  financial 
assistancC;  which  is  necessary  in  addition  to  our  forces  already 
on  the  spot.  Her  Majesty's  Grovernment  wish  to  draw  a  sbarp 
distinktion  between  immediate  Operations  which  may  be  still  in 
time  to  save  the  Legations  and  any  ulterior  Operations,  which 
may  be  undertaken.  We  may  leave  to  future  consideration  all 
questions  as  to  the  latter.  »  i  Die  finanzielle  Unterstützung,  die 
Salisbury  hier  an  Japan  vorschlägt,  wird  nach  seinen  Worten 
durch  den  Umstand  veranlasst,  dass  er  alle  Verzögerungen, 
welche  die  Verhandlungen  über  diese  Frage  nach  sich  ziehen 
könnten,  vermeiden  will.  In  demselben  Zeitpunkte  setzte  Salis- 
bury E-ussland  und  Frankreich  in  Kenntnis,  dass  er  der  japa- 
nischen Regierung  so  bald  als  möglich  neue  Truppen  nach  China 
zu  senden  vorschlug  (suggested).  Grraf  Lamsdorff  erhielt  diese 
Nachricht  am  8.  Juli.  Er  machte  dabei  gegenüber  dem  englischen 
Gesandten  einige  Bemerkungen,  aus  denen  hervorging,  dass  er 
befürchtete,  dass  sich  Japan  ein  besonderes  Mandat  für  eine 
selbständige  Aktion  unter  ganz  besonderen  Bedingungen  ver- 
schaffen wolle.  Das  könnte  nach  seiner  Meinung  eine  Gefahr 
für  das  harmonische  Vorgehen  der  Mächte  nach  sich  ziehen.  Es 
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wäre  sehr  gut,  dass  bedeutende  Kräfte  nach  China  geschickt 
werden  könnten,  aber  man  solle  nicht  vergessen,  dass  es  sehr 
wichtig  sei,  dass  alle  Mächte  unter  vollkommen  gleichartigen 
Bedingungen  handeln.  Und  keine  Macht  hat  das  Recht,  einen 
Anspruch  auf  besondere  Vorteile  zu  erheben,  gestützt  auf  ihre 
grössere  Zahl  von  Truppen,  die  zur  Beschwichtigung  der  chi- 
nesischen Wirren  verwendet  wurden.  Einige  Tage  nach  dieser 
Unterredung  (am  13.  Juli)  sandte  die  russische  Regierung  nach 
London  eine  Mitteilung,  die  einen  Protest  gegen  ein  «  Mandate 
to  Japan  »  enthielt.  Zuerst  erwähnt  hier  die  russische  Regierung, 
dass  sie  am  11.  Juni  von  Japan  eine  Mitteilung  erhalten  habe, 
wo  Japan  angesichts  der  schwierigen  Lage  der  Dinge  in  China 
seine  Absicht,  die  Truppen  dorthin  zu  senden,  um  mit  anderen 
Mächten  zu  operieren,  kundgibt.  Diese  Mitteilung  konnte  selbst- 
verständlich bei  den  anderen  Mächten  nur  die  lebhafteste  Zu- 
stimmung hervorrufen.  Und  da  die  geographische  Lage  Japans 
ihm  die  baldige  Sendung  grösserer  Kontingente  von  Truppen 
erlaubte,  was  die  Aktionsfähigkeit  der  internationalen  Truppen 
in  Tien-tsin  erhöhte,  so  eilte  die  russische  Regierung,  dem  Tokioer 
Kabinett  zu  melden,  dass  sie  in  keiner  Weise  seine  Aktions- 
freiheit zu  beeinflussen  beabsichtige.  Und  dann  wird  in  der  Mit- 
teilung wörtlich  gesagt:  «  l'accomplissement  de  cette  täche 

ne  serait  impliquer  des  droits  d'une  Solution  independante  des 
affaires  ä  Pekin,  ni  d'autres  privileges,  a  l'exception,  peut-etre, 
d'une  plus  grande  indemnite  pecuniaire,  si  plus  tard  les  Puis- 
sances  avaient  considere  necessaire  d'en  demander  une.  Presque 
simultanement  nous  recümes  du  Cabinet  de  Londres  une  com- 
munication  ä  ce  sujet,  dans  laquelle  il  s'agissait  deja  non  d'une 
decision  spontanee  du  Cabinet  de  Tokio  de  participer  ä  l'action 
collective  des  puissances,  mais  d'une  mission  donnee,  par  l'Europe 
au  Japon,  d'envoyer  en  Chine  des  forces  considerables  non  seule- 
ment  pour  sauver  les  Legations  et  les  sujets  etrangers,  mais 
aussi  en  vue  de  repression  du  mouvement  insurrectionnel  pro- 
voque  par  les  Boxers  et  l'etablissement  de  l'ordre  a  Pekin  et 
Tien-tsin.  Cette  maniere  de  poser  la  question  pourrait  a  notre 
avis  dans  une  certaine  mesure  enfreindre  les  principes  fondamen- 
taux  qui  avaient  dejä  ete  acceptes  par  la  majorite  des  Puissances 
comme  bases  de  leur  politique  relativement  aux  evenements  en 
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Chine,  savoir :  le  maintien  de  l'union  entre  les  Puissances,  main- 
tien  du  regime  gouvernemental  existant  en  Chine;  exclusion  de 
tout  ce  qui  pourrait  mener  au  partage  de  l'Empire;  enfin  le 
retablissement  par  les  efforts  communs  d'un  pouvoir  central  le- 
gitime capable  lui-meme  d'assurer  au  pays  l'ordre  et  la  securite. 
Le  ferme  etablissement  et  la  stricte  Observation  de  ces  principes 
fondamentaux  sont,  ä  notre  avis,  absolument  indispensables  pour 
atteindre  le  but  principal:  le  maintien  d'une  paix  durable  en 
Extreme-Orient.  Le  Grouvernement  Imperial  considere  qu'en  face 
des  evenements  menacants  en  Chine  qui  concernent  les  interets 
vitaux  des  Puissances,  il  est  urgent  d'eviter  tout  malentendu  ou 
Omission  qui  pourraient  avoir  de  suites  encore  plus  dangereuses.  >  ^ 
Auf  die  erste  Anfrage  seitens  Englands  über  die  Stellungnahme 
der  russischen  Regierung  zur  Frage  der  sofortigen  Entsendung 
von  20,000  bis  30,000  Mann  japanischer  Truppen  nach  China 
hatte  E-ussland  keine  negative  Antwort  gegeben.  Umgekehrt 
war  dort  die  vollständige  Zustimmung  zur  japanischen  Politik 
in  China  gegeben.  Und  der  Umstand,  dass  Japan  Hand  in  Hand 
mit  andern  Mächten  zu  gehen  sich  bereit  erklärte,  wurde  besonders 
hoch  geschätzt.  Seit  dem  28.  Juni,  als  diese  Antwort  erfolgte, 
war  nichts  geschehen,  was  irgendwie  den  Verdacht  der  russischen 
Regierung  erzeugen  konnte.  In  ihrer  Wendung  an  die  Mächte 
vom  4.  Juli  hat  die  japanische  E-egierung  hervorgehoben,  dass 
gerade  das  gemeinsame  Vorgehen  der  Mächte  jetzt  notwendig 
sei.  Und  bald  darauf,  als  sie  bedeutende  Kräfte  nach  China 
gesandt  hatte,  unterliess  sie  es  nicht,  wie  schon  erwähnt  wurde, 
einen  von  ihren  Grenerälen  zu  beauftragen,  an  der  Besprechung 
des  gemeinsamen  Operationsplanes  teilzunehmen.  Zuerst  wurden 
Befürchtungen  in  Bezug  auf  «  Mandate  to  Japan  »  seitens  Deutsch- 
lands in  seiner  Antwort  vom  1.  Juli  an  Salisbury  ausgesprochen. 
Dort  wurde  zuerst  mitgeteilt,  dass  man  über  alle  «  Modalitäten  » 
der  japanischen  Unternehmung  informiert  werden  solle,  bevor 
man  die  Verantwortlichkeit  der  Zustimmung  auf  sich  nehmen 
könne.  Dort  war  auch  zuerst  der  Gedanke  ausgesprochen,  dass 
diese  Aktion  die  Interessen  der  dritten  Macht  verletzen  könne. 
Aus  dem  Munde  des  deutschen  Gesandten  in  Petersburg  hören 
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wir,  dass  « in  face  of  so  grave  a  crisis  there  were  objections 
to  a  mandate  being  given  to  any  one  Power »  i  Fast  in  den- 
selben Worten  wird  dieser  Gredanke  auch  von  Herrn  Lamsdorff 
kundgegeben  in  seiner  Unterredung  mit  dem  englischen  Ge- 
sandten, die  am  andern  Tage,  nach  der  Unterredung  des  Herrn 
Scott  mit  dem  deutschen  Gresandten,  stattfand.  «  There  would 
be  a  grave  objections  to  giving  a  mandate  for  single  actions  to 
any  one  Power  in  the  face  of  so  grave  a  crisis.  »  2  Aber  gerade 
hier  erwähnte  der  russische  Minister  des  Auswärtigen,  dass  die 
russische  Regierung  nichts  gegen  die  Absichten  Japans,  stärkere 
Trappen  nach  China  zu  senden,  erwidern  könne,  und  sagte  ferner, 
dass  «  The  Japanese  Government,  as  appear  from  the  commu- 
nication,  they  hade  made  to  the  Russia  and  other  Governments 
had  not  asked  for  a  mandate  to  akt  independent  in  the  restau- 
ration  of  Order  in  Tien-tsin  and  Pekin,  but  was  desirious  to 
co-operate  in  this  emergency  with  European  forces.  »  Die  Be- 
kanntgabe der  diplomatischen  Verhandlungen  zwischen  Russland 
und  Deutschland  könnte  wahrscheinlich  die  Entstehung  des 
russischen  Protestes  vom  13.  Juli  gegen  «  Mandate  to  Japan  » 
beleuchten.  Die  betreffenden  Dokumente  sind  aber  jetzt  nicht 
zu  haben.  Bald  werden  wir  mit  der  allerdings  charakteristischen 
Argumentation  des  Herrn  Lamsdorff  bezüglich  der  direkten  An- 
frage des  englischen  Gesandten  bei  ihm,  in  welcher  Weise 
überhaupt  bei  der  russischen  E-egierung  der  Gedanke  der  be- 
sonderen Mandatsübergabe  an  Japan  entstehen  konnte,  Bekannt- 
schaft machen.  Bevor  ich  zur  Darlegung  des  Meinungsaustausches, 
der  durch  die  Note,  die  auf  die  russische  Mitteilung  vom  13.  Juli 
Bezug  nahm,  veranlasst  wurde,  übergehe,  werde  ich  mit  einigen  Wor- 
ten den  letzten  Versuch  Englands,  Japan  zu  weiteren  Truppensen- 
dungen zu  veranlassen ,  erwähnen.  Am  13.  Juli  machte  England  noch- 
mals den  Vorschlag,  dass  Japan  weitere  20,000  Mann  nach  China 
senden  solle,  und  versprach  dabei,  mit  einer  Geldunterstützung 
in  der  Summe  von  1  Million  Pfund  Sterling  die  Kosten  tragen 
zu  helfen.  Am  andern  Tage  aber  wurde  schon  Whitehead  von 
dem  japanischen  Minister  benachrichtigt,  dass  in  Anbetracht  des 
Umstandes,  dass  es  zu  keiner  Vereinbarung  der  Mächte  in  Bezug 
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auf  den  Aktionsplan  kam,  sich  die  japanische  Regierung  ausser 
Stande  sehe,  weitere  Truppensendungen  ins  Werk  zu  setzen. 
Diese  Entscheidung  könne  aber  zurückgenommen  werden,  falls 
die  Mission  des  Grenerals  Teranchi  erfolgreich  würde  und  die 
Kommandanten  die  neuen  Kräfte  forderten. 

Diese  Antwort  ist  das  letzte  Dokument,  das  sich  auf  diese 
Frage  bezieht;  weitere  Vorschläge  waren  von  keiner  Seite  ge- 
macht worden.  Um  diesen  Gegenstand  ganz  zu  erledigen,  sei 
hier  noch  der  Meinungsaustausch  zwischen  den  Mächten,  der 
auf  die  Frage  « Mandate  to  Japan  »  Bezug  nahm,  dargelegt. 

In  der  Beantwortung  der  russischen  Erklärung  vom  13.  Juli 
erklärte  Salisbury,  dass  die  englische  Regierung  niemals  den 
Vorschlag  gemacht  habe,  dass  Japan  ein  besonderes  Mandat  be- 
komme. Niemals  hat  sich  auch  die  Regierang  irgendwie  über 
die  besondere  Mission,  die  an  Japan  erteilt  werden  sollte,  ge- 
äussert. Was  die  «;  Prinzipien »  anbelangt,  die  Russland  aufge- 
stellt hatte,  so  wies  Salisbury  darauf  hin,  dass  solche  Prinzipien 
niemals  seitens  Englands  angenommen  worden  seien.  Nur  über 
die  Frage  der  Befreiung  der  Gresandten  und  anderer  Ausländer 
hatte  sich  England  ausgesprochen.  Der  englische  Gesandte  in 
Petersburg  hat  Salisbury  erklärt,  dass  es  für  ihn  gänzlich  un- 
verständlich bleibe,  wie  die  russische  Regierung,  auf  sein  Com- 
munique  vom  26.  Juni  gestützt,  die  Schlüsse  ziehen  konnte,  dass 
England  Japan  mit  einem  besonderen  Mandat  betrauen  wolle. 
Der  Zufall  erlaube  ihm  leider  nicht  sofort,  mit  Herrn  Lamsdorff 
darüber  zu  sprechen.  Infolge  der  Ankunft  des  Schah  von  Persien 
hatte  der  russische  Minister  des  Auswärtigen  keine  Zeit  gehabt, 
die  Vertreter  der  Mächte  zu  empfangen.  Am  20.  Juli  teilte  Eng- 
land seine  Antwort  an  Russland  an  alle  interessierten  Mächte 
mit.  Dabei  erwähnte  Salisbury,  dass  nichts  in  den  Beziehungen 
zwischen  England  und  Russland  geschehen  sei,  was  die  russische 
Behauptung  über  den  «Mandate  to  Japan »  rechtfertigen  könnte. 
Weiter  fragte  Salisbury  an  wegen  der  Stellungnahme  der  be- 
treffenden Mächte  zu  den  Grundprinzipien  der  chinesischen 
Politik,  die  Russland  aufgestellt  hatte.  Was  England  selbst  an- 
betrifft, so  ist  es  auch  von  dem  Wunsche  beseelt,  die  Integrität 
Chinas  zu  wahren,  aber  bei  den  gegebenen  Umständen,  bei 
der  völligen  Ungewissheit  über  die  Absichten  der  Peking'schen 
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Machthaber  ist  es  die  Frage  der  Hilfeleistung  an  diese  Zentral- 
regierung wenigstens  frühzeitig  zu  diskutieren.  Die  Antworten 
der  Mächte  Hessen  nicht  lange  auf  sich  warten.  Bereits  am  darauf- 
folgenden Tage  benachrichtigte  der  englische  Gresandte  in  Paris 
Salisbury,  dass  Delcasse  ihm  mitgeteilt  habe,  dieser  habe  nie- 
mals daran  gedacht,  dass  England  einen  Vorschlag  gemacht 
hätte  in  dem  Sinne,  wie  ihn  Russland  verstand.  In  ähnlicher 
Weise  lautete  die  Antwort  der  italienischen  Regierung.  Schon 
in  ihrer  Beantwortung  des  russischen  Dokuments  vom  13.  Juli 
hat  sie  entschieden  ausgesprochen,  dass  der  betreffende  Vorschlag 
seitens  Englands  ihr  nicht  bekannt  sei.  Was  aber  die  <  fundamental 
principles  >  Russlands  anbetrifft,  so  decken  sie  sich  nach  der 
Meinung  der  italienischen  Regierung  mit  den  diesbezüglichen 
Erklärungen  Frankreichs  und  Deutschlands^  und  auch  Italien 
stimmte  dieser  Meinung  bei.  Ebenso  erklärte  Oesterreich,  dass 
« there  had  been  no  proposal  to  confer  an  European  mandate  upon 
Japan  »i.  Es  selbst  aber  will  gemeinsam  mit  anderen  Mächten  seine 
Ziele  verfolgCD,  und  obwohl  seine  Interessen  in  China  unbe- 
deutend sind,  weist  es  doch  entschieden  alle  Schritte  zurück, 
die  zur  Teilung  Chinas  führen  könnten.  Viscont  Grough,  der  die 
Anfrage  und  die  Erklärung  seines  Chefs  an  Deutschland  in  der 
Form  einer  Note  verbale  mitteilte,  hat  zur  Antwort  bekommen, 
dass  « the  Grerman  Grovernment  now  thoroughly  understood 
that  neither  from  your  Lordship  nor  from  Tokio  had  any  pro- 
posal been  made  that  a  mission  should  be  confined  by  Europe 
to  Japan  Die  Vereinigten  Staaten  erklärten,  dass  sie  bei  der 
Zustellung  der  Mitteilung  vom  13.  Juli  von  der  russischen  Re- 
gierung angefragt  wurden,  ob  sie  ihre  Zustimmung  zu  einem 
besonderen  Mandate  an  Japan  geben  werden.  Ebenso  über  die 
Frage,  ob  sie  in  Bezug  auf  Entschädigung  für  die  japanische 
Expedition  irgendwelche  Vereinbarangen  eingegangen  sind.  Beide 
Antworten  lauteten  negativ.  Ueber  die  Frage  der  «principles» 
fand  es  die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  nicht  für  nötig, 
sich  auszusprechen  —  die  diesbezügliche  Meinung  war  schon 
ganz  klar  in  der  Deklaration  vom  3.  Juli  ausgesprochen.  Bald 
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werden  wir  uns  auch  mit  dieser  Deklaration  bekannt  machen. 
Am  22.  Juli  kam  die  russische  Antwort.  Ich  werde  hier  den 
englischen  Gesandten  selbst  reden  lassen.  Er  sagte  in  seinem 
telegraphischen  Berichte  an  Salisbury  über  die  Beweggründe, 
die  Russland  veranlassten,  die  Mitteilung  vom  13.  Juli  bekannt 
zu  geben :  « His  Excellency  said  that  it  was  in  order  to  clear 
the  E/Ussian  Grovernment  at  once  from  the  odious  and  anti- 
rely  undeserved  charge  that  they  hesitated  to  accept  Japan's 
assistance,  and  had  thereby  assumed  the  grave  responsibility 
of  hindering  the  prompt  relief  of  the  Legations,  this  charge 
had  been  insinuated  in  the  press  and  other  quarters.  His  Ex- 
cellency admitted  that  in  the  message,  which  I  communicated  to  him 
no  mention  had  been  made  of  any  European  mandate  to  Japan 
for  independent  action  and  that  Cooperation  was  indicated  in 
the  arguments  used  by  me,  but  he  said,  that  at  Berlin  your 
Lordship's  question  had  ben  understood  to  imply  an  European 
mandate  and  that  it  was  possible  to  so  Interpret  the  words  used^ 
„an  expedition  tore  störe  order  in  Peking  and  Tientsin,  if  Japan 
is  Willing  to  undertake  the  task"  ».  Jetzt,  als  alle  Missverständ- 
nisse beseitigt  waren,  setzt  die  russische  E^egierung  ihren  G-e- 
sandten  in  Tokio  in  Kenntnis,  dass  sie  gegen  irgendwelche  Hilfs- 
unternehmungen seitens  Japans  keinen  Einspruch  erheben  will. 

Wenn  England  die  Ehre  hatte,  einen  ernsten  Schritt  zur 
Beschleunigung  der  japanischen  Truppensendungen  zu  machen, 
so  hatte  Frankreich  die  Ehre,  den  ersten  Versuch  zu  machen 
zur  Verwirklichung  der  tatsächlichen  «accord  absolu  et  union 
de  toutes  les  puissances.»  Am  2.  Juli  machte  Frankreich  die 
Mächte  darauf  aufmerksam,  dass  es  notwendig  sei,  die  Kriegs- 
operationen im  Osten  zu  coordinieren.  «L'essentiel  est  que  ces 
forces  n'agissent  pas  isolement,  mais  qu'elles  s'unissent  et  cooperent, 
recevant  une  impulsion  unique».^  Diese  Idee  der  «:impulsion 
unique»,  die  die  Notwendigkeit  der  Schaffung  der  Stelle  des 
Oberkommandanten  der  vereinigten  Truppen  in  sich  schliesst, 
begegnet  uns  hier  in  den  Verhandlungen  der  grossen  Mächte 
zum  ersten  Male.   Von  Delcasse  selbst  aber  wurde  diese  Idee 
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nicht  ausgesprochen.  Er  schlägt  den  Mächten  vor,  sich  darüber 
zu  verständigen,  dass  sie  identische  Instruktionen  an  ihre  Kom- 
mandanten im  Osten  senden  möchten,  um  die  Zahl  der  not- 
wendigen Truppen  festzustellen.  In  diesem  Dokumente  resümiert 
Delcasse  in  drei  Punkten  «  accord  absolu»,  der  seit  dem  Anfange 
der  chinesischen  Wirren  die  Mächte  vereinigte.  1.  Le  salut  de 
leurs  representants  et  de  leurs  nationaux  ä  Peking  et  dans  tont 
le  reste  de  l'empire.  2.  Le  maintien  du  statu  quo  territorial. 
3.  L'exigence  de  garanties  serieuses  contre  le  retour  des  malheurs 
qu'on  a  a  deplorer  et  qu'on  peut  redouter  encore. »  Darauf  ant- 
worteten Russland  und  Oesterreich  zustimmend.  Italien  hat  auch 
seine  Zustimmung  prinzipiell  ausgesprochen.  Deutschland  konnte 
infolge  der  Abwesenheit  Bülows  von  Berlin  keine  bestimmte 
Antwort  erteilen.  Es  war  nur  erwähnt  worden,  dass  nach  Mel- 
dungen, die  in  den  Händen  der  Regierang  sich  befanden,  auch 
die  Admiräle  der  Meinung  wären,  dass  für  den  erfolgreichen 
Feldzug  mindestens  80,000  Mann  nötig  seien .  England  stellte 
sich  aber  negativ  zum  französischen  Vorschlage.  Die  Admiräle 
wären,  sagte  die  englische  Regierung,  in  dieser  Frage  nicht 
kompetent.  Und  dabei  konnte  auch  England  diesem  Vorschlage 
nicht  zustimmen,  weil  man  sich  dadurch  der  Mehrheit  hätte 
fügen  müssen.  Die  Vereinigten  Staaten  haben  mit  einer  aus- 
führlichen Darlegung  der  Prinzipien  ihrer  Politik,  die  sie  allen 
Mächten,  die  ihre  Vertreter  in  Peking  hatten,  mitteilten,  ge- 
antwortet, i  Hier  hat  sich  die  amerikanische  Regierung  für  die 
Beibehaltung  des  Friedens  mit  China,  für  die  Ausdehnung  des 
Handels  in  allen  Teilen  des  Reiches,  unter  ganz  gleichen  Be- 
dingungen für  alle  Nationen,  ausgesprochen.  Die  Regierung 
war  bereit,  denjenigen  Machthabern  zu  Hilfe  zu  kommen,  die 
sich  bereit  erklärten,  das  Leben  und  das  Vermögen  der  Aus- 
länder zu  schützen,  und  sie  wollte  auch  Rechenschaft  fordern 
von  denen,  die  an  allen  G-rausamkeiten,  die  zur  letzten  Zeit 
passierten,  schuldig  waren.  Die  Vereinigten  Staaten  sind  auch 
bereit,  mit  anderen  Mächten  gemeinsam  vorzugehen,  die  Gesandt- 
schaften zu  befreien,  den  bedrängten  Ausländern  Hilfe  zu  leisten 
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und  die  nötigen  Massnahmen  za  treffen,  damit  diese  Unruhen 
aus  der  Welt  geschafft  werden.  «It  is  of  course  too  early  to 
forecast  the  means  of  attainding  this  last  result;  but  the  policy 
of  the  Government  of  the  United  States  is  to  seek  a  Solution, 
which  may  bring  a  bout  permanent  savety  and  peace  to  China, 
preserve  Chinese  territorial  and  administrative  entity,  protect 
all  rights  guaranted  to  friendly  powers  by  treaty  and  inter- 
national law  and  saveguard  for  the  world  the  principle  of  equal 
and  impartial  trade  with  all  parts  of  the  Chinese  Empire.  > 

Der  französische  Vorschlag  selbst  ist  von  den  Vereinigten 
Staaten  günstig  aufgenommen  worden.  Der  russische  Kaiser 
hat  zu  dieser  Zeit  die  Meinung  ausgesprochen,  dass  auch  in  der 
Frage  der  Kriegsoperationen  in  China  Frankreich  und  Russ- 
land Hand  in  Hand  gehen  werden.  Das  veranlasste  den  Grafen 
Lamsdorff  folgendes  Projekt  des  gemeinsamen  Operationsplanes 
an  Frankreich  vorzuschlagen.  Es  sollte  ein  Kriegsrat  aus  den 
in  China  weilenden  fremden  Heerführern  gebildet  werden.  Dieser 
Kriegsrat  übernimmt  die  Aufgabe  der  Ausarbeitung  eines  gemein- 
samen Operationsplanes.  Jede  Truppenabteilung  erhält  eine  be- 
sondere Aufgabe.  So  z.  B.  Schutz  der  Verkehrswege  oder  die 
Besetzung  der  wichtigen  strategischen  Positionen  usw.  Durch 
diese  Zuweisung  bestimmter  Aufgaben  an  die  verschiedenen 
Truppen  wird  von  vornherein  allfälligen  Zwistigkeiten  unter 
den  letzteren  begegnet.  Im  Prinzip  wurde  dieser  Plan  wie  von 
Delcasse,  so  auch  von  dem  Kriegsminister  Andre  gebilligt.  Nach 
der  Meinung  des  letzteren  war  der  Plan  imstande,  die  mannig- 
faltigen Schwierigkeiten  diplomatischen  und  militärischen  Cha- 
rakters, die  mit  der  Einheit  der  Aktion  hier  verbunden  waren, 
zu  beseitigen. 

Indem  Frankr-oich  und  England  Mittel  und  Wege  suchten, 
so  schnell  wie  möglich  den  Gesandten  zu  Hilfe  zu  kommen, 
kamen  sie  fast  gleichzeitig  und  dabei  ganz  selbstständig  auf 
den  Gedanken,  den  Mächten  den  Vorschlag  zu  machen,  die 
faktische  Regierung  in  Peking  in  Kenntnis  zu  setzen,  dass  sie 
für  das  Leben  und  Wohl  der  Gesandten  und  ihrer  Mitbürger 
verantwortlich  sei.  Am  2.  Juli  übermittelte  Salisbury  einen  da- 
hingehenden Vorschlag  an  Deutschland,  und  am  4.  Juli  machte 
Delcasse  an  alle  Grossmächte  denselben  Vorschlag.  Dieser  Vor- 
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schlag  ward  von  den  Mächten  angenommen.  Aber  grosse  Be- 
deutung haben  dieselben  der  Wirkung  dieser  Aktion  nicht  beige- 
messen. Selbst  Frankreich  z.  B.  sah  hierin  nur  die  Solidaritäts- 
erklärung seitens  der  Mächte.  Dass  aber  diese  Drohung  einen 
Einfiuss  auf  die  chinesische  Regierung  haben  werde,  erwartete  nie- 
mand. Monson  in  seinem  Berichte  an  Salisbury,  wo  er  die  Unterre- 
dung, die  zwischen  ihm  und  Delcasse  über  diese  Frage  stattfand, 
wiedergiebt,  schreibt  ^ :  M.  Delcasse  explained  that  he  thougt  that, 
while  on  the  one  hand  it  is  to  be  conjectured,  that  in  one  way 
or  another  this  warning  will  reach  those  for  whom  it  is  inten- 
ded  at  Peking  it  will  on  the  other  show  clearly  to  Europe 
and  to  the  world  at  large  the  solidarity  of  the  agreement  bet- 
ween  the  Powers.  His  Excellency  scemed  to  me  to  attach  more 
importance  to  this  latter  point  that  to  the  efficacy  which  such 
a  notification  may  have  at  Peking».  Deutschland  hatte  ebenfalls 
nichts  Positives  von  diesem  Vorschlage  erwartet,  obwohl  es  seine 
Zustimmung  hierzu  erteilte.  Nach  seiner  Meinung  müssen,  wenn 
man  auf  die  chinesische  Regierung  einen  Druck  ausüben  wolle^ 
andere  Mittel  ergriffen  werden.  Am  2.  Juli,  also  am  Tage,  wo 
sich  Salisbury  mit  seinem  Vorschlage  an  die  deutsche  Regierung 
wandte,  hat  der  Baron  Richthofen  sich  bei  dem  englischen  G-e- 
sandten  über  die  Stellungnahme  seiner  Regierung  zu  dem  Vor- 
schlage der  Konsuln  erkundigt,  welche  glaubten,  dass  es  sehr 
zweckmässig  wäre,  die  Grräber  der  alten  chinesischen  Kaiser  zu 
zerstören.  Das  sollte  unbedingt  grossen  Einfluss  auf  die  Chinesen 
machen  und  sie  demütigen.  England  hat  aber  diesen  Vorschlag 
abgelehnt.  «  We  theref ore  f  eel  unable  to  sanction  a  measure,  which 
would  be  so  offensive  to  European  opinion^.  In  dem  Memorandum, 
in  welchem  Deutschland  seine  Zustimmung  zu  dem  englischen 
Vorschlage  gibt,  unterliess  es  nicht  zu  bemerken,  dass  die  An- 
regung der  Konsuln  volle  Beachtung  verdiene. 

Eine  weniger  günstige  Aufnahme  erfuhr  bei  den  Mächten, 
mit  Ausnahme  Russlands,  ein  weiterer  Vorschlag  der  französi- 
schen Regierung.  Sie  schlug  vor,  den  Prinzen  K'ing  und  Joung- 
lou,  die  nach  im  Umlaufe  befindlichen  Gerüchten  an  der  Spitze 
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der  antirevolutionären  Bewegung  standen,  zu  erklären,  dass,  wenn 
sie  den  Gesandtschaften  zu  Hilfe  kommen  werden,  die  Regie- 
rungen im  Verein  mit  ihnen  Friedensverhandlungen  zu  führen 
gedenken.  Delcasse  hat  die  Hoffnung  ausgesprochen,  dass  die 
Mächte  diesen  Vorschlag  annehmen  werden,  denn  es  war  sehr 
wahrscheinlich,  dass  dieses  einzige  Mittel  imstande  war,  ^.die 
schreckliche  Katastrophe  abzuw^den.  Er  gab  sofort  die  ent- 
sprechenden Instruktionen  an  die  französischen  G-eneralkonsuln 
in  Kanton  und  Shanghai.  Man  findet  in  den  diplomatischen 
Akten  keine  weiteren  Dokumente,  mit  der  Ausnahme  der  be- 
jahenden Antwort  seitens  Russlands,  welche  auf  diese  Frage  Be- 
zug nahmen.  Die  negative  Stellung  der  anderen  Mächte  geht 
aus  folgenden  Worten  eines  Telegrammes,  welches  Delcasse  an 
Marquis  Montebello,  den  französischen  Gesandten  in  Petersburg, 
richtete :  ^ .  .  .  Isi  plupart  des  Puissances  n'aient  pas  cru  devoir 
charger  leurs  Consuls  d'une  mission  analogue  >  i.  Die  volle  An- 
erkennung hat  aber  ein  weiterer  Vorschlag  der  französischen 
Regierung  gefunden.  Sie  schlug  nämlich  vor,  dass  die  Mächte 
sich  verständigen  sollten  in  Bezug  auf  die  Frage  des  Waffen- 
und  Munitionsausfuhrverbots  nach  China.  Das  entsprechende  Zir- 
kular wurde  von  der  Regierung  nach  Petersburg,  London,  Wien, 
Berlin,  Washington,  Bern,  Rom,  Haag,  Brüssel,  Kopenhagen  und 
Lissabon  geschickt.  Dokumente,  die  sich  auf  diese  Frage  beziehen, 
sind  von  keinem  Interesse.  Hier  ist  nur  zu  erwähnen,  dass  die 
russische  Regierung,  ganz  mit  dem  französischen  Vorschlage  über- 
einstimmend, die  Notwendigkeit  des  Ausfuhrverbotes  in  folgender 
Weise  motiviert.  Obwohl  formell  die  Mächte  keineswegs  im  Kriege 
mit  China  stehen,  so  wird  doch  dieser  Krieg  tatsächlich  geführt, 
und  es  wäre  nötig,  dieses  Verbot  mindestens  bis  zur  Zeit  auf- 
recht zu  erhalten,  bis  man  die  chinesische  Regierung  kennt,  mit 
der  Europa  zu  tun  hat.  Keine  Schwierigkeiten  hatte  auch  die 
Frage  des  Schützes  der  Transportschiffe,  die  die  Truppen  nach 
China  transportierten,  hervorgerufen.  Die  betreffenden  Verein- 
barungen wurden  bald  verwirklicht.  Sehr  leicht  wurde  auch  die 
Frage  der  besten  Verwendung  der  internationalen  Flotte  zum 
Schutze  der  Kolonien  in  China  gelöst.  Die  erste  Frage  war  von 
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Russland  aufgestellt,  diezweite  von  Frankreich.  In  den  Depeschen, 
welche  die  Mächte  gegenseitig  in  Bezug  auf  diese  Fragen  aus- 
tauschten, begegnet  man  häufig  dem  Ausdruck  des  Bedauerns, 
dass  alle  Operationen  sehr  langsam  vor  sich  gingen  und  zu  wenig 
erfolgreich  seien.  Den  ersten  Grund  dazu  sah  man  in  dem  Fehlen 
der  Koordinierung  der  Operationen  bei  den  internationalen 
Truppen.  Wir  kennen  schon  meinen  diesbezüglichen  Vorschlag 
seitens  Frankreich.  Diese  Notwendigkeit  war  auch  sehr  scharf 
und  klar  seitens  Italien  ausgesprochen  worden.  Marquis  Visconti- 
Venosta  hat  den  Wunsch  ausgesprochen,  dass  nicht  nur  der 
Operationsplan  gemeinsam  von  den  Mächten  festgestellt  werde, 
sondern  dass  auch  die  Kriegsoperationen  unter  der  « direction 
unique  >  verwirklicht  werden.  Und  wir  kennen  auch  schon  den 
Plan,  der  von  Eussland  ausging  und  die  Lösung  der  aufgestellten 
Frage  gab.  Das  betreffende  Dokoment  war  vom  12.  Juli  datiert. 
In  einem  neuen  Dokumente  vom  20.  Juli,  das  von  Russland  aus- 
gieng  und  an  England  gerichtet  war,  macht  Russland  den  Ver- 
such diese  Frage  von  neuem  in  Fluss  zu  bringen.  Der  wesent- 
liche Inhalt  dieses  Dokuments  ist  folgender.  Die  russische  Re- 
gierung sehe  ein,  dass  die  Zeit  gekommen  sei,  wo  es  nötig  er- 
scheine, dass  die  Mächte  zu  einer  positiven  Lösung  der  Frage 
der  Koordinierung  der  Kriegsoperationen  kommen  sollten.  Die 
Meinungen  der  Mächte  gehen  bis  dahin  in  Bezug  auf  diese  Frage 
auseinander.  Die  einen  schlugen  vor,  dass  das  Oberkommando 
sich  in  den  Händen  des  ältesten  Kommandanten  befinden  solle, 
die  anderen  dagegen,  dass  bei  der  Ernennung  des  Oberkomman- 
dierenden auf  die  Zahl  der  Truppen  der  Nationen  Rüchsicht 
zu  nehmen  sei.  Indessen  ist  dieser  Gedanke  kein  glücklicher. 
Die  Zufälligkeit  kann  hier  eine  grosse  Rolle  spielen.  Dabei  muss 
man  auf  dem  Wege  der  Vereinbarungen  einen  möglichst  festen 
Modus  (more  stable  Principle)  der  gemeinsamen  Operationen 
feststellen,  der  diesen  Operationen  einen  einheitlichen  Charakter 
gebe.  Da  alle  kriegerischen  Massnahmen  der  Mächte  dieselben 
Ziele  verfolgen,  so  ist  es  gar  nicht  wichtig,  was  eigentlich  diese 
oder  jene  Truppenabteilung  tatsächlich  ausführt.  Man  soll  gleich 
die  Leistungen  der  verschiedenen  Nationen  schätzen,  ob  sie  die 
Positionen,  die  in  strategischer  Hinsicht  sehr  wichtig  sind,  be- 
setzen werden,  oder  ob  sie  Verkehrswege  beschützen  werden. 
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Bevor  die  englische  Regierung  dieses  Schreiben  beantwortete, 
verlangte  sie  noch  einige  Erklärungen.  Sie  wollte  nämlich  wissen, 
was  unter  den  Ausdrücken,  wie  <^ulterior  military  measures, 
all  the  international  detachements  on  Chinese  territory  >  i  zu  ver- 
stehen war;  sie  wollte  auch  weiter  Auskunft  darüber  bekommen, 
wie  sich  Russland  zu  der  Wahl  des  G-eneral-Kommandanten 
stelle,  und  was  für  Machtbefugnisse  der  letztere  bekommen  solle. 
Nach  den  Erklärungen,  die  von  Lamsdorff  abgegeben  worden 
waren,  verstand  die  russische  Regierung  unter  dem  €  ulterior 
military  measures  »  überhaupt  alle  Kriegsoperationen,  deren  Ziel 
die  Befreiung  der  G-esandten  und  der  Schutz  der  Ausländer  war. 
Was  die  weiteren  Kriegsoperationen  anbetrifft,  die  später  folgen 
konnten,  war  Lamsdorff  ausser  Stande  hier  etwas  näheres  zu 
sagen.  Unter  dem  <  Chinese  territory  >,  verstand  man  die  Provinz 
Petschili.  Sollten  die  Wirren  in  anderen  Teilen  des  Reiches  aus- 
brechen, so  werden  für  die  Beschwichtigung  derselben  selbst- 
ständige Aktionen  unternommen.  So  z.  B.  sieht  sich  jetzt  Russland 
gezwungen  die  kriegerischen  Massnahmen  zum  Schutze  seiner 
Grenze  und  Eisenbahnen  im  Norden  zu  treffen.  Ohne  Zweifel 
werden  auch  die  anderen  Mächte  in  solcher  Weise  fortfahren, 
wenn  ihre  Interessen  in  Süd-  und  Zentral- China  bedroht  werden. 
Ueber  die  Frage  der  Art  und  Weise  der  Ernennung  des  Ober- 
kommandanten hatte  sich  Russland  noch  keine  definitive  Meinung- 
gebildet.  Aber  Lamsdorff  hofft,  dass  gerade  bei  diesem  Meinungs- 
austausche, «  from  the  answers  received  would  result  some  practical 
Suggestion  which  might  meet  the  views  of  all».^ 

Die  Lösung  der  Frage  hat  Deutschland  gebracht.  Ohne  die 
Dokumente  des  diplomatischen  Verkehrs  zwischen  Russland  und 
Deutschland  zu  kennen,  ist  es  ganz  unmöglich,  klar  festzustellen, 
in  welcher  Form  Deutschland  dem  russischen  Kaiser  vorschlug, 
dass  das  Oberkommando  in  die  Hände  des  Grafen  Waldersee 
gelegt  werde.  Wir  wissen  nur,  dass  in  seiner  Depesche  vom 
8.  August  Marquis  Montebello  an  Delcasse  berichtet,  dass  der 
deutsche  Kaiser  den  Zar  Nikolaus  benachrichtigte,  dass  er  das 
Kommando  über  die  deutschen  Truppen  in  China  dem  Feld- 


1  Elb.,  Correspondance  . . .  China,  Band  1  (1901),  N.  54. 
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marschall  G-rafen  Waldersee  übergeben  wolle,  und  dabei  fragte 
er,  ob  Russland  nicbts  einzuwenden  habe,  dass  das  Oberkom- 
mando über  die  internationalen  Truppen  ebenfalls  Waldersee 
anvertraut  werde.  Der  Kaiser  Nikolaus  antwortete,  dass  er  mit 
diesem  Vorschlage  in  Anbetracht  der  grossen  Beleidigung,  die 
China  Deutschland  angetan,  einverstanden  sei. 

Am  7.  August  wurde  den  Gresandten  der  Grossmächte  am 
deutschen  Hofe  eine  Note  verbale  mitgeteilt,  welche  die  Nach- 
richt von  Waldersees  Ernennung  zum  Kommandanten  der  deut- 
schen Truppen  in  China  enthielt  und  die  Mächte  über  ihre 
Stellungnahme  zu  der  Frage  der  Erteilung  des  Oberkommandos 
über  die  internationalen  Truppen  an  Waldersee  anfragte.  In  der 
Note  verbale,  die  an  den  englischen  Minister  gerichtet  ist,  lesen 
wir  unter  anderem  folgendes  :i  His  Majesty  the  Emperor  of 
Russia  has  stated  to  our  Most  Gracious  Sovereign,  that  it  would 
afford  him  especial  satisfaction  to  place  the  E-ussian  troops  ope- 
rating  in  the  Province  of  Chili  under  the  supreme  command 
of  Field  -  Marshai  Count  Waldersee.  His  Majesty  the  G-erman 
Emperor  is  ready  to  undertake  the  task  thereby  devolving  upon 
him,  as  he  has  reason  to  assume,  that  also  other  Grovernments 
besides  Russia  consider  that  a  Grerman  supreme  command  would 
be  of  advantage,  for  example,  the  .Japanese  Grovernment  have 
given  it  to  be  understood,  that  they  would  prefer  a  German 
supreme  command  to  the  supreme  command  of  an  other  Power 
more  extensively  interested  in  East  Asiatic  affairs.  »  Erwähnens- 
wert ist  auch  die  Unterredung,  welche  am  9.  August  zwischen 
Salisbury  und  Baron  Hayaschi,  dem  japanischen  Minister  in 
London,  stattfand.  Letzterer  sagte,  dass  Japan  auch  einen  sol- 
chen Vorschlag  bekommen  hatte,  aber  noch  keine  Antwort  ge- 
geben habe.  —  «  Viscont  Aoki  wished  first  to  know,  what  view 
her  Majesty's  Government  took  of  it.  »  ^ 

Der  deutsche  Charge  d'affaires,  Herr  von  Schloezer,  hatte  auf 
seine  Frage,  was  Herr  Delcasse  über  diesen  Vorschlag  denke, 
zur  Antwort  bekommen,  dass  er  noch  nichts  davon  wisse,  weil 
der  französische  Gesandte  nur  in  den  nächsten  Tagen  nach  Paris 
kommen  solle.  «  M.  de  Schloezer  >,  teilte  Delcasse  an  Montebello 

1  Elb.,  Correspondance ....  China,  Band  1  (1901),  K  128. 
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mit,  ^  m'ayant  encore  demande  si  Ton  ne  nous  avait  pas  oft'ert 
ä  nous-memes  le  commandement  superieur,  j'ai  repondu:  Oui, 
les  journaux.  >  ^ 

Der  deutsche  Vorschlag  war  angenommen,  und  bis  zum 
10.  August  waren  schon  die  bejahenden  Antworten  der  Mächte 
in  den  Händen  der  deutschen  Regierung.  Nur  Frankreich  ver- 
spätete sich  mit  der  Absendung  der  Rückäusserung.  Die  fran- 
zösische Antwort  ist  erst  am  14.  August  abgesandt  worden.  In 
derselben  stand,  dass  auch  Frankreich  die  Aufgabe,  welche  sich 
die  Mächte  in  China  gestellt  haben,  voll  und  ganz  erfasse  und 
sie  mit  grösster  Teilnahme  verfolge.  Und  jetzt  sei  es  bereit,  zu 
der  Lösung  einer  von  diesen  Aufgaben,  die  von  Deutschland 
vorgeschlagen  waren,  seine  Zustimmung  zu  geben.  Wenn  Graf 
Waldersee  nach  China  komme  und  seine  hohe  Stellung  annehme, 
so  werden  die  entsprechenden  Weisungen  dem  Kommandanten 
der  französischen  Truppen  gegeben  werden  und  er  «  ne  manquera 
pas  d'assurer  ses  relations  avec  le  Marechal.  »  ^ 

Diese  Angelegenheit  rief  auch  einen  lebhaften  Depeschen- 
austausch zwischen  Deutschland  und  den  Vereinigten  Staaten 
hervor.  Der  Kaiser  Wilhelm  übermittelte  dem  Präsidenten  Mac 
Kinley  den  Ausdruck  seiner  Freude,  dass  die  amerikanischen 
(Soldaten)  und  die  deutschen  Soldaten  unter  einem  Kommando 
kämpfen  werden.  «:  The  brave  army  of  your  contry,  which  have 
shown  of  late  so  many  warline  qualities  united  with  Europe, 
will  be  irresistible.  »  ^  Dabei  dankte  Wilhelm  für  das  Vertrauen, 
welches  Deutschland  von  den  Vereinigten  Staaten  erwiesen  wurde, 
indem  sie  dem  deutschen  Vorschlage  zustimmten.  Mac  Kinley 
verfehlte  auch  nicht,  die  entsprechende  Antwort  zu  senden. 

Der  andere  Vorschlag,  der  zu  dieser  Zeit  von  Deutschland 
ausging,  dass  nämlich  zum  Hauptquartier  des  Feldmarschalls 
die  Vertreter  von  allen  Truppen  abgesandt  werden,  ward  des- 
gleichen angenommen. 

Die  fieberhafte  Tätigkeit  der  Mächte  in  Bezug  auf  die 
Mobilisation  und  Truppensendungen  nach  China,  die  Unterhand- 

1  Gib.,  Docum.  diplom.  1899—1900,  N.  216. 

2  Gib,  Docum.  diplom.  1899—1900,  N.  237. 

3  Papers  respecting  to  tlie  Foreign  relation  of  the  United  states,  1900, 
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lungen  zwischen  England  und  Japan  über  die  Beschleunigung 
der  Truppensendungen  seitens  des  letzteren  haben  einen  be- 
stimmten Eindruck  auf  die  chinesische  Regierung  gemacht.  Am 
12.  Juli  hat  England  durch  die  Vermittlung  des  chinesischen 
Gresandten  einen  Brief  vom  chinesischen  Kaiser  bekommen. 
Hier  bat  der  Herrscher  Chinas,  dass  England  die  Vermittlerrolle 
zwischen  ihm  und  den  anderen  Mächten  übernehmen  solle.  Acht 
Tage  später  empfingen  bereits  alle  anderen  Mächte  ähnliche 
Schreiben  des  chinesischen  Kaisers.  Diese  Briefe  des  Kaisers 
lauteten,  im  Grunde  genommen,  sehr  einförmig.  Zuerst  wurden 
die  alten  herzlichen  Beziehungen,  die  das  Land  mit  China  seit 
jeher  verbanden,  erwähnt,  dann  folgten  die  Ausdrücke  des  tiefen 
Bedauerns  in  Bezug  auf  die  stattgefundenen  Unruhen.  Und  am 
Ende  bat  man  um  Vermittlung.  In  dem  Briefe  an  den  deutschen 
Kaiser  waren  noch  die  Entschuldigungen  wegen  der  Ermordung 
Kettelers  beigefügt.  Die  Mächte  erklärten  in  ihren  Antworten, 
dass  bis  zu  der  Zeit,  wo  die  Gesandten  noch  nicht  frei  seien 
und  keinen  freien  Verkehr  mit  ihren  Regierungen  haben,  sie 
nicht  Hand  zur  Vermittlung  bieten  werden.  Graf  Bülow  erklärte 
sogar,  dass  es  ihm  unmöglich  sei,  bei  der  gegebenen  Situation 
diesen  Brief  dem  Kaiser  zu  übergeben.  Zuerst  müssen  die  Mörder 
Kettelers  bestraft,  die  Ordnung  im  Reiche  hergestellt  und  die 
Entschuldigung  selbst  in  passenderer  Form  ausgedrückt  werden. 
Frankreich  seinerseits  forderte  die  Beseitigung  und  die  Bestrafung 
des  Prinzen  Touan  und  der  «:hauts  fonctionnaires  responsables 
des  evenements  actuels  »  und  unterliess  dabei  nicht  zu  erwähnen, 
dass  «il  n'echappera  pas  a  votre  Majeste  que,  tant  que  ces 
garanties  indispensables  n'auront  pas  ete  fournies,  il  ne  saurait 
y  avoir  place  que  pour  l'action  militaire.  »i  Die  Uebereinstim- 
mung  Frankreichs  mit  den  deutschen  Forderungen  veranlasste 
den  Grafen  Bülow,  dem  Herrn  Delcasse  mitteilen  zu  lassen, 
dass  «il  a  ete  tres  heureux  de  constater  qu'il  y  avait  accord 
complet  entre  la  politique  de  la  France  et  celle  de  l'AUemagne. 
II  ne  doute  pas  que  cet  accord  parfait  se  continue,  les  vues 
des  deux  Gouvernements  et  les  interets  des  deux  pays  etant 
les  memes.»2 


1  Gib.,  Docum.  diplom.  1899—1900.  N.  173. 
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Die  energische  Sprache  der  Erklärungen  der  Mächte  nötigte 
China  zu  weiteren  Konzessionen.  Am  30.  Juli  teilte  Li-hung- 
tschang  der  englischen  Regierung  mit,  dass  er  im  Einverständnis 
mit  anderen  Vize-Königen  und  Gouverneuren  dem  Throne  eine 
Bitte  unterbreitete,  des  Inhalts,  dass  die  Gesandten  sofort  unter 
dem  Schutze  der  Truppen  nach  Tientsin  sich  zu  begeben  die 
Erlaubnis  erhalten,  oder  dass  man  ihnen  den  freien  Verkehr 
mit  ihren  Regierungen  ermögliche.  Dabei  bat  Li-hung-tschang, 
weitere  Truppensendungen  und  den  Marsch  der  internationalen 
Truppen  nach  Peking  einzustellen.  Acht  Tage  vorher  wurde 
eine  ähnliche  Bitte  an  die  Vereinigten  Staaten  gerichtet,  die 
aber  zur  Antwort  gaben,  dass,  bevor  irgendwelche  Vereinbarungen 
zustande  kommen  könnten,  sie  sich  vorher  mit  ihrem  Gesandten 
in  Peking  in  Verbindung  setzen  müssen.  Dann  fragte  Li-hung- 
tschang,  ob  die  chinesische  Regierung  im  Falle  der  Erfüllung 
dieser  Forderung  die  Einstellung  des  Marsches  nach  Peking 
erwarten  könne.  Da  gaben  die  Vereinigten  Staaten  klar  zu 
verstehen,  dass  der  freie  Verkehr  mit  dem  Gesandten  nicht  als 
Gnade,  sondern  als  absolutes  Recht  gefordert  werde  und  daher 
nicht  ein  Gegenstand  der  Vereinbarungen  sein  könne.  Dieser 
Vorfall  wurde  von  den  Vereinigten  Staaten  der  englischen  Re- 
gierung mitgeteilt.  Salisbury  dankte  dafür  dem  amerikanischen 
Gesandten,  Herrn  Choat,  und  sagte,  dass  auch  er  antwortete, 
dass  keine  Vereinbarungen  stattfinden  können,  bis  der  freie  Ver- 
kehr mit  den  Gesandten  hergestellt  sei. 

Am  2.  August  wurde  in  Peking  ein  kaiserliches  Dekret 
publiziert,  das  einen  hohen  Beamten  mit  den  Vorbereitungs- 
arbeiten betraute,  um  den  Gesandten  die  Fahrt  nach  Tientsin 
zu  ermöglichen.  Das  Dekret  verkündete  auch,  dass  die  Ge- 
sandten jetzt  ganz  frei  mit  ihren  Regierungen  telegraphisch  ver- 
kehren können.  Von  dem  Erlass  dieses  Dekrets  gab  Li-hung- 
tschang  Salisbury  Kenntnis  und  fügte  gleichzeitig  die  Bitte 
hinzu,  die  Marscheinstellung  der  Truppen  nach  China  zu  ver- 
fügen. Bald  darauf  erhielten  die  Regierungen  identische  Tele- 
gramme von  ihren  Gesandten  in  Peking.  Diese  berichteten,  dass 
Tsung-li-Yamen  ihnen  schon  mehrmals  mitgeteilt  hätte,  dass  die 
Regierungen  den  Wunsch  ausgesprochen  haben,  den  Gesandten 
geschützten  Abzug  aus  Peking  zu  ermöglichen.   Die  Gesandten 
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erwiderten  darauf,  dass  ohne  diesbezügliche  Instruktionen  sie 
kein  E-echt  haben,  Peking  zu  verlassen.  Sie  sagten  in  ihren 
Telegrammen  auch,  dass  es  überhaupt  für  sie  unmöglich  wäre, 
Peking  zu  verlassen,  ohne  genügende  Kräfte  zum  Schutze  der 
800  Europäer,  200  Frauen  und  Kinder  und  50  Verwundete  in- 
begriffen, zu  haben.  Zu  diesen  800  Europäern  musste  man  noch 
200  einheimische  Christen  zählen,  die  ebenfalls  des  Schutzes 
bedurften.  Die  Gresandten  haben  ausdrücklich  hervorgehoben, 
dass  dieser  Schutz  nur  durch  europäische,  bezw.  internationale 
Truppen  gewährt  werden  könne  und  keineswegs  durch  das 
chinesische  Militär. 

Die  chinesische  Regierung  bemühte  sich  sehr,  die  Gresandten 
zu  veranlassen,  Peking  unter  dem  Schutze  der  chinesischen  Sol- 
daten zu  verlassen.  Wir  kennen  schon  die  entsprechenden  Ver- 
suche seitens  Li-hung-tschangs ;  die  Pekingsche  Regierung  ging 
so  weit,  dass  sie  erklärte,  dass  im  Falle  des  Weiterbleibens  der 
.Gesandten  in  Peking  die  Regierung  die  Verantwortlichkeit  nicht 
auf  sich  nehmen  könne.  In  den  gelben  Büchern  findet  sich  ein 
diesbezügliches  interessantes  Dokument.  Am  9.  August,  an  dem 
Tage,  wo  die  Regierungen  die  identischen  Telegramme  ihrer 
Gesandten  erhielten,  überreichte  der  chinesiche  Minister  in  Paris 
Delcasse  eine  Erklärung,  die  ihm  von  Tsung-li-Yamen  zugesandt 
wurde.  Tsung-li-Yamen  verwies  auf  die  Notwendigkeit,  den 
Regierungen  klar  zu  machen,  dass  die  Abfahrt  der  Gesandten 
aus  Peking  beschleunigt  werden  müsse.  «En  attendant  ainsi, » 
war  in  diesem  Dokumente  zu  lesen,  «s'il  arrive  quelque  accident, 
qui  en  portera  la  responsabilite  ? »  —  «Ce  sera  sans  aucun  doute 
le  Gouvernement  chinois,  »i  lautete  die  Antwort  Delcasses,  die  er 
Ju-keng,  dem  chinesischen  Minister,  gab  und  den  anderen 
Mächten  mitteilte.  Die  chinesische  Regierung,  führt  er  dort 
unter  anderem  aus,  sei  in  erster  Linie  verpflichtet,  die  Sicher- 
heit der  Gesandten  zu  garantieren.  Und  wenn  sie  nicht  im- 
stande sei,  diese  Garantie  zu  leisten,  müsse  sie  den  internationalen 
Truppen  den  freien  Zutritt  nach  Peking  gestatten.  «Le  Gou- 
vernement chinois  comprendra,  nous  voulons  encore  l'esperer, 
que  le  seul  moyen  pour  lui  de  prouver  la  sincerite  des  dispo- 
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sitions  qu'il  proclame  et  de  limiter  ses  responsabilites,  c'est  de 
cesser  d'y  mettre  obstacle»,  so  schloss  Delcasse  seine  Antwort. 

Die  identische  Note  der  Gesandten  veranlasste  die  Regie- 
rungen zu  dem  neuen  Meinungsaustausche  über  die  weiteren  not- 
wendig werdenden  Massnahmen.  Noch  am  9.  August  wurden  alle 
Mächte  seitens  Englands  über  ihre  Meinungen  in  Bezug  auf  die 
jetzige  Lage  der  Dinge  befragt.  Russland,  Frankreich,  die  Ver- 
einigten Staaten  und  England  waren  alle  einig,  dass  der  Vorschlag 
bezüglich  der  chinesischen  Eskorte  unannehmbar  sei.  Alle  schlu- 
gen vor,  dass  die  chinesische  Regierung  den  internationalen 
Truppen  freien  Zutritt  zu  Peking  gewähren  solle.  Italien,  das 
keine  erhebliche  Rolle  in  diesen  Verhandlungen  spielte,  äusserte 
seinerseits,  dass  die  Truppen  den  Versuch  machen  sollten,  mit 
den  Pekingschen  Behörden  sich  ins  Einvernehmen  zu  setzen, 
bevor  die  Stadt  angegriffen  werde.  Die  deutsche  Regierung  teilte 
Li-hung-tschang  mit,  dass  sie  bis  zur  Zeit,  wo  die  Gesandten 
frei  seien,  in  keine  Verhandlungen  trete.  Jetzt  aber  sei  die  Auf- 
gabe der  Befreiung  der  Gesandten  vollständig  in  den  Händen 
der  Truppen-Kommandanten.  Bevor  aber  die  chinesische  Regie- 
rung auf  den  Vorschlag  der  Mehrheit  der  Mächte  in  Bezug  auf 
die  Gewährung  des  freien  Zutrittes  der  internationalen  Truppen  zu 
Peking  antworten  konnte,  gelang  es  diesen,  den  Zutritt  zu  Peking 
zu  erzwingen.  Am  14.  August  wurde  Peking  von  ihnen  besetzt  und 
die  Gesandten  befreit.  Damit  war  das  erste  Ziel  der  Mächte, 
welches  sie  sich  bei  dem  Ausbruche  der  chinesischen  Wirren 
gestellt  hatten,  erreicht. 


II.  KRPITEL. 


Feststellung  der  Grundprinzipien  für  die  Eröffnung 
der  Friedensverhandlungen. 

Nach  der  Einnahme  von  Peking  und  der  Befreiung  der  Ge- 
sandten tritt  an  die  Mächte  die  Frage  der  weiteren  politischen 
Massnahmen  in  Bezug  auf  China  heran.  Die  chinesische  Regierung 
ihrerseits  bemühte  sich  darum,  dass  die  Mächte  ihre  Truppen 
abberufen  und  die  Friedensverhandlungen  eröffnen.  Einige  Tage 
nach  der  Einnahme  von  Peking,  am  19.  August,  wandte  sich 
Li-hung-tschang  an  die  führenden  Mächte  im  Osten,  England, 
E/Ussland,  Japan,  Frankreich,  Deutschland  und  die  Vereinigten 
Staaten  mit  einer  Zirkularnote,  in  welcher  er  darauf  hinwies, 
dass  der  eigentliche  Zweck,  welcher  die  Mächte  ihre  Truppen 
nach  China  zu  senden  nötigte  —  die  Befreiung  der  Gresandten 
—  zur  Zeit  schon  erreicht  sei.  Jetzt  müssten  die  Mächte  ihre 
Bevollmächtigten,  um  die  Friedensverhandlungen  ins  Werk  zu 
setzen,  ernennen.  Zwei  Tage  später  folgte  ein  neues  Zirkular 
seitens  Li-hung-tschangs,  durch  welches  er  die  Abreise  des  Kaisers 
und  der  Kaiserin-Mutter  von  Peking  mitteilte,  auf  die  vollstän- 
dige Zerstreuung  der  Boxertruppen  hinwies  und  darum  auf  die 
sofortige  Truppenabberufung  durch  die  Mächte  drängte  und  seine 
Bitte  in  Bezug  auf  die  Ernennung  der  Bevollmächtigten  für  die 
Besprechung  der  Friedensverhandlungen  erneuerte.  Die  Ant- 
worten der  Mächte  waren  ablehnend. 

Nach  der  Meinung  der  Vereinigten  Staaten  waren  alle  Ver- 
suche, die  Friedensunterhandlungen  sofort  zu  eröffnen,  verfrüht. 
Die  Einstellung  der  militärischen  Operationen  ward  nur  für  den 
Fall  versprochen,  dass  die  chinesische  Regierung  Hand  in  Hand 
mit  den  Mächten  gehen  werde.  Bisher  war  das  Gegenteil  der 
Fall:  die  Mächte  waren  genötigt,  die  Befreiung  der  Gesandten 
mit  bewaffneter  Hand  auszuführen,  ohne  irgendwelche  Hilfe  der 
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chinesischen  Regierung  zu  bekommen.  Doch  sei  die  Regierung 
der  Vereinigten  Staaten  zu  den  Friedensverhandlungen  bereit, 
wenn  vollständige  Ruhe  und  Ordnung  in  Peking  und  im  ganzen 
Lande  wieder  hergestellt  sein  werden.  Russland  wies  in  seiner 
Antwort  auf  die  Zirkularnote  von  Li-hung-tschang,  dass  es  sich, 
bevor  eine  Antworterteilung  möglich  sei,  mit  den  andern  Mäch- 
ten verständigen  müsse.  England  wollte  zunächst  die  Lage  mit 
seinem  Gresandten  in  Peking,  Herrn  Mac  Donald,  besprechen. 
Frankreich  zweifelte  an  der  Gültigkeit  der  Vollmacht,  die  Li- 
hung-tschang  besass.  Deutschland  seinerseits,  wie  es  Delcasse 
ausdrückte:  «  adenietoute  valeurauxpouvoir  de  Li-hung-tschang.  >i 
Obwohl  Russland  ganz  klar  ausgesprochen  hatte,  dass  alle 
mehr  oder  weniger  ernsten  Schritte  nur  im  Einverständnis  mit 
andern  Mächten  ausgeführt  werden  könnten,  fand  es  dennoch 
für  nötig,  sofort  seine  Truppen  und  seinen  Gresandten  von  Pe- 
king abzuberufen,  ohne  sich  darum  zu  sorgen,  ob  dieser  Schritt  von 
den  andern  Mächten  befolgt,  bezw.  gebilligt  werde  oder  nicht. 
Bevor  wir  aber  zu  der  Dadegung  dieses  sehr  wichtigen  Mo- 
mentes in  der  Tätigkeit  der  Mächte  im  Osten  übergehen,  sei 
hier  noch  eine  interessante  Episode  erwähnt,  die  sich  während 
dieser  Zeit  abspielte  und  ihren  Widerhall  in  den  diplomatischen 
Verhandlungen  der  Mächte  fand.  Die  Gerüchte  von  der  bevor- 
stehenden Ankunft  Li-hung-tschaogs  in  Taku,  von  wo  er  weiter 
nach  Peking  folgen  sollte,  veranlasste  die  Admiräle  der  inter- 
nationalen Flotte  in  Taku,  einen  Beschluss  zu  fassen,  der  dahin 
ging,  Li-hung-tschang  im  Hafen  zurückzubehalten  und  ihn  von 
jedem  Verkehr  mit  der  Zentralregierung  abzuschneiden.  Als  die 
russische  Regierung  von  dieser  Massnahme  Kenntnis  nahm,  be- 
nachrichtigte sie  sofort  die  Vereinigten  Staaten  darüber  und 
sprach  sich  dabei  für  die  sofortige  Annullierung  dieser  Anordnung 
aus.  Die  russische  Mitteilung  nötigte  die  Vereinigten  Staaten, 
sich  bei  ihrem  Admiral  über  die  Sachlage  informieren  zu  lassen. 
Es  erwies  sich,  dass  in  der  Tat  die  Admiräle  den  Beschluss 
gefasst  hatten,  sich  an  die  Gesandten  in  Peking  zu  wenden,  um 
von  ihnen  die  Instruktionen  zu  erhalten  in  Bezug  auf  die 
Stellungnahme  zu  der  Ankunft  Li-hung-tschangs  in  Taku.  Sollte 
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Li-hung- tschang  sein  Vorhaben,  nach  Taku  zu  gelangen,  aus- 
führen können,  bevor  noch  die  Instruktionen  an  die  Admiräle 
erteilt  wären,  so  beschlossen  diese,  ihm  die  Möglichkeit,  mit 
seiner  Regierung  in  Verbindung  zu  treten,  zu  nehmen.  Dann 
hatten  die  Vereinigten  Staaten  an  die  Regierungen  der  Gross- 
mächte eine  Zirkularnote  geschickt,  in  der  sie  darauf  hinwiesen, 
dass  der  amerikanische  Admiral  zu  diesem  Beschlüsse  der  Ad- 
miräle seine  Zustimmung  verweigerte,  eine  Massnahme,  die  auch 
von  der  Regierung  vollständig  gebilligt  werde.  Es  war  absolut 
notwendig,  dass  der  chinesische  Bevollmächtigte  vollständige 
Freiheit  in  der  Bewegung  und  dem  Verkehr  mit  seiner  Regie- 
rung und  den  Kommandanten  der  Truppen  hätte.  Alle  Missverständ- 
nisse  in  dieser  Hinsicht  seitens  der  Repräsentanten  der  Mächte 
in  China  könnten  schwere  Folgen  nach  sich  ziehen.  Die  Ver- 
einigten Staaten  wollten  daher  wissen  <  s'il  existe  d'autres  raisons 
qui  nous  sont  inconnues  et  qui,  ä  leur  avis,  donneraient  lieu 
ä  une  maniere  de  voir  differente  de  celle  que  nous  adoptons  >  ^ 
Die  Mächte  pflichteten  dem  Standpunkt  der  Vereinigten  Staaten 
und  Russland  bei,  und  am  12.  September  benachrichtigte  Courre- 
j  olles,  der  französische  Admiral  in  Taku,  den  französischen 
Marine-Minister,  dass  alle  Mächte  mit  Ausnahme  Deutschlands 
ihre  Admiräle  instruiert  hätten,  Li-hung-tschang  die  vollständige 
Kommunikations-  und  Verkehrsfreiheit  zu  gewähren. 

Nachdem  Russland  sich  entschlossen  hatte,  seine  Truppen 
und  seinen  Gresandten  aus  Peking  abzuberufen,  gab  es  den  an- 
dern Mächten  eine  Erklärung  ab,  wo  es  die  G-ründe,  die  es  zu 
diesem  Schritte  nötigten,  auseinandersetzte  und  die  Prinzipien 
seiner  Politik  im  Osten  von  neuem  präzisierte.  Das  wesentliche 
dieser  Erklärung  war  folgendes.  »  ^  Seit  Beginn  der  Entstehung 
der  Wirren  in  China  hatte  die  russische  Regierung  zwei  Ziele 
verfolgt:  Herstellung  der  Garantie  für  die  Sicherheit  seines  Ge- 
sandten und  seiner  Bürger,  und  die  Hilfeleistung  an  die  chi- 
nesische Regierung  in  ihrem  Kampfe  mit  den  Rebellen.  Nachdem 
die  Regierungen  der  Grossmächte  ihre  Truppen  nach  China 
gesandt  hatten,  schlug  Russland  vor,  folgende  Prinzipien  als 
Leitfaden  zu  nehmen.  1.  Die  Erhaltung  der  Harmonie  zwischen 
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den  Mächten;  2.  Die  Herstellung  des  statu  quo  ante  des  Re- 
gierungsregimes in  China;  3.  Das  Vermeiden  alles  dessen,  was 
zur  Zerteilung  Chinas  führen  könnte;  4.  Die  Herstellung  der 
legalen  Regierung  in  Peking,  die  dem  Lande  Ruhe  und  Frieden 
zu  garantieren  imstande  wäre.  Fast  alle  Mächte  haben  diese 
Prinzipien  anerkannt.  Die  russische  Regierung  verfolgt  nur  diese 
Ziele  und  wird  auch  später  diesem  Programm  treu  bleiben. 
Wenn  die  Angriffe  der  Rebellen  auf  die  russischen  Truppen  bei 
Niew-Tschuang,  das  feindliche  Verhalten  der  Chinesen  gegen- 
über den  Russen  auf  der  G-renze,  das  Bombardement  Blago- 
westschenks  durch  chinesische  Truppen  die  kaiserliche  Regierung 
ihre  Truppen  nach  der  Mandschurei  zu  senden  nötigt,  so  bedeute 
das  nicht,  dass  die  Regierung  irgendwelche  besondere  Ziele 
verfolgen  wolle.  Sobald  die  Ordnung  in  der  Mandschurei  wieder 
hergestellt  wird,  sollen  die  Truppen  abberufen  werden.  Es  ist 
selbstverständlich,  dass  die  Interessen  der  andern  Mächte  und 
der  internationalen  Gres ellschaften  in  dem  offenen  Hafen  Niew- 
Tschuang  und  in  anderen  Paukten  der  besetzten  Territorien 
unverletzt  bleiben.  Die  Einnahme  von  Peking  hat  das  erste  Ziel 
—  die  Befreiung  der  Gesandten  —  verwirklicht.  Was  das  zweite 
Ziel  —  die  Hilfeleistung  an  die  chinesische  Regierung  in  Bezug 
auf  Herstellung  der  Ruhe  und  Ordnung  im  Lande  —  anbetrifft, 
so  wurde  es  bei  den  gegebenen  Umständen,  in  Anbetracht  der 
Abreise  des  Kaisers,  der  Kaiserin-Mutter  und  des  Tsung-li-Yamen 
von  Peking , erschwert.  Und  die  kaiserliche  Regierung  finde  keinen 
Nutzen  in  der  Anwesenheit  der  ausländischen  G-esandten  in 
Peking,  die  bei  der  Regierung  akkreditiert  sind,  die  sich  faktisch 
in  Abwesenheit  befindet.  Darum  gedenkt  die  russische  Regierung 
ihren  Gesandten  aus  Peking  abzuberufen.  Die  russischen  Truppen 
werden  ihn  bis  zum  Tien-tsin  begleiten.  Die  weitere  Anwesen- 
heit der  russischen  Truppen  in  Peking  ist  ebenfalls  zwecklos. 
Sobald  aber  die  chinesische  Regierung  die  Führung  der  Greschäfte 
in  ihren  Händen  haben  wird,  wird  auch  Russland  im  Einver- 
nehmen mit  anderen  Mächten  seine  Bevollmächtigten  ernennen. 

Die  umfangreichen  Berichte  des  englischen  G-esandten  bei 
dem  englischen  Hofe  über  die  Besprechungen,  die  er  mit  Lams- 
dorff,  dem  russischen  Minister  des  Auswärtigen,  bezüglich  dieser 
Erklärung  hatte,  geben  kein  wesentliches,  neues  Material.  Lams- 
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dorff  liat  immer  die  friedliche,  offene  Tendenz  der  Politik  des 
russischen  Kaisers  hervorgehoben.  Und  gerade  die  letztere  Er- 
klärung sollte  diese  Tendenz  am  deutlichsten  dokumentieren. 
Und  weiter  versuchte  er  die  Notwendigkeit  der  Truppenabbe- 
rufung zu  begründen.  Bis  zu  der  Zeit,  wo  die  internationalen 
Truppen  in  Peking  bleiben,  ist  es  doch  dem  chinesischen  Kaiser 
nicht  möglich,  in  seine  Hauptstadt  zurückzukehren.  Es  wäre 
unklug  und  gefährlich,  ihn  dazu  mit  G-ewalt  zu  nötigen.  Es 
wäre  auch  unmöglich  «  to  entertain  the  idea  of  the  Powers  crea- 
ting  themselves  a  new  Government  at  Peking,  which  would 
not  be  recognized  as  a  national  one  by  the  Chinese.  » i 

Aus  dieser  Besprechung  geht  unzweideutig  hervor,  dass  die 
russische  Regierung  fest  entschlossen  war,  ihre  Truppen  abzu- 
berufen. In  einer  Depesche  von  Scott  an  Salisbury  ist  folgendes 
zu  lesen :  «  This  had  decided  the  Emperor,  as  f or  as  his  own 
troops  and  Ministers  were  concerned  to  order  their  withdraval 
from  Peking,  after  taking  local  circumstances  into  consideration 
and  communicating  with  the  Commanders  of  the  other  f oreign 
detachments,  but  they  were  to  obey  these  Instructions  at  the 
earliest  practical  date  and  leave  ever  if  the  other  detachment 
remained  in  Pekiog. »  Nur  Frankreich  hat  sich  auf  die  Seite 
Russlands  gestellt,  die  andern  Mächte  haben  mehr  oder  weniger 
deutlich  zu  verstehen  gegeben,  dass  sie  nicht  geneigt  seien,  solche 
Politik  mitzumachen.  So  zum  Beispiel  erklärte  Deutschland, 
dass  wenn  es  schon  wahrscheinlich  möglich  wäre,  den  Gresandten 
aus  Peking  abzuberufen,  da  ihm  wenig  in  der  halb  zerstörten 
Hauptstadt  zu  tun  übrig  bleibe,  so  wäre  es  dennoch  ein  Fehler, 
die  internationalen  Truppen  abzuberufen.  Dieser  Schritt,  der 
von  der  chinesischen  Regierung  und  dem  Volke  als  ein  Akt  der 
Schwäche  aufgefasst  werden  könnte,  würde  die  Vernichtung  der 
Autorität  der  Ausländer  bedeuten.  Cranz  den  gleichen  Stand- 
punkt hat  Italien  eingenommen.  Die  Entfernung  der  Truppen 
konnte  die  italienische  Regierung  nicht  billigen ;  hingegen  erklärte 
sie  sich  im  Prinzip  einverstanden  mit  der  Abberufung  der  Gre- 
sandten. Bevor  jedoch  eine  endgültige  Antwort  gegeben  wurde, 
wollte  sich  die  italienische  Regierung  mit  ihrem  Gesandten  in 
Peking  verständigen.  Oesterreich  fand  es  überhaupt  für  verfrüht, 
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die  Frage  der  Truppenentfernung  zu  diskutieren,  was  aber  die 
andere  Frage  anbetrifft,  so  nach  den  Worten  des  Grafen  Go- 
louchowski  «  il  avait  tout  lieu  de  croire  la  Legation  austro-hon- 
groise  dejä  en  route  pour  Tien-tsin». 

Die  Antwort  der  Vereinigten  Staaten  war,  wie  Lamsdorff 
selbst  gegen  einen  Gesandten  sich  ausdrückt :  <c  of  the  same 
undecided  charakter,  as  that  of  the  replies,  which  he  had  received 
from  other  Governments:  they  had  none  of  them  committed 
themselves  to  an  expression  of  entire  agreement  with  the  view 
of  the  E-ussia  Government  as  to  the  expediency  of  a  prompt 
evacuation  of  Peking  by  the  allied  military  forces,  nor  had  he 
in  fact  expected  such  an  agreement.  >  i  In  seiner  Zirkularnote 
führte  England  aus,  dass  es  sich  nicht  in  Bezug  auf  den  russi- 
schen Vorschlag  aussprechen  könne,  bevor  es  nicht  im  Besitze 
diesbezüglicher  Informationen  seitens  seines  Ministers  in  Peking 
und  des  Kommandanten  der  englischen  Truppen  sei.  Am  10.  Sep- 
tember setzte  die  englische  Regierung  E-ussland  in  Kenntnis, 
dass  nach  ihrer  Meinung  die  Zeit  der  Truppenentfernung  noch 
nicht  gekommen  sei.  Lamsdorff  liess  dann  Salisbury  benachrich- 
tigen, dass,  indem  die  russische  Regierung  ihre  Truppen  aus 
Peking  abberufe,  sie  dabei  keine  besondere,  von  den  anderen 
Mächten,  die  ihre  Truppen  in  Peking  Hessen,  abweichende  Politik 
beabsichtige.  Der  Kaiser  sei  fest  entschlossen,  mit  den  andern 
Mächten  zusammenzuarbeiten.  Dem  chinesischen  Minister  in 
Petersburg  sei  vorgeschlagen  worden,  Li-hung-tschang  und  den 
chinesischen  Kaiser  in  Kenntnis  zu  setzen,  dass  die  Abberufung 
der  russischen  Truppen  keinesfalls  einen  Bruch  der  Solidarität 
zwischen  Russland  und  den  andern  Mächten  bedeute. 

Diese  Erklärung  Russlands,  wie  auch  die  französische  Er- 
klärung, worin  gesagt  wurde,  dass  Frankreich  vollständig  den 
russischen  Standpunkt  teile  und  seinen  Gesandten  und  seine 
Truppen  aus  Peking  abberufe,  wurde  sofort  von  dem  englischen 
Premierminister  den  anderen  Mächten  bekannt  gegeben.  Gleich- 
zeitig wurde  auch  die  Summierung  aller  Erklärungen  Russlands 
in  Bezug  auf  seine  Ziele  in  China,  die  es  an  England  richtete, 
mitgeteilt.  2 
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Mitte  September  wurde  die  russische  Regierung  von  ihrem 
Minister  in  Peking  und  vom  dortigen  Kommandanten  der  russi- 
schen Truppen  benachrichtigt,  dass  sie  gemäss  den  Instruktionen, 
die  sie  erhielten,  im  Begriff  seien  Peking  zu  verlassen.  Die  russi- 
sche Regierung  setzte  davon  die  Grossmächte  in  Kenntnis  und 
sprach  dabei  den  Wunsch  aus,  die  Meinung  der  Mächte  in  Be- 
zug auf  die  drei  folgenden  Punkte  kennen  zu  lernen  i.  —  Ob 
die  Mächte  geneigt  seien,  ihren  Gresandten  die  Weisung  zu  geben, 
Peking  zu  verlassen.  Die  Nützlichkeit  dieser  Massnahme  war 
auch  von  den  Regierungen  anerkannt,  die  ihre  Truppen  in  Peking 
lassen  wollten.  Dann  weiter.  —  Ob  die  Regierungen  die  Voll- 
machten des  Prinzen  King  und  Li-hung-tschangs  anerkennen 
wollten,  und  schliesslich,  ob  die  Regierungen  ihren  Ministern 
in  Peking  die  nötigen  Weisungen  zur  sofortigen  Eröffnung  der 
Friedensunterhandlungen  zu  geben  bereit  seien? 

Die  französische  Antwort,  welche  allen  Mächten  zugestellt 
wurde,  ging  dahin,  dass,  nachdem  Frankreich  schon  früher  den 
russischen  Vorschlag  in  Bezug  auf  die  Abberufung  des  Gresandten 
und  der  Truppen  angenommen  hatte,  es  selbstverständlich  bereit 
sei,  auch  Tien-tsin  für  den  temporären  Residenzplatz  für  seinen 
Repräsentanten  zu  wählen.  DasDekret,  welches  Li-hung-tschang  und 
King  die  nötige  Vollmacht  zur  Führung  der  Friedensunterhandlun- 
gen verlieh,  erkennt  die  französische  Regierung  für  ganz  genügend 
an,  insofern  es  authentisch  sei.  Unter  den  gegebenen  Umständen 
konnte  dem  französischen  Gresandten  in  Peking  gestattet  werden, 
sofort  die  Friedensunterhandlungen  aufzunehmen.  England  fand 
indessen  auch  diese  Zeit  für  die  Abberufung  seines  Gresandten 
unpraktisch.  Was  die  Anerkennung  der  Vollmachten  Li-hung- 
tschangs  und  Kings  anbetrifft,  so  war  es  für  die  Regierung  sehr  schwer 
zu  entscheiden,  sollten  aber  die  anderen  Mächte  diese  Vollmachten 
anerkennen,  so  wird  auch  England  seinerseits  keine  Hindernisse 
in  den  Weg  legen.  In  den  mündlichen  Erklärungen  Salisburys 
an  einige  Gresandte  begegnet  man  von  neuem  der  Angabe  der 
Grründe,  die  ihn  veranlassen,  dem  russischen  Vorschlage  keine 
Folge  zu  leisten.  Wie  die  deutsche  Regierung,  befürchtete  auch 
er,  dass  dieser  Schritt  eine  gefährliche  Stimmung  in  China  er- 
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wecken  könnte  und  Konflikte  hervorrufen  würde.  Deutschland 
stellte  dem  russischen  Vorschlage  einen  selbständigen,  von  ihm 
ausgegangenen  entgegen.  Bevor  man  in  Friedensverhandlungen 
eingehe,  solle  man,  nach  seiner  Meinung,  die  Bestrafung  der 
Hauptschuldigen  der  gegenwärtigen  Wirren  verlangen.  Und 
Deutschland  hoffte,  dass  von  allen  Seiten  diesem  seinem  Vor- 
schlage zugestimmt  werden  würde.  Die  Zahl  der  Schuldigen  war 
sehr  gross,  aber  man  sollte  mit  der  Bestrafung  der  Hauptschul- 
digen zufrieden  sein.  « Une  mise  ä  mort  en  masse  repugnerait 
ä  la  conscience  civilisee  >^  Da  diese  Personen  den  G-esandten  ge- 
nau bekannt  sind,  schlug  die  deutsche  Regierung  den  Mächten 
vor,  ihre  Gesandten  in  Peking  zu  beauftragen,  sofort  die  Per- 
sonen unter  den  chinesischen  Machthabern  za  bezeichnen,  deren 
Schuld  als  Anstifter  der  Wirren  ausser  allem  Zweifel  stehe. 

Diesem  Vorschlage  opponierten  die  Vereinigten  Staaten, 
Russland  und  England.  Die  Vereinigten  Staaten  waren  im  Prinzip 
bereit,  die  Bestrafung  der  schuldigen  Personen  zu  fordern,  aber 
die  Bestrafung  sollte  von  der  chinesischen  Regierung  selbst  aus- 
gehen. Sie  waren  nicht  geneigt,  die  Forderung  der  Bestrafung 
als  eine  Vorbedingang  der  Friedensverhandlungen  aufzustellen. 
Schon  zu  dieser  Zeit  hatte  die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten 
ihrem  Gesandten  in  Peking  die  Weisung  gegeben,  mit  den  Re- 
präsentanten der  chinesischen  Regierung  in  Verbindung  zu  treten, 
« with  a  view  to  bringing  about  a  preliminary  agreement.  >  2 
Hieraus,  erwähnte  die  amerikanische  Regierung,  ergibt  sich  die 
Stellung  der  Vereinigten  Staaten  zu  dem  russischen  Vorschlage. 
Russland  erklärte,  dass  von  ihm  der  deutsche  Vorschlag  im 
Prinzip  angenommen  werde,  aber  es  bat  die  deutsche  Regierung 
um  weitere  Erklärungen,  damit  jedes  Missverständnis  beseitigt 
werde.  Der  erste  Satz  der  deutschen  Note  —  <scLe  Gouverne- 
ment de  S.  M.  l'Empereur  considere  comme  une  condition  prea- 
lable  pour  entamer  des  negociations  diplomatiques  avec  le  Gou- 
vernement chinois,  l'extradition  des  personnes  qui  sont  reconnues 
comme  les  propres  instigateurs  des  crimes,  commis  a  Pekin 
contre  le  droit  des  gens  »,  hatte  bei  der  russischen  Regierung  mit 
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seinen  Ausdrücken,  wie  « l'extradition  >,  und  « comme  une  con- 
dition  prealable  pour  entamer  des  negociations  diplomatiques  », 
Anstoss  erregt.  Bei  den  gegenwärtigen  Umständen  war  der  erstere 
Ausdruck  nach  der  Meinung  der  russischen  Regierung  unan- 
wendbar. Der  Gedanke,  der  in  dem  zweiten  Ausdrucke  ausge- 
sprochen war,  nötigte  Russland  zu  erklären,  dass  seine  prinzi- 
pielle Zustimmung  keineswegs  für  das  Verhalten  der  russischen 
Regierung  in  Bezug  auf  den  diplomatischen  Verkehr  mit  China 
bindend  erscheine,  wie  auch  die  Stellung  des  letzteren  zu  der 
genannten  Forderung  sein  möge.  Die  russische  Regierung  dachte 
nicht,  dass  die  Eröffnung  der  Friedensverhandlungen  von  der 
Erfüllung  der  Forderung  in  Bezi^g  auf  die  Bestrafung  der  Haupt- 
schuldigen abhänge.  Denn  in  diesem  Falle  konnte  die  Gefahr 
entstehen,  dass  diese  Verhandlungen  ganz  unmöglich  wurden, 
oder  im  besten  Falle  sich  verzögerten.  Es  konnte  auch  keine 
Rede  sein  von  der  Auslieferung  dieser  schuldigen  Personen  an 
die  Mächte.  Die  Bestrafung  soll  von  der  chinesischen  Regierung 
ausgehen.  Und  die  Stellungnahme  der  Regierung  zu  dieser  For- 
derung konnte  nach  der  Meinung  des  Grafen  Lamsdorff,  sehr 
gut  zeigen,  was  für  wirkliche  Kraft  in  den  Händen  der  Re- 
gierung sei.  Er  bezweifelte  aber  auch  die  Erfüllung  dieser  For- 
derung, weil  sich  unter  den  Schuldigen  viele  hohe  einheimische 
Beamte  und  Würdenträger  befinden.  England  hat  ziemlich  lange 
geschwiegen.  Am  25.  September,  acht  Tage  später,  nachdem  die 
diesbezügliche  Note  Salisbury  zugestellt  wurde,  bekam  die  deutsche 
Regierung  die  englische  Antwort.  Es  ist  selbstverständlich,  wird 
hier  ausgeführt,  dass  der  deutsche  Vorschlag  nur  der  vollstän- 
digen Zustimmung  der  Mächte  begegnen  konnte.  Die  englische 
Regierung  erkennt  noch  mehr  als  irgendwelche  andere  die  Not- 
wendigkeit solcher  Massnahmen  an.  Diese  Forderung  fallen  zu 
lassen,  bedeute  eine  Verzichtleistung  der  Sicherstellung  seiner 
Interessen.  Aber  «if  I  read  it  rightly>,  sagt  Salisbury,  will  der 
Vorschlag  der  deutschen  Regierung,  die  Eröffnung  der  Friedens- 
verhandlungen von  der  Erfüllung  der  Forderung  in  Bezug  auf 
die  Bestrafung  durch  die  chinesische  Regierung  abhängig  machend 
Immerhin  setzte  der  Umstand,  dass  mit  der  Solidaritätserklärung 
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mit  Deutschland  die  praktischen  Folgen  derselben  unabsehbar 
seien,  Salisbury  in  Verlegenheit.  Es  ist  sehr  schwer,  die  wirk- 
lich schuldigen  Personen  zu  nennen,  es  ist  auch  sehr  schwer,  zu 
beurteilen,  ob  wir  den  nötigen  Einfluss  haben,  die  bestimmten 
Bestrafungen  zu  erreichen.  Unter  diesen  Umständen  wäre  es 
unklug,  auf  solche  Vereinbarungen  (agreements)  zu  verzichten, 
die  im  Interesse  unserer  Mitbürger  und  unseres  Handels  liegen. 
Sollten  die  Mächte  sich  mit  diesem  Schritte  Deutschlands  soli- 
darisch erklären,  dann  bedeute  dies  eine  Verzögerung  der  Her- 
stellung der  Ruhe  und  Ordnung  in  China.  Der  deutsche  Ge- 
sandte in  London,  Graf  Hatzfeld,  schlug  dann  Salisbury  vor, 
bei  Herrn  Mac-Donald  anzufragen,  ob  er  selbst  und  die  anderen 
Gesandten  im  stände  seien,  die  Hauptschuldigen  zu  bezeichnen, 
und  ob  es  für  die  Mächte  möglich  sei,  im  Falle  man  ihre  For- 
derung in  Bezug  auf  die  Bestrafung  zurückweise,  die  Schuldigen 
doch  in  ihre  Hände  zu  bekommen  (of  seizing  them).  Salisbury 
gab  seine  Zustimmung  dazu,  aber  bevor  er  die  Ansichten  des 
englischen  Gesandten  in  dieser  Beziehung  kannte,  gab  er  ihm 
schon  die  Weisung,  wie  die  Eegierung  der  Vereinigten  Staaten 
an  ihren  Gesandten,  mit  China  in  Verhandlungen  zu  treten.  Er 
machte  aber  dabei  die  Bemerkung,  dass  «  negotiations  are  purely 
preliminaries  for  reference  to  Government».  Und  einige  Tage 
später  hat  die  englische  E-egierung  nochmals  sehr  klar  ausge- 
sprochen, dass  sie  in  keinem  Falle  auf  ihr  Recht,  in  Verhand- 
lungen mit  China  einzutreten,  verzichten  will,  wenn  es  die  In- 
teressen des  Landes  erfordern.  Es  bedeutete  nicht  viel,  wenn 
Salisbury  zu  dieser  Zeit  erklärte,  dass  England  auch  Hand  in 
Hand  mit  dem  deutschen  Kaiser  gehen  wolle  <  as  we  reasonably 
could»!. 

Die  Bereitwilligkeit  der  chinesischen  Regierung,  die  Urheber 
der  Wirren  zu  bestrafen,  die  im  Erlasse  eines  Edikts,  welches  das 
Mass  der  Strafe  für  einige  von  diesen  Urhebern  bestimmte,  dann  das 
tiefe  Bedauern  des  chinesischen  Kaisers  an  Wilhelm  II.  aus  Anlass 
der  Ermordung  des  deutschen  Gesandten  aussprach,  führte  zu 
einer  Wendung  der  Ansichten  der  deutschen  Regierung  über 
die  Frage  der  Bestrafung.  In  einer  Note  2  vom  2.  Oktober  schlug 
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sie  den  Mächten  vor,  «  sich  dahin  zu  einigen,  dass  die  diploma- 
tischen Vertreter  in  China  zu  prüfen  und  zu  begutachten  an- 
gewiesen werden :  1.  ob  die  in  dem  Edikt  enthaltene  Liste  von 
strafbaren  Personen  genügend  und  richtig  sei,  2.  ob  die  in  Aus- 
sicht gestellten  Strafen  angemessen,  und  3.  in  welcher  Weise 
die  Ausführung  der  Bestrafung  von  den  Mächten  zu  kontrollieren 
sei>.  Die"  anderen  Mächte,  wie  auch  Deutschland,  waren  geneigt, 
in  diesem  Schritte  der  chinesischen  Regierung  einen  erusten 
Entschluss,  sich  der  Herstellung  der  Ordnung  zu  widmen,  zu 
sehen.  Der  deutsche  Vorschlag  wurde  angenommen.  Die  Mei- 
nungen der  Gesandten  im  grossen  und  ganzen  haben  diesen 
Gredanken  bestätigt.  Die  Zeit  der  Eröffnung  der  Friedensver- 
handlungen mit  China  nahte.  Die  Sache  wurde  stark  von  Frank- 
reich gefördert,  welches  das  Projekt  der  allgemeinen  Grundlagen 
der  Friedensunterhandlungen  aufstellte.  Sie  waren  von  Frank- 
reich in  folgenden  6  Punkten  formulierte  1.  Die  Bestrafung 
der  Hauptschuldigen,  die  von  den  Gesandten  der  Mächte  in 
Peking  genannt  werden;  2.  Aufrechterhaltung  des  Verbots  der 
Waffeneinfuhr  in  China;  3.  Geldentschädigung  für  die  Staaten, 
Gesellschaften  und  Privatpersonen;  4.  Einrichtung  der  bestän- 
digen Wache  für  die  Gesandtschaften;  5.  Schleifung  des  Taku- 
Forts;  6.  Militärische  Besetzung  der  zwei  oder  drei  Plätze  auf 
dem  Wege  Tientsin-Peking,  welche  immer  für  die  Gesandtschaften, 
die  sich  zum  Meere  begeben  wollen,  oder  für  die  Truppen,  die 
vom  Meere  Peking  erreichen  wollen,  frei  blieben. 

Diese  Bedingungen  wurden  auch  den  Gesandten  in  Peking 
mitgeteilt  und  von  ihnen  sehr  warm  aufgenommen.  Ohne  weiteres 
wurden  sie  auch  von  den  Mächten  angenommen,  nur  England 
und  die  Vereinigten  Staaten  schlugen  kleine  Veränderungen  vor. 
Die  russische  Regierung  gab  ihrem  Vertreter  im  Auslände  die 
Weisung,  die  französischen  Kollegen  zu  unterstützen.  Deutsch- 
land, obwohl  es  zuerst  bemerkte,  dass,  bevor  es  sich  ausspreche, 
es  vorerst  die  Meinung  der  anderen  Mächte  hören  wolle,  cha- 
rakterisierte doch  das  französische  Zirkular,  « comme  venant  ä 
son  heure  et  ayant  le  grand  avantage,  en  presence  du  desir  oü 


1  Blb.,  Correspondance  .  . .  China,  Band  5  (1901),  N.  5. 


53 


l'on  est  generalement  d'une  Solution  pacifique  de  fournir  une  base 
precise  ä  des  pourpariers  qui  menaoaient  de  se  prendre  en  vaines 
discussions.  ^  Und  vier  Tage  später,  am  13.  Oktober,  kurz  vor 
der  Vertragsschliessung  mit  England,  sagte  Deutschland  in  Bezug 
auf  den  französischen  Vorschlag :  «...  s'il  y  avait  des  difficultes, 
elles  ne  viendraient  pas  de  sa  part».^  Hier  wurde  auch  hervor- 
gehoben, dass  die  deutschen  Interessen  vollständig  mit  denen 
Frankreichs  zusammenfielen :  «  Maintien  de  l'integrite  de  la  Chine 
et  liberte  de  commerce  sur  tout  son  territoire  >. 

England  akzeptierte  die  fünf  ersten  Punkte  des  französischen 
Vorschlages ;  in  Bezug  auf  den  sechsten  machte  Salisbury  einige 
Einwendungen.  Er  fand,  dass  die  Okkupation  einiger  Positionen 
durch  die  internationalen  Truppen  zu  Streitigkeiten  zwischen 
ihnen  führen  könnte.  Darum  wäre  es  zweckmässiger,  wenn  jede 
Macht  eine  von  diesen  Positionen  in  ihren  Händen  hätte. 

Die  Vereinigten  Staaten  formulierten  ihre  Bemerkungen 
Punkt  für  Punkt.  ^  1.  Die  chinesische  E-egierung  offenbarte  schon 
ihre  Absicht,  die  schuldigen  Personen  zu  bestrafen,  und  die 
Vertreter  der  Mächte  können  weitere  Namen  noch  während  der 
Verhandlungen  nennen.  2.  Das  Waffeneinfuhrverbot  soll  nicht 
für  immer  bestehen.  Die  Zeit  des  Aufrechterhaltens  dieses  Ver- 
bots soll  später  festgestellt  werden.  3.  Was  die  Frage  der  Ent- 
schädigung anbetrifft,  so  machte  der  Präsident  die  Mächte  auf 
den  russischen  Vorschlag  aufmerksam,  der  dahin  ging,  dass  man 
im  Falle  der  Streitigkeiten  diese  Frage  dem  internationalen 
Schiedsgericht  in  Haag  unterbreiten  solle.  4.  Ohne  die  Zustim- 
mung des  Kongresses  konnte  sich  die  E,egierung  nicht  auf  dau- 
ernde Vereinbarungen  in  dieser  Hinsicht  einlassen,  aber  sie  hat 
schon  für  genügenden  Schutz  für  ihre  Gresandtschaft  gesorgt. 
5.  Was  die  Frage  der  Schleifung  des  Taku-Forts  anbetrifft,  so 
konnte  der  Präsident  seine  Meinung  nur  dann  aussprechen,  wenn 
er  die  näheren  Informationen  über  die  Lage  der  Dinge  in  China 
bekomme.  6.  Hier  könnte  der  Präsident,  ohne  von  dem  Kon- 
gresse bevollmächtigt  zu  sein,  nicht  entscheiden.  Aber  es  scheine 
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ihm  notwendig,  dass  die  chinesische  Regierung  das  Recht  des 
Schutzes  der  Gresandtschaften  und  der  freien  Hilfeleistung  im 
Falle  der  Not  garantiere.  Dieses  Dokument  war  an  alle  Grross- 
mächte  gerichtet  worden,  und  am  Schlüsse  desselben  sprach  der 
Präsident  die  Zuversicht  aus,  dass  seine  Bemerkungen  nicht 
aufzufassen  seien,  als  wolle  er  damit  die  Unterhandlungen  er- 
schweren, und  er  hoffe,  dass  der  Beginn  der  Friedensverhand- 
lungen in  nicht  allzu  weiter  Ferne  stattfinde.  Die  prinzipielle  Zu- 
stimmung der  Mächte  zu  dem  französischen  Vorschlage  veran- 
lasste die  französische  Regierung,  einen  weiteren  Schritt  zu  tun. 
Am  16.  Oktober  schlug  Frankreich  den  Mächten  vor,  an  die 
chinesische  Regierung  durch  die  Gesandten  eine  identische  Note 
zu  richten,  welche  sie  von  den  allgemeinen  Grrundlagen,  auf 
denen  die  Verhandlungen  basiert  werden  müssten,  in  Kenntnis 
setze.  Nach  der  Meinung,  die  Delcasse  ausgesprochen  hatte,  konnte 
dieser  Schritt  einen  Eindruck  auf  den  chinesischen  Kaiser  und 
seine  Regierung  machen.  Die  weitere  Beratung  des  Projekts 
konnte  aber  später  vor  sich  gehen,  sei  es  durch  die  Mächte 
selbst  oder  durch  ihre  Gresandten  in  Peking.  Dieser  Vorschlag 
war  auch  von  den  Mächten  angenommen  worden.  Die  Vereinigten 
Staaten,  den  französischen  Vorschlag  billigend,  wiesen  ihrerseits 
darauf  hin,  dass  es  ganz  zweckmässig  und  nützlich  wäre,  der 
chinesischen  Regierung  eine  Kollektiv-Erklärung  von  allen  Mächten 
zuzustellen,  wo  sie  die  Integrität  des  chinesischen  Territoriums 
und  der  Verwaltung  garantieren  und  das  Prinzip  der  vollständigen 
Freiheit  der  Handelsbeziehungen  proklamierten.  Man  findet  aber 
in  den  diplomatischen  Verhandlungen  keine  Aeusserung  seitens 
irgendwelcher  Regierung,  die  darauf  Bezug  nahm.  Unterdessen 
hatte  schon  die  französische  Regierung  die  identische  Note  aus- 
gearbeitet, die  nach  ihrem  Vorschlage  der  chinesischen  Regie- 
rung zugestellt  werden  sollte.  In  dem  Texte  dieser  Note  waren 
die  Bemerkungen  seitens  der  Vereinigten  Staaten,  Englands 
und  Russlands,  welch  letzteres  vollständig  die  Bemerkungen  der 
englischen  Regierung  billigte,  berücksichtigt.  Punkt  zwei:  «Maintien 
de  l'interdiction  de  l'importation  des  armes»,  lautete  jetzt:  «Main- 
tien dans  les  conditions  ä  regier  entre  les  Puissances,  de  l'inter- 
diction, de  l'importation  des  armes».  Punkt  vier:  «:  Constitution 
ä  Pekin  d'une  garde  permanente  pour  les  Legations»,  lautete 


jetzt:  «Constitution  par  chaque  Puissance  d'une  garde  perma- 
nente pour  sa  Legation  ä  Peking»,  und  der  letzte  Punkt,  der 
in  der  früheren  Redaktion  lautete :  « Occupation  militaire  de 
deux  ou  trois  points  de  la  route  de  Tientsin  a  Takou,  qui  serait 
ainsi  toujours  ouverte  aux  Legations  voulant  se  rendre  ä  la  mer 
ou  aux  forces  qui  de  la  mer  auraient  pour  objectif  lacapitale», 
wurde  jetzt  so  abgefasst:  <  Occupation  militaire  de  certains  points 
ä  determiner  par  un  accord  entre  les  Puissances  pour  maintenir 
la  route  toujours  ouverte  aux  Legations  voulant  se  rendre  ä  la 
mer  ou  aux  forces  qui  de  la  mer  auraient  pour  objectif  la  capi- 
tale  ». 

Wie  einer  von  den  Gesandten  berichtete,  war  die  chinesische 
Regierung  bereit,  diese  Bedingungen  anzunehmen.  Sie  sah  jetzt 
die  Lage  der  Dinge  als  wesentlich  verbessert  an ;  nach  den  Be- 
richten desselben  Gesandten  stand  der  chinesische  Kaiser  im 
Begriff,  nach  Peking  zurückzukehren. 

Die  weiteren  Beratungen  in  Bezug  auf  die  Ausarbeitung 
der  Friedensbedingungen  fanden  in  Peking  zwischen  den  Ge- 
sandten statt.  Sie  hatten  neue  Artikel  ausgearbeitet  und  ziemlich 
weitgehende  Veränderungen  in  der  Redaktion  der  früheren 
Artikel  gemacht.  Fast  anderthalb  Monate  arbeiteten  sie  und  ein 
Monat  verfloss,  bevor  die  Forderungen  an  die  chinesischen  Be- 
vollmächtigten eingereicht  wurden.  Der'  wesentliche  Inhalt  der 
Veränderungen  und  der  neuen  Artikel  war  folgender:  Auf  der 
ersten  Konferenz  der  Gesandten,  die  am  10.  Oktober  stattfand, 
wurden  zwei  neue  Punkte,  die  von  dem  italienischen  Minister 
vorgeschlagen  waren,  durchberaten:  die  Reformierung  des  chi- 
nesischen Ministeriums  des  Aeussern  und  die  Reformierung  des 
Zeremoniells  des  Gesandtenempfanges  durch  den  Kaiser.  Es  war 
auch  ein  Vorschlag  gemacht  worden,  die  Forderung  aufzustellen, 
dass  während  zwei  Jahren  in  China  ein  kaiserliches  Edikt  ver- 
öffentlicht werden  sollte,  das  die  Boxergesellschaften  untersagte 
und  die  Bestrafungen,  die  den  Urhebern  der  gegenwärtigen  Un- 
ruhen auferlegt  w^urden,  erwähnte.  Es  wurde  weiter  beschlossen, 
die  Einstellung  der  Staatsprüfungen  zu  fordern  in  allen  den 
Städten,  wo  in  dieser  oder  jener  Form  die  Ausländer  bedroht 
waren.  Das  zweite  Meeting  vom  26.  Oktober  war  dem  ersten 
Artikel,  der  die  Frage  der  Bestrafungen  behandelte,  gewidmet. 
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Nach  den  langen  Diskussionen  wurde  einstimmig  beschlossen, 
den  Regierungen  vorzuschlagen,  die  Todesstrafe  für  die  Haupt- 
schuldigen zu  fordern.  Das  dritte  Meeting  befasste  sich  mit  der 
Frage  des  Waffeneinfahrverbotes  nach  China.  Die  Regierungen 
selbst  sollten  sich  verständigen  über  die  Zeit,  auf  welche  dieses 
Verbot  Giltigkeit  haben  sollte.  Der  dritte  Punkt,  der  den  Scha- 
denersatz seitens  Chinas,  wie  an  die  Staaten,  so  auch  die  Ge- 
sellschaften und  einzelnen  Personen  forderte,  wurde  in  dem  Sinne 
ausgedehnt,  dass  auch  diejenigen  Chinesen,  die  während  den 
Wirren  irgendwelchen  Schaden  erlitten  aus  dem  Umstände,  dass 
sie  im  Dienste  der  Europäer  stunden,  ebenfalls  für  diesen 
Schaden  eine  Vergütung  erhalten  sollten.  Auf  dem  folgenden 
Meeting  wurde  beschlossen,  die  Forderung  aufzustellen,  dass  ein 
neues  Dekret  veröffentlicht  werde,  das  die  Vize-Könige,  Gouver- 
neure und  anderen  Behörden  mit  dem  Verluste  ihres  Amtes 
bedrohe,  falls  in  ihren  Bezirken  von  neuem  Wirren  ausbrechen 
würden.  Diese  Forderung  sollte  als  Garantieleistung  gegen  Aus- 
bruch ähnlicher  Unruhen  dienen.  Und  der  dritte  Pankt,  der  die 
Frage  der  Entschädigung  behandelte,  wurde  von  neuem  in  Be- 
ratung gezogen.  Der  englische  Minister  sagte,  dass  es  sehr 
wünschenswert  sei,  dass  die  Höhe  dieser  Entschädigung  durch 
unparteiische  Personen  festgestellt  würde,  so  z.  B.  durch  Ver- 
treter der  Schweiz,  Dänemarks  oder  Schwedens.  Der  Gesandte 
der  Vereinigten  Staaten  erwähnte,  dass  die 'russische  Regierung 
in  Washington  den  Vorschlag  gemacht  habe,  diese  Frage  dem 
Schiedsgericht  im  Haag  zu  übergeben,  und  « this  idea  was  ge- 
nerally  approved  at  the  sitting  of  the  31  Oktober»,  bemerkt 
der  englische  Gesandte  in  seinen  Berichten  nach  London.  Punkt 
fünf,  der  die  Schleifung  des  Taku-Forts  forderte,  wurde  in  dem 
Sinne  erweitert,  dass  beschlossen  wurde,  alle  Festungen,  die  den 
freien  Verkehr  zwischen  dem  Meere  und  Peking  absperren  könnten, 
zu  schleifen.  Debattenlos  wurde  von  allen  der  deutsche  Vorschlag 
angenommen,  der  die  Entsendung  einer  chinesischen  Mission 
nach  Berlin  forderte,  die  im  Namen  des  chinesischen  Kaisers 
sein  Bedauern  über  die  Ermordung  Kettelers  beim  Berliner  Hofe 
aussprechen  sollte.  Debattenlos  einigten  sich  alle,  dass  auf  der 
Stelle,  wo  Ketteier  starb,  ein  Denkmal  errichtet  werden  solle 
mit  Inschriften  im  Lateinischen,  Chinesischen  und  Deutschen, 
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durch  welche  der  Ausdruck  des  Bedauerns  des  chinesischen 
Kaisers  ausgesprochen  würde.  Der  englische  Minister  erwähnte 
die  Zweckmässigkeit  der  Forderung  der  Revision  der  Handels- 
verträge. Obwohl  sich  die  Vertreter  Russlands  und  Frankreichs 
dagegen  ausgesprochen  hatten,  fand  dieser  Vorschlag  doch  An- 
nahme. Erfolglos  protestierten  die  beiden  obengenannten  Ver- 
treter gegen  den  Vorschlag  des  italienischen  Ministers,  der  die 
Garantie  seitens  der  chinesischen  Regierung  in  Bezug  auf  die 
Sicherstellung  des  Schadenersatzes  forderte.  Die  Frage  über  die 
Form,  in  welcher  diese  Forderungen  an  China  gestellt  werden 
sollten,  wurde  dahin  gelöst,  dass  sie  nicht  als  ein  Ultimatum  selbst 
eingereicht  werden  müssen,  sondern  nur  in  der  Form  eines 
solchen.  In  der  zweiten  Hälfte  November  einigten  sich  die  Ver- 
treter der  Mächte  über  den  Inhalt  der  Note  und  waren  bereit, 
bei  ihren  Regierungen  um  Erlaubnis  nachzusuchen,  die  Note 
den  chinesischen  Bevollmächtigten  einzureichen.  Es  entstand 
aber  ein  lebhafter  Meinungsaustausch  zwischen  den  Mächten 
selbst  in  Bezug  auf  einige  Fragen,  und  die  Einreichung  der 
Note  wurde  auf  einen  Monat  verschoben.  Die  Frage  der  Be- 
strafung der  Haupturheber  der  Wirren  spielt  hier  die  grösste 
Rolle.  Wie  schon  erwähnt,  hatten  die  Gesandten  den  Entschluss 
gefasst,  bei  ihren  Regierungen  die  Todesstrafe  für  sechs  Personen 
zu  fordern;  später,  nach  der  genaueren  Untersuchung,  sollten 
die  Gesandten  die  weiteren  Personen  namhaft  machen,  die  mit 
dem  Tode  bestraft  werden  sollten.  In  seiner  Depesche  an  Pichon 
vom  6.  November  sagte  Delcasse,  dass  er  immer  zusammen  mit 
dem  russischen  Gesandten  gehen  solle,  da  das  im  Interesse  der 
baldigen  Eröffnung  der  Friedensverhandlungen  liege.  Und  dabei 
erwähnte  er,  dass  mit  den  letzteren  schon  begonnen  werden 
könne,  ohne  dass  vorher  die  Bestrafung  vollzogen  werde.  Am 
20.  November  gab  Delcasse  den  französischen  Gesandten  bei  den 
verschiedenen  Regierungen  die  Weisung,  den  betreffenden  Re- 
gierungen die  Ansichten  Frankreichs  bezüglich  der  Frage  der 
Bestrafung  mitzuteilen.  Von  dem  Gedanken  ausgehend,  dass 
hier  die  höchsten  Strafen  am  Platze  seien,  fand  es  die  franzö- 
sische Regierung  doch  für  ratsam,  dass  nur  solche  Bestrafungen 
gefordert  werden  sollten,  die  in  der  Tat  ausführbar  seien.  Darum 
genüge  es  jetzt,  nur  die  prinzipielle  Forderung  der  Notwendig- 
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keit  dieser  Bestrafung  aufzustellen,  die  Verwirklichung  dieser 
Forderung  aber  könne  man  in  die  letzten  Verhandlungen  ver- 
legen. Zu  dieser  Zeit  teilte  die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten 
den  Grossmächten  die  Instruktionen  mit,  die  ihrem  Gresandten 
in  Peking  gegeben  worden  waren,  und  diese  Frage  berührten. 
Dem  Gesandten  wurde  die  grösste  Freiheit  in  der  Führung  der 
Verhandlungen  gegeben.  Aber  die  Regierung  war  durch  die  Er- 
wägung beunruhigt,  dass  die  Verhandlungen  scheitern  könnten, 
weil  Befürchtungen  gehegt  wurden,  ob  die  chinesische  Regierung 
imstande  wäre,  diese  Bestrafungen  durchzusetzen.  Daher  gab  die 
Regierung  ihrem  Gesandten  die  Weisung,  sich  mit  anderen 
Kollegen  zu  verständigen,  ob  es  in  der  Tat  für  China  möglich 
sei,  die  geforderten  Strafen  zu  vollziehen.  Selbstverständlich 
werden  auch  von  den  Vereinigten  Staaten  ernste  Strafen  ge- 
wünscht, aber  es  wäre  für  die  Mächte  sehr  unangenehm,  wenn 
sie  ihre  Forrderungen  zurücknehmen  sollten  oder  zu  deren  Ver- 
wirklichung zu  solchen  Massnahmen  greifen  müssten,  deren  Folgen 
unabsehbar  wären.  Was  die  Frage  der  Entschädigung  anbetrifft, 
so  meinte  der  Präsident,  dass  die  geforderte  Summe  die  Zahl- 
kraft Chinas  nicht  übersteigen  solle.  Er  schlug  vor,  von  China 
eine  solche  Summe  zu  verlangen,  die  es  bezahlen  könne,  und 
diese  Summe  dann  in  entsprechender  Weise  unter  den  Mächten  zu 
verteilen.  Zum  Schlüsse  wurde  erwähnt,  dass  es  wünschenswert 
sei,  die  Verhandlungen  so  bald  wie  möglich  zu  Ende  zu  führen. 
In  den  Besprechungen  mit  den  Repräsentanten  Frankreichs  und 
der  Vereinigten  Staaten  charakterisierte  Salisbury  in  folgender 
Weise  den  Standpunkt  Englands.  Ueber  die  Frage  der  Kontri- 
bution könne  er  sich  nicht  äussern,  da  die  besten  Richter  in 
dieser  Angelegenheit  die  Gesandten  in  Peking  seien,  und  die 
hätten  zuerst  das  Wort.  Was  aber  die  Frage  der  Bestrafung 
anbetrifft,  so  sei  die  englische  Regierung  nicht  geneigt,  ihre 
Forderangen  in  dieser  Hinsicht  zu  mässigen.  Die  öffentliche 
Meinung  wolle,  dass  die  Urheber  der  Wirren  die  verdiente  Strafe 
erhielten.  Diese  Meinung  Salisburys  kontrastiert  sehr  stark  mit 
seinen  früheren  Aeusserungen  in  Bezug  auf  diese  Frage.  Das 
ist  gerade  einer  von  den  Punkten,  auf  welche  der  englisch- 
deutsche Vertrag  vom  16.  Oktober  seinen  Einfluss  ausgeübt  hat. 
Wie  die  französische  Regierung,  so  erklärt  jetzt  Salisbury:  «^It 
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seemed  to  me  that  we  might  perfectly  place  on  record  our  opi- 
nion  that  the  punishment  was  merited,  and  enter  into  nego- 
tiations  on  that  assurption  and  with  every  Intention  of  insisting 
upon  the  demand  so  far  it  was  practically  possible  to  do  so.  > 
Russland  nahm  auch  den  Standpunkt  Frankreichs  ein. 

In  dem  Projekte  der  Note,  die  die  Gesandten  an  ihre  Ke- 
gieriingen  mitteilten,  war  unter  anderem  folgender  Passus:  <«:La 
Chine  ayant  reconnu  sa  responsabilite,  temoigne  ses  regrets  et  mani- 
fiste  le  desir  de  voir  cesser  la  Situation  creee  par  les  desordres 
dont  il  s'agit,  les  Puissances  ont  resolu  accede  ä  sa  demande, 
aux  conditions  irrevocables,  qu'elles  jugent  indispensables  pour 
reparer  les  crimes  commis  et  en  prevenir  le  renouvellement.  » 
Die  amerikanische  Regierung  benachrichtigte  den  Gesandten, 
dass  der  Ausdruck  «  aux  conditions  irrevocables  >  nicht  ange- 
nommen werden  könne,  da  die  Regierung  Zweifel  hege,  dass 
China  in  jedem  der  geforderten  Fälle  die  Todesstrafe  durchzu- 
setzen imstande  sei.  Russland  seinerseits  erklärte,  dass  die  Worte 
«  peine  de  mort  »  durch  die  Worte  «  peine  la  plus  severe  »  ersetzt 
werden  müssen,  und  beantragte  gleichzeitig  noch  zwei  andere 
Veränderungen,  die  keinen  wichtigen  Charakter  hatten.  In  dem 
Punkte  11  anstatt  « sur  les  bases  que  les  Puissances »  wollte 
die  russische  Regierung  «  dans  le  but  de  faciliter  les  relations 
commerciales  »  setzen,  und  in  dem  Punkte,  der  die  Sicherstellung 
des  verlangten  Schadenersatzes  betrifft,  die  Worte  « les  mesures 
dans  le  sens  que  les  Puissances  indiqueront »  durch  die  AVorte 
« la  Chine  prendra  les  mesures  financieres  qui  pourront  satisfaire 
les  Puissances  »  ersetzen.  Die  Aufmerksamkeit  der  Mächte  war 
der  ersten  Bemerkung  der  russischen  Regierung  gewidmet,  die 
wie  auch  beide  anderen  von  Frankreich  unterstützt  wurden. 
Der  russische  Vorschlag  wurde  angenommen,  weil  es  für  China 
leichter  war,  in  der  vorliegenden  Form  die  Todesstrafe  für  die 
Betreffenden  zu  akzeptieren.  Der  feste  Entschluss  der  Vereinigten 
Staaten,  ihre  Position  in  Bezug  auf  Streichung  der  Worte 
« irrevocables  conditions  »  nicht  aufzugeben,  nötigte  schliesslich 
den  Gesandten  zu  einigen  Zugeständnissen.  Auf  dem  Meeting 
vom  4.  Dezember  wurde  beschlossen,  das  Wort  « irrevocable  » 
fortzulassen.  Dafür  sollte  aber  vor  dem  Worte  «  indispensable  2> 
das  Wort  «  absolument »  stehen.    Also  sollte  der  ganze  Passus 
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jetzt  so  lauten:  «La  Chine  ayant  reconnu  les  Puissances 

ont  absolument  accede  ä  sa  demande  aux  conditions  qu'elles 
jugent  absolument  indispensables.  »  Man  hat  auch  die  Nennung 
der  Personen,  die  mit  dem  Tode  bestraft  werden  sollten,  fort- 
gelassen und  dafür  den  Passus  aufgenommen:  «  pour  les 

personnages  designes  dans  le  decret  du  25  septembre.  >  Die 
Zustimmung  der  Mächte  dazu  erfolgte  nur  ans  dem  Grunde, 
damit  die  Sache  so  schnell  als  möglich  zu  Ende  geführt  und 
die  Friedensverhandlungen  selbst  eingeleitet  werden  könnten. 
Die  Mehrheit  der  Gesandten  fand  doch  z.  B.,  dass  der  Ausdruck 
«  aux  conditions  irrevocables  »  sehr  wünschenswert  sei.  Marquis 
Lansdowne,  der  jetzt  an  Stelle  Salisburys  trat,  drückte  sein  Be- 
dauern aus  wegen  diesen  Veränderungen,  war  aber  bereit,  sie 
zu  akzeptieren,  wenn  damit  der  Fortgang  der  Beratungen  be- 
schleunigt werde.  Nach  der  Vereinbarung,  die  zwischen  England 
und  Deutschland  stattfand,  sandten  beide  Regierungen  ihren 
Vertretern  identische  Instruktionen,  die  ihnen  die  Vollmacht,  die 
Note  zu  unterschreiben,  gaben,  aber  dabei  die  Erfüllung  einer 
Bedingung  forderten.  Während  der  Verhandlungen  sollte  man 
nämlich  auf  der  Forderung  der  Todesstrafe  für  die  sechs  Per- 
sonen, die  im  ersten  Entwürfe  der  Note  verzeichnet  waren,  ver- 
harren. (Die  Prinzen  Touan  und  Tschouang,  Graf  Lan,  Ying-hieu, 
Tscho-Chou-k'iao,  Toung-Tou-schang.) 

Ein  zufälliges  Missverständnis  aber,  das  zwischen  dem  ame- 
rikanischen Gesandten  und  seiner  Regierung  stattfand,  gab  den 
Dingen  eine  andere  Wendung.  Am  4  Dezember  teilte  Conger 
seiner  Regierung  den  Text  der  Note,  die  von  den  Gesandten 
angenommen  war,  mit.  Das  Wort  « irrevocable  >  wurde  hier 
fortgelassen.  Conger  erwähnte  aber,  dass  die  Majorität  der  Ge- 
sandten doch  auf  dem  Beibehalten  dieses  Wortes  bestehe.  Hay 
antwortete  darauf:  «sign  joint  note  as  transmitted.  President 
sends  cordial  congratulations.  ^  Aus  Versehen  dechiffrierte  Conger 
dieses  Telegramm:  «sign  joint  note  as  majority. »  Selbstver- 
ständlich wurde  dann  das  Wort  «  irrevocable  >  von  den  Gesandten 
in  dem  Texte  wiederhergestellt.  Die  englische  Regierung  schlug 
dann  vor,  eine  neue  Bedingung  hineinzusetzen,  dahingehend, 
dass  bis  zu  der  Zeit,  wo  die  chinesische  Regierung  alle  Forde- 
rungen der  Mächte  erfüllt  haben  werde,  man  das  Ende  der 
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Okkupation  von  Peking  und  Tschili-Provinz  nicht  abwarten 
könne.  Die  englische  Regierung  begründete  dabei  iliren  Vorschlag 
dadurch,  dass  in  dem  Falle  der  Nichterfüllung  der  angenom- 
menen Forderung  durch  China  die  nötigen  Kriegsoperationen 
nur  in  den  erwähnten  Grenzen  geschehen  könnten.  Der  Vor- 
schlag wurde  von  den  Mächten  ohne  jede  Einwendung  ange- 
nommen. Nur  die  Vereinigten  Staaten  machten  darauf  aufmerksam, 
dass,  obwohl  sie  diesen  Vorschlag  annehmen,  sie  damit  keine 
Verpflichtung  bezüglich  der  zukünftigen  Kriegsoperationen  auf 
sich  nähmen. 

Am  22.  Dezember  war  die  Note  von  allen  G-esandten  unter- 
schrieben. Der  Vertreter  der  Vereinigten  Staaten  äusserte  den 
Wunsch  von  neuem,  das  Wort  « irrevocable »  fortzulassen.  Die 
allgemeine  Opposition  nötigte  ihn  aber,  sich  der  Mehrheit  zu 
fügen.  Am  24.  wurde  die  Note  an  die  chinesischen  Bevollmäch- 
tigten eingereicht.  Das  kaiserliche  Dekret  vom  27.  Dezember 
erklärte,  dass  die  Regierung  alle  12  Punkte,  die  diese  Note  ent- 
hielt, annehme.  Und  die  Vertreter  der  Mächte  wurden  zu  der 
Eröffnung  der  Friedensverhandlungen  eingeladen.  Damit  beginnt 
in  den  Verhandlungen  der  Mächte,  die  durch  die  chinesischen 
Wirren  veranlasst  wurden,  eine  neue  abschliessende  Phase.  Be- 
vor wir  zu  diesen  Verhandlungen  übergehen  werden,  sei  hier 
noch  der  Text  der  Note  mitgeteilt  und  derjenige  Teil  der  Ver- 
handlungen berührt,  die  seiner  Zeit  nicht  besprochen  wurden, 
um  die  Einheit  der  Darstellung  der  Verhandlungen  in  Bezug 
auf  die  Ausarbeitung  der  allgemeinen  Bedingungen  nicht  zu 
stören. 

NOTE  COLLECTIVE 

EEMISE  PAR  LES  REPEESENTANTS  ETRANGERS 
A  PEKIN,  LE  22  DECEMBRE  1900.  i 

Au  cours  des  mois  de  mai,  juin,  juillet  et  aoüt  de  la  presente  annee, 
des  desordres  graves  ont  eclate  dans  les  provinces  septentrionales  de  la 
Chine,  et  des  crimes  sans  precedent  dans  l'histoive  de  rimnianite,  crimes 
contre  le  droit  des  gens,  contre  les  lois  de  Thiimanite  et  contre  la  civilisation 
ont  ete  commis  dans  les  circonstances  particulierement  odieiises.  Les  prin- 
cipaux  de  ces  crimes  sont  les  siiivants : 


1  Gib.,  Docum.  diplom.,  Chine,  1900—1901.  N.  28. 
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1.  Le  20  juin,  Son  Excellence  le  baron  von  Ketteier,  Ministre  d'Alle- 
magne,  se  rendant  au  Tsoung-li-jamen,  etait  assassine,  dans  l'exercice  "de  ses 
fonctions,  par  des  soldats  de  Tarmee  reguliere,  agissant  en  vertu  des  ordres- 
de  leurs  chefs ; 

2.  Le  meme  jour,  les  legations  etrangeres  etaient  attaquees  et  assiegees. 
Oes  attaques  se  poursuivirent  sans  Interruption  jusqu'au  14  aoüt,  date  ä 
laquelle  l'arrivee  des  troupes  etrangeres  y  mit  fin.  Elles  furent  commises 
par  des  soldats  reguliers  qui  se  joignirent  aux  Boxeurs  et  obeissaient  ä  des 
ordres  de  la  cour  envoyes  du  Palais  imperial.  Dans  le  meme  temps,  le  Gou- 
vernement chinois  faisait  declarer  officiellement  par  ses  Eepresentants  aupres 
des  Puissances  qu'il  se  portait  garant  de  la  securite  des  Legations; 

3.  Le  11  juin,  M.  Souigiyama,  cbancelier  de  la  Legation  du  Japon,  ac- 
complissant  une  mission  officielle,  a  ete  tue  par  des  reguliers  aux  portes 
de  la  ville.  A  Pekin  et  dans  plusieurs  provinces,  des  etrangers  ont  ete  assas- 
sines,  tortures  ou  attaques  par  des  Boxeurs  et  des  troupes  regulieres,  et 
n'ont  du  leur  salut  qu'ä  leur  resistance  acharnee.  Leurs  etablissements  ont 
ete  pilles  et  detruits; 

4.  Les  cimetieres  etrangers,  k  Pekin,  notamment,  ont  ete  profanes,  les 
tombes  ouvertes,  les  ossements  disperses.  Oes  evenements  ont  amene  les 
Puissances  etrangeres  ä  envoyer  leurs  troupes  en  Ohine,  afin  de  proteger 
l'existence  de  leurs  representants  et  de  leurs  nationaux,  et  de  retablir  l'ordre. 
Dans  leur  marche  sur  Pekin,  les  armees  alliees  se  sont  heurtees  ä  la  resis- 
tance des  armeses  chinoises  et  ont  du  la  vaincre  par  la  force.  La  Chine  ayant 
reconnu  sa  responsabilite,  temoigne  ses  regrets  et  manifeste  le  desir  de  voir 
cesser  la  Situation  creee  par  les  desordres  dont  il  s'agit,  les  Puissances  ont 
resolu  d'acceder  ä  sa  demande  aux  conditions  irrevocables  enumerees  ci-apres, 
qu'elles  jugent  indispensables  pour  reparer  les  crimes  commis  et  en  pr^venir 
le  renouvellement. 

I. 

a)  Envoi  a  Berlin  d'une  mission  extraordinaire,  conduite  par  un  Prince 
imperial  pour  exprimer  les  regrets  de  Sa  Majeste  l'Empereur  de  Obine  et  du 
Grouvernement  cbinois  au  sujet  de  l'assassinat  de  feu  Son  Excellence  le 
baron  von  Ketteier,  Ministre  d'AUemagne.  ' 

b)  Erection  sur  le  lieu  de  l'assassinat  d'un  monument  commemoratif, 
digne  du  rang  du  defunt,  portant  une  inscription  en  langues  latine,  allemande 
et  chinoise  qui  exprimera  les  regrets  de  l'Empereur  de  Ohine  ä  propos  du 
meurtre  commis. 

II. 

a)  La  peine  la  plus  severe,  conforme  ä  leurs  crimes,  pour  les  person 
nages  designes  dans  le  decret  du  25  septembre  1900,  et  ceux  que  les  repre- 
sentants des  Puissances  indiqueront  ulterieurement. 

bj  Suspension  de  tous  les  examens  officiels  pendant  cinq  ans  dans 
toutes  les  villes  oü  des  etrangers  ont  6te  massacres  ou  ont  subi  des  traite- 
ments  cruels. 
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III. 

Le  Gouvernement  chinois  accordera  au  Gouvernement  japonais  une 
röparation  honorable  pour  l'assassinat  de  M.  Sougiyama,  chancelier  de  la 
Legation  du  Japon. 

IV. 

Un  monument  expiatoire  sera  erig6  par  le  Gouvernement  chinois  dans 
chacun  des  cimeti^res  etrangers  ou  internationaux  qui  ont  ete  x^rofanes,  et 
dont  les  tombes  ont  ete  detruites. 

V. 

Maintien  dans  les  conditions  ä  regier  entre  les  Puissances  de  l'inter- 
diction  de  l'importation  des  armes  ainsi  que  du  materiel  servant  exclusive- 
ment  ä  la  fabrication  des  armes  et  des  munitions. 

VI. 

a)  Indemnites  equitables  pour  les  Etats,  les  societes,  les  particuliers, 
ainsi  que  pour  les  Chinois  qui  ont  souffert  au  cours  des  derniers  evenements 
dans  leur  personne  ou  dans  leurs  biens,  par  le  fait  qu'ils  etaient  au  Service 
d'etrangers. 

h)  La  Chine  prendra  des  mesures  financieres  acceptables  pour  les  Puis- 
sances, afin  de  garantir  le  payement  des  dites  indemnites  et  le  Service  des 
emprunts. 

VII. 

Droit  pour  chaque  Puissance  de  constituer  une  garde  permanente  pour 
sa  Legation,  et  de  mettre  en  etat  de  defense  le  quartier  diplomatique. 
Les  Chinois  n'auront  pas  le  droit  de  resider  dans  ce  quartier. 

VIII. 

Les  forts  de  Takou  et  ceux  qui'pourraient  empecher  les  libres  Commu- 
nications entre  Pekin  et  la  mer  seront  rases. 

IX. 

Droit  d'occuper  militairement  certains  points  ä  determiner  par  un  ac- 
cord  entre  les  Puissances  pour  maintenir  les  commnnications  libres  entre  la 
capitale  et  la  mer. 

X. 

a)  Le  Gouvernement  chinois  fera  afficher  pendant  deux  ans,  dans  toutes 
les  sous-prefectures,  un  decret  imperial  portant  defense  perpetueUe,  sous  peine 
de  mort,  de  faire  partie  d'une  societe  antietrangere ;  enumeration  des  peines 
qui  auront  6te  infligees  aux  coup.ables,  y  compris  la  Suspension  de  tous  les 
examens  officiels  dans  les  villes  oü  des  etrangers  ont  ete  massacres  ou  ont 
subi  des  traitements  er u eis. 

h)  Un  edit  imperial  sera  rendu  et  publie  dans  tout  TEmpire,  declarant 
que  tous  les  Gouverneurs  generaux,  gouverneurs  et  fonctionnaires  provin- 
ciaux  ou  locaux,  seront  responsables  de  l'ordre  dans  leurs  circonscriptions, 
et  qu'en  cas  de  nouveaux  troubles  antietrangers,  ou  encore  d'autres  infrac- 
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tions  aiix  traites  qui  n'auraient  pas  ete  immediatement  reprimees  et  dont  les 
coTipables  n'auraient  pas  ete  punis,  ces  fonctionnaires  seront  immediatement 
revoques  Sans  ponvoir  etre  appeles  ä  de  nouvelles  fonctions,  ni  recevair  de 
nonveaux  honneurs. 

XI. 

Le  Gouvernement  chinois  s'engage  ä  negocier  les  amendements  jnges 
utiles  par  les  Gouvernements  etrangers  aux  traites  de  commerce  et  de  navi- 
gation,  et  les  autres  sujets  touchants  aux  relations  commerciales  dans  le 
but  de  les  facilitcr. 

XII. 

Le  Gouvernement  chinois  s'engage  a  reformer  l'Office  des  Affaires 
etrangeres  et  a  modifier  le  ceremonial  de  la  cour  relatif  ä  la  reception  des 
Representants  etrangers,  dans  le  sens  que  les  Puissances  lui  indiqueront. 

Jusqu'ä  ce  que  le  Gouvernement  chinois  se  soit  conforme,  ä  la  satis- 
faction  des  Puissances,  aux  conditions  susmentionnees,  les  soussignes  ne 
seront  pas  ä  meme  de  laisser  entrevoir  la  fin  de  l'occupation  de  Pekin  et 
de  la  province  du  Tsche-li  par  les.  troupes  internationales. 

Pekin,  le  22  decembre  1900. 


Am  16.  Oktober  wurde  ein  Vertrag  zwischen  England  und 
Deutschland  geschlossen,  der  auf  die  Politik  der  beiden  Mächte 
in  China  Bezug  nahm.  In  den  Dokumenten,  die  wir  haben,  sind 
keine  Akten  zu  finden,  die  die  Vorverhandlungen  charakteri- 
sierten, wie  auch  sehr  wenige  Akten,  die  dazu  geeignet  wären, 
die  Ursachen  der  Entstehung  dieses  Vertrages  festzustellen.  Wie 
allgemein  bekannt  ist,  war  dieser  Vertrag  durch  den  aggressiven 
Charakter  der  russischen  Politik  im  Osten  hervorgerufen.  Mit 
allen  offiziellen  Erklärungen  seitens  Eusslands  über  ihre  «  wahren  > 
Absichten  und  Ziele  im  Orient  sind  wir  schon  bekannt.  Die 
Bestrebung,  die  Einheit  und  die  Solidarität  zwischen  den  Mächten 
zu  unterstützen  und  alles  zu  vermeiden,  was  zur  Verletzung 
der  Integrität  Chinas  führen  könnte,  das  waren  die  wichtigsten 
Prinzipien  der  russischen  Politik  im  Osten,  wie  uns  diese  offi- 
ziellen Erklärungen  belehren.  Selbstverständlich  können  wir  hier 
nicht  die  Schlüsse,  die  zu  dem  englisch-deutschen  Vertrage 
führten,  finden.  Hier  sind  alle  Dokumente,  die  die  Blauen  Bücher 
enthalten  und  die  einigermassen  die  Vorgeschichte  dieses  Ver- 
trages beleuchten  können.  Am  20.  August  wurde  die  englische 
Regierung  von  ihrem  Konsul  von  der  Besetzung  durch  die  rus- 
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sischen  Truppen  der  Stadt  Newtscbwang  benachrichtigt.  Dieser 
Meldung  zufolge  sollte  die  Verwaltung  des  Zollamtes  schon  in 
die  russischen  Hände  übergegangen  sein.  Sofort  bat  Salisbury 
die  russische  Regierung  um  Auskunft  darüber.  Er  bekam  zur 
Antwort,  dass  alle  diese  Massregeln  nur  einen  temporären,  pro- 
visorischen Charakter  trügen.  Beruhigende  Erklärungen  gab  auch 
Russland  auf  eine  weitere  Anfrage  der  englischen  Regierung  vom 
13.  September.  Diese  Anfrage  bezog  sich  auf  die  Einnahme  eines 
kleinen  chinesischen  Städtchens  auf  dem  rechten  Amurufer  und 
die  Reden,  die  dort  von  den  Behörden  gehalten  worden  waren, 
wo  ganz  klar  ausgesprochen  wurde,  dass  die  Einnahme  dieses 
Städtchens  ein  Sieg  der  russischen  Waffen  und  Vergrösserung 
des  russischen  Gebietes  bedeute.  Der  englische  Gesandte  machte 
Lamsdorff  darauf  aufmerksam,  dass  solche  Aeusserungen  den 
Erklärungen  der  russischen  Regierung  in  Bezug  auf  ihre  Grund- 
sätze der  orientalischen  Politik  widersprechen.  Lamsdorff  er- 
widerte, dass  er  seinerseits  schon  den  Kriegsminister  darauf  auf- 
merksam machte,  dass  solche  Aeusserungen  und  Massnahmen 
seitens  der  Behörden  in  der  Tat  den  Absichten  der  russischen 
Regierung  zuwiderlaufen  und  bat  ihn,  die  entsprechenden  Wei- 
sungen an  den  Oberkommandanten  zu  senden.  Fünf  Tage  später 
nach  dieser  Besprechung,  am  19.  September,  wurde  von  dem 
General-Gouverneur  des  Amur'schen  Bezirks  ein  Telegramm  an 
einen  von  den  Generälen  veröffentlicht,  das  besagte,  dass  der 
Kriegsminister  dem  General-Gouverneur  mitgeteilt  habe,  dass 
der  Kaiser,  der  die  womöglich  sofortige  Herstellung  der  fried- 
lichen Boziehungen  mit  China  gewünscht  habe  und  sich  gegen 
die  Annektion  des  chinesischen  Gebietes  ausgesprochen  habe. 
Die  Aufgabe  des  Heeres  sollte  in  dem  Schutze  des  Eisenbahn- 
verkehrs und  der  Schifffahrt  auf  dem  Amur  bestehen. 

Ohne  Zweifel  hat  auch  seinen  Einfluss  auf  die  Entstehung 
des  englisch-deutschen  Vertrages  der  Konflikt  ausgeübt,  der  sich 
zwischen  England  und  Russland  aus  Anlass  der  Nordchinesischen 
Eisenbahnen  abspielte.  Die  Strecke  Taku-Peking  war  zur  Zeit 
der  Wirren  sehr  stark  beschädigt.  Man  musste  diese  Strecke 
ausbessern.  Auf  dem  Meeting  der  Admiräle  vom  16.  Juli  wurde 
von  ihnen  beschlossen,  dass  die  Strecke  Taku-Tientsin  Russland 
zur  Ausbesserung  übergeben  werde.   Die  englische  Regierung 
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war  damit  einverstanden,  machte  aber  Rassland  darauf  auf- 
merksam, dass  angesichts  des  Umstandes,  dass  in  dieser  Unter- 
nehmung das  englische  Kapital  stark  interessiert  wäre,  Russland 
nach  der  Herstellung  des  Friedens  die  Eisenbahn  in  die  Hände 
der  Engländer  zurückgeben  soll.  Diese  Forderang  fand  auch 
Rassland  für  ganz  berechtigt  und  erwähnte  seinerseits  nur, 
dass  die  Kompagnie  später  die  verursachten  Kosten  der  russi- 
s-ehen  Regierung  zurückbezahlen  solle.  Bald  wurde  aber  dieses 
friedliche  Einvernehmen  zerstört.  Den  russischen  Behörden  ge- 
nügte es  nicht,  die  Strecke  Taku-Tientsin  in  ihren  Händen  zur 
Ausbesserung  zu  haben,  sie  gingen  weiter  nach  Peking  und 
kamen  hier  in  Berührung  mit  den  Engländern,  die  auch  mit 
der  Ausbesserung  eines  Teiles  der  Eisenbahnen  beschäftigt  waren. 
Der  russische  kommandierende  Greneral  protestierte  gegen  die 
Okkupation  dieses  Teiles  durch  die  Engländer  und  forderte,  dass 
die  Engländer  unverzüglich  sich  zurückziehen.  Nach  seiner  Er- 
klärung war  die  ganze  Strecke  Taku-Peking  durch  die  Konferenz 
der  Admiräle  an  Russland  übergeben  worden.  Die  englischen 
Behörden  waren  keineswegs  mit  diesem  Standpunkte  einver- 
standen und  forderten  ihrerseits,  dass  die  Russen  ihre  Trappen 
zurückziehen.  Die  letzteren  erhielten  aber  Verstärkangen.  Graf 
Waldersee  teilte  den  russischen  Standpunkt.  Er  erklärte,  dass 
die  Strecke  Taka-Yaugsum  in  den  Händen  der  Russen  bleiben 
solle.  Deutschland,  sollte  zusammen  mit  den  andern  Mächten 
die  Strecke  Yangsum-Peking  wiederherstellen.  Die  Russen  aber 
sollten  ferner  noch  die  Strecke  Taku-Schanhaikwan  bekommen. 
Das  Verlangen  des  Grafen  Waldersee  veranlasste  England  za 
einem  Proteste  an  die  deutsche  Regierung.  Ein  Protest  wurde 
auch  der  russischen  Regierung  vorgelegt.  In  dem  letzteren  hob 
England  hervor,  dass  in  beiden  früheren  Noten,  in  der  englischen 
vom  26.  Juni,  wie  auch  in  der  rassischen  vom  1.  August,  nur 
die  Rede  von  einem  Teile  der  Nordchinesischen  Eisenbahnen  sei. 
Und  dabei  erwähnte  man,  dass  einige  Waggons  von  den  russischen 
Behörden  angeeignet  und  in  die  Farbe  der  sibirischen  Eisenbahnen 
umgefärbt  worden  seien.  Die  Note  endete  mit  der  Erklärung, 
dass  die  englische  Regierung  verpflichtet  sei  « to  enter  a  streng 
remonstrance ».  Diese  Note  wurde  Russland  am  6.  Oktober  zu- 
gestellt. Die  russische  Regierung  eilte  nicht  mit  ihrer  Antwort, 
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am  16.  Oktober  aber  warde  bereits  der  Text  des  englisch-deutschen 

Vertrags  publiziert,  der  folgendermassen  lautet 

«Die  Kaiserliche  Deutsche  Regierung  und  die  Königliche 
Grossbritannische  Regierung,  von  dem  Wunsche  geleitet,  ihre 
Interessen  in  China  und  ihre  Rechte  aus  bestehenden  Verträgen 
aufrechtzuerhalten,  sind  übereingekommen,  für  ihre  beiderseitige 
Politik  in  China  nachstehende  Grundsätze  zu  beobachten: 

1.  Es  entspricht  einem  gemeinsamen  und  dauernden  inter- 
nationalen Interesse,  das?  die  an  den  Flüssen  und  an  der  Küste 
Chinas  gelegenen  Häfen  dem  Handel  und  jeder  sonstigen  erlaubten 
wirtschaftlichen  Tätigkeit  für  die  Angehörigen  aller  Nationen  ohne 
Unterschied  frei  und  offen  bleiben;  und  die  beiden  Regierungen  sind 
miteinander  einverstanden,  dies  ihrerseits  für  alles  chinesische 
Gebiet  zu  beobachten,  wo  sie  einen  Einfluss  ausüben  können. 

2.  Die  Kaiserliche  Deutsche  Regierung  und  die  Königliche 
Gross  britannische  Regierung  wollen  ihrerseits  die  gegenwärtige 
Verwickelung  nicht  benutzen,  um  für  sich  irgendwelche  terri- 
toriale Vorteile  auf  chinesischem  Gebiete  zu  erlangen  und 
werden  ihre  Politik  darauf  richten,  den  Territorial-Bestand  des 
Chinesischen  Reichs  unvermindert  zu  erhalten. 

3.  Sollte  eine  andere  Macht  die  chinesischen  Komplikationen 
benutzen,  um  unter  irgend  einer  Form  solche  territoriale  Vor- 
teile zu  erlangen,  so  behalten  beide  Kontrahenten  sich  vor, 
über  etwaige  Schritte  zur  Sicherung  ihrer  eigenen  Interessen 
in  China  sich  vorher  untereinander  zu  verständigen. 

4.  Die  beiden  Regierungen  werden  diese  Uebereinkunft  den 
übrigen  beteiligten  Mächten,  insbesondere  Frankreich,  Italien, 
Japan,  Oesterreich-Ungarn,  Russland  und  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika,  mitteilen  und  dieselben  einladen,  den  darin  niederge- 
legten Grundsätzen  beizutreten  ». 

Punkt  4  des  Vertrages  bestimmte,  die  beteiligten  Mächte 
einzuladen,  sich  diesem  Vertrage  anzuschliessen.  Auf  die  ent- 
sprechenden Vorstellungen  seitens  des  englischen  und  des  deutschen 
Gesandten  haben  wir  folgende  Antworten  der  Mächte.  Nach 
der  Meinung  der  russischen  Regierung,  die  am  28.  Oktober  aus- 
gesprochen wurde,  werden  durch  diesen  Vertrag  keine  Verän- 

1  Blb.,  Correspondence ,  respecting  the  Anglo-German  Agreement  of 
October  1900,  relating  to  China.  Nr.  2,  London  1900. 
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derungen  in  der  Lage  der  Dinge  in  China  geschaffen.  Der  erste 
Punkt,  der  die  Politik  der  offenen  Türe  befürwortet,  kann  sehr 
gut  von  Russland  angenommen  werden.  Er  hebt  den  status  quo 
nicht  auf,  der  durch  die  in  Kraft  stehenden  Verträge  festgestellt 
wurde.  Der  zweite  Punkt  entspricht  ganz  vollständig  den  russi- 
schen Absichten.  Schon  seit  Beginn  der  Wirren  hat  Russland 
immer  betont,  dass  die  Integrität  des  chinesischen  Gebietes  un- 
verletzt bleiben  solle.  Was  den  dritten  Punkt  anbetrifft,so  wird 
auch  Russland  seine  Politik  nach  den  Umständen  richten. 

In  den  Materialien  befindet  sich  noch  ein  Dokument,  welches 
zeigt,  dass  E-ussland  diesem  Vertrage  gegenüber  sich  mit  anderen 
Absichten  trug.  In  seinem  Telegramm  vom  1.  November  gibt 
der  englische  Minister  des  Auswärtigen  seinem  Gesandten  in 
Petersburg  folgende  Instruktionen.  Die  russische  Regierung,  sagt 
hier  Lansdowne,  hat  ihre  Unzufriedenheit  ausgedrückt,  dass  der 
englisch-deutsche  Vertrag  geschlossen  war,  ohne  dass  er  vorher 
mit  Russland  besprochen  wurde  (without  previously  Consulting 
them).  Darauf  soll  der  Gesandte  der  russischen  Regierung  ant- 
worten, dass  die  Operationen  und  die  Sprache  der  russischen 
Behörden  im  Osten  in  Bezug  auf  die  chinesische  Eisenbahn 
Newtschwang-Peking,  wie  auch  ihr  Benehmen  in  Bezug  auf  das 
Eigentum  der  britischen  Bürger  die  englische  Regierung  beun- 
ruhigten. Es  ist  schon  richtig,  dass  die  russische  Regierung 
ihrerseits  beruhigende  Erklärungen  abgegeben  hat,  aber  die 
minime  Beachtung,  welche  diese  Erklärung  seitens  der  russischen 
Behörden  im  Osten  fand,  hielt  England  von  allen  weiteren  Mit- 
teilungen zurück.  Mit  diesem  Dokumente  ist  das  ganze  Material, 
das  den  Verhalt  der  russischen  Regierung  zu  diesem  Vertrage 
beleuchten  konnte,  erschöpft.  Was  die  Antworten  der  anderen  Mächte 
anbetrifft,  so  stimmten  sie  im  wesentlichen  mit  der  russischen  Ant- 
wort überein.  Frankreich  und  die  Vereinigten  Staaten  gaben  da- 
bei ihrer  Zufriedenheit  Ausdruck,  da  sie  in  diesem  Vertrage  die 
Bestätigung  der  Prinzipien  sahen,  die  sie  im  Osten  verfolgten. 

Japan  hatte  sofort  bei  England  angefragt,  was  für  praktische 
Folgen  seine  Zustimmung  zu  diesem  Vertrage  haben  werde. 
Man  antwortete,  dass  in  diesem  Falle  Japan  dasselbe  Ansehen 
geniessen  solle,  als  ob  es  eine  von  den  Mächten  wäre,  die  den 
Vertrag  unterzeichnet  hatten.  Daraufhin  gab  Japan  unverzüglich 
seine  Zustimmung. 


III.  KRPITEL, 


Friedensschluss. 

Die  Schiassverhandlungen  zwischen  den  Mächten  über  die 
Forderungen,  die  an  China  gestellt  werden  sollten,  wurden  zu- 
erst durch  ihre  Gesandten  in  Peking  geführt.  Die  Vereinigten 
Staaten  haben  den  Versuch  gemacht,  diese  Verhandlungen  in 
Europa  oder  Amerika  stattfinden  zu  lassen.  «  Die  Beratungen 
dieser  Fragen,  fern  von  Peking,  würden  dadurch  mit  grösserer 
Ruhe  und  Gerechtigkeit  vollzogen  werden  können  »,  so  begrün- 
deten sie  ihren  Vorschlag.  Der  amerikanische  Vorschlag  hatte 
aber  eine  starke  Opposition  einiger  Mächte  hervorgerufen,  ins- 
besondere seitens  Deutschlands  und  Japans.  Das  erste  Misslingen 
hielt  jedoch  Amerika  nicht  von  weiteren  Versuchen  ab,  seinen 
Vorschlag  teilweise  zu  verwirklichen ;  doch  davon  später. 

Die  Hauptfragen,  die  zu  den  heftigsten  diplomatischen 
Kämpfen  Anlass  gaben,  waren  hier  die  Frage  der  Bestrafung 
der  Urheber  der  Wirren,  dann  die  Feststellung  der  Summe  der 
geforderten  Kontribution,  und  zuletzt  die  Art  und  Weise  ihrer 
Auszahlung  und  Garantie.  Die  erste  Frage  spielte  die  Haupt- 
rolle während  der  ersten  zwei  Monate  —  Januar  und  Februar 
—  der  Verhandlungen.  Die  Zeit  bis  zum  August,  beziehungsweise 
September,  war  der  Behandlung  der  letzteren  zwei  Fragen  ge- 
widmet. 

Die  ersten  Beratungen  der  Minister  in  Bezug  auf  die  Be- 
strafung fanden  während  der  zweiten  Hälfte  Januar  in  Peking  statt. 
Als  Führer  der  Partei,  die  die  strengsten  Strafen  forderte,  erschien 
hier  Herr  Satow,  der  englische  Gesandte.  Er  vertrat  entschieden 
den  Standpunkt,  dass  man  die  Forderung  der  Todesstrafe  für 
alle  Personen,  die  in  dem  kaiserlichen  Dekret  vom  25.  September 
1900  erwähnt  waren,  aufrecht  erhalte.  Unter  anderen  waren 
dort  auch  die  Prinzen  Touan  und  Tschouang,  Duke  Lane  und 
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General  Tung-fu-hsiang  genannt,  die  allbekannten  Führer  der 
Boxerbewegung  von  1900,  und  die  dabei  einen  grossen  Einfluss 
bei  Hofe  ausübten.  E-ussland,  die  Vereinigten  Staaten,  Belgien 
und  Japan  ihrerseits  machten  dieser  Forderung  Englands  eine 
starke  Opposition.  Die  chinesische  Regierung  erklärte,  dass  sie 
die  Todesstrafe  über  diese  Personen  nicht  verhängen  könne,  und 
darum  sei  es  aussichtslos,  auf  dieser  Forderung  zu  bestehen. 
Das  weitere  Verharren  auf  diesem  Standpunkte  konnte  nur  An- 
lass  zu  schweren  Verwicklungen  geben.  ^  Auf  dem  Meetiag  vom 
6.  Februar,  an  welchem  auch  die  chinesischen  Bevollmächtigten 
Anteil  nahmen,  machte  die  Partei,  an  deren  Spitze  England  und 
Deutschland  standen,  einige  Zugeständnisse.  Sie  erklärte  sich 
bereit,  die  Forderung  der  Todesstrafe  für  die  Prinzen  Touan 
und  Tschouang  und  Duke  Lane  fallen  zu  lassen  unter  der  Be- 
dingung, dass  in  einem  entsprechenden  kaiserlichen  Dekret  doch 
erwähnt  werde,  dass  diese  Personen  zu  der  Todesstrafe  verurteilt 
waren  und  ihr  Leben  nur  der  Grünst  des  Kaisers  zu  verdanken 
hätten.  Das  wurde  von  den  chinesischen  Bevollmächtigten  akzep- 
tiert, von  der  Zentralregierung  aber  nicht  erfüllt.  In  dem  Dekrete 
vom  15.  Februar,  in  welchem  die  Bestrafungen  aufgezählt  waren, 
erwähnte  die  chinesische  Regierung  mit  keiner  Silbe,  dass  Touan, 
Tschouang  und  Lane  zu  Tode  verurteilt,  aber  begnadigt  worden 
seien.  Man  bestrafte  sie  nur  mit  der  Verbannung  nach  Turkestan. 
Die  energischen  Vorstellungen  der  Gresandten  und  die  ernsten 
Absichten  des  Oberkommandanten  der  internationalen  Truppen, 
Grafen  Waldersee,  die  umfassendsten  Kriegsoperationen  ins  Werk 
zu  setzen,  hatten  den  gewünschten  Eindruck  auf  die  chinesische 
Regierung  gemacht.  Das  neue  Dekret  vom  20.  Februar  enthielt 
bereits  die  Forderungen,  die  von  den  Gesandten  aufgestellt 
wurden.  Seit  dieser  Zeit  verliert  die  Frage  der  Bestrafung  ihre 
Schärfe,  obwohl  noch  Beratungen  stattfanden  in  Bezug  auf  die 
Strafen,  die  den  kleinen  Provinzialbehörden  auferlegt  werden 
sollten.  Fünf  Tage  später  nach  dem  Erscheiuen  dieses  Dekrets 
schlug  Delcasse  der  russischen  Regierung  vor,  dass  den  Gesandten, 
«  maintenant,  que  la  question  des  chätimonts  est  reglee,  »  ^  Wei- 

1  Papers  relating  to  the  Foreign  relations  of  the  United  Staates  1901. 
N.  527,  Washington  1902. 

2  Gib.,  Docum.  diplom.  Chine,  1900—1901,  N.  68. 
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sungen  gegeben  werden  sollten,  sich  nun  mit  den  weiteren  Fragen 
zu  befassen.  Die  Regierungen  selbst  aber  sollton  die  Frage  der 
Kontribution  in  Beratung  ziehen. 

Unterdessen  aber  hatten  schon  die  Minister  ihr  Augenmerk 
auf  diese  letzte  Frage  gerichtet.  Die  erste  Beratung  zeigte 
sofort,  dass  die  Meinungen  sehr  weit  aus  einandergingen,  there 
are  nearly  as  many  different  opinions,  as  there  are  ministers,  > 
äusserte  einer  von  ihnen.  Einen  ganz  eigenartigen  Standpunkt 
nahm  der  Vertreter  der  Vereinigten  Staaten  ein.  In  Ueberein- 
stiramung  mit  seinen  Instruktionen  machte  er  den  Vorschlag, 
dass  zuerst  die  Höhe  der  Summe  festgestellt  werden  solle,  die 
China  zu  bezahlen  habe.  Und  dann  sollte  man  die  Forderungen 
der  einzelnen  Mächte  feststellen  and  gemäss  diesen  die  Kontri- 
butionssumme verteilen.  Wenn  sich  dabei  ein  Ueberschuss  er- 
gebe, so  solle  man  ihn  an  China  zurückgeben,  falls  aber  diese 
Summe  zur  Deckung  aller  Forde  rangen  nicht  genüge,  sollten  die 
Mächte  ihre  Forderungen  in  entsprechender  Weise  ermässigen. 
Der  Vorschlag  fand  aber  von  allen  Gesandten,  mit  Ausnahme 
des  Vertreters  der  japanischen  Regierang  keine,  günstige  Auf- 
nahme. Der  deutsche  Gesandte  dachte,  dass  China  genügende 
Mittel  besitze,  um  diese  Summe  vollständig  auszuzahlen,  und 
erklärte,  dass  seine  Regierung  den  vollständigen  Schadenersatz 
fordere.  In  diesem  Sinne  sprach  sich  auch  der  russische  Gesandte 
aus.  Der  Vertreter  Frankreichs  sprach  die  Meinung  aus,  dass  die 
Verwirklichung  des  amerikanischen  Vorschlages  nur  die  Sache 
in  die  Länge  ziehen  werde.  Zuerst  müsse  man  die  Summen 
feststellen,  die  man  von  China  zu  fordern  habe,  um  dann  die 
Frage  prüfen  zu  können,  in  welcher  Weise  diese  Summen  gedeckt 
werden  können.  Am  Ende  des  Meetings  wurde  der  Beschluss 
gefasst,  an  die  Regierungen  eine  identische  Anfrage  zu  richten, 
in  der  man  sich  erkundigte,  ob  die  Regierungen  sich  über  die 
Frage  der  Art  und  Weise  der  Feststellung  der  Kriegskosten 
verständigt  haben;  wird  jede  Macht  das  Recht  haben,  diese 
Kosten  nach  ihrem  eigenen  Ermessen  festzustellen,  oder  werden 
dazu  gleichlautende  Bestimmungen  ausgearbeitet?  Und  schliess- 
lich fragte  man,  ob  diese  Forderungen  von  jeder  Macht  ganz 
unabhängig  an  China  vorgelegt  werden  sollen  oder  von  allen 
Mächten  zusammen.  Der  weitere  Verlauf  der  Unterhandlungen 
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zeigt,  was  für  Massnahmen  die  Mächte  in  dieser  Hinsicht  ergriffen^ 
in  den  Materialien  selbst  aber  sind  keine  direkten  Antworten  in 
Bezug  auf  diese  Anfrage  zu  finden.  Was  aber  den  Schadenersatz 
in  Bezug  auf  die  Gesellschaften  und  privaten  Personen  anbetrifft, 
so  haben  die  Gresandten  selbst  folgende  Prinzipien  dafür  ausge- 
arbeitet. Bei  der  Festsetzung  der  Summe  des  Schadenersatzes 
sollte  man  nur  solche  Schäden  in  Betracht  ziehen,  die  unmittelbar 
von  den  chinesischen  Wirren  des  Jahres  1900  herrühren.  Die 
Schätzung  des  Schadens  geschieht  durch  die  diplomatischen  Ver- 
treter und  wird  nach  den  Grundsätzen  des  entsprechenden  Landes 
vollzogen.  Auf  den  privaten  Verlust  rechnet  man  5%,  auf  den 
kommerziellen  7  %.  Alle  Minister,  mit  Ausnahme  des  russischen, 
beschlossen,  dass  die  Summe  der  allgemeinen  Forderungen,  die 
an  China  gestellt  werden  sollten,  auch  die  Kriegskosten  der 
Staaten  enthalten  solle.  Der  russische  Minister  wies  auf  sein 
Recht]  der  separaten  Einreichung  der  Forderungen  in  Bezug 
auf  die  Entschädigung  hin,  falls  er  nicht  entsprechende  Instruk- 
tionen seitens  seiner  Regierung  bekommen  sollte.  In  der  Zir- 
kularnote, ^  die  Delcasse  an  alle  beteiligten  Mächte  abgesandt 
hatte,  spricht  er  seine  vollständige  Befriedigung  aus  über  diese 
Beschlüsse.  Er  wollte  jedoch  die  Meinung  der  anderen  Mächte 
hören,  bevor  er  die  endgültige  Entscheidung  traf.  In  den  Gelb- 
büchern finden  wir  nur  zwei  Antworten  auf  diese  Note.  Graf 
Lamsdorff  erklärte,  dass  er  vollständig  die  Meinung  Frankreichs 
in  Bezug  auf  die  Entschädigungsfrage  teile.  Die  vollständige 
Zustimmung  fand  auch  Frankreich  seitens  der  deutschen  Re- 
gierung, wovon  der  französische  Botschafter  in  Berlin  Delcasse 
am  16.  März  in  Kenntnis  setzte. 

Zu  dieser  Zeit  vollzieht  sich  der  Meinungsaustausch  zwischen 
Frankreich  und  Russland  in  Bezug  auf  die  Frage  des  Verbots 
der  Waffeneinfuhr  nach  China.  Nach  der  Meinung,  die  von 
Lamsdorff  ausgesprochen  wurde,  soll  diese  Frage  zwischen  den 
Mächten  selbst  durchberaten  und  das  Resultat  dieser  Beratungen 
an  China  mitgeteilt  werden.  Dieser  Standpunkt  wurde  von 
Frankreich  akzeptiert.  Seinerseits  schlug  Frankreich  vor,  dass 
dieses  Verbot  auf  5  Jahre  gültig  sein  solle  und  nach  dem  Ab- 
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laufe  dieser  Frist  auf  weitere  5  Jahre  verlängert  werden  konnte. 
E-ussland  gab  seine  Zustimmung  dazu.  Bald  darauf  legte  der 
russische  Vertreter  in  China  seinen  Kollegen  folgende  Beschlüsse 
zur  Beratung  vor.  Die  Mächte  sollten  sich  über  die  Frage  des 
Verbotes  der  Waffeneinfuhr  ganz  allein,  ohne  Einmischung 
Chinas,  verständigen,  da  die  ersteren  hier  am  meisten  interessiert 
sind.  Die  Feststellung  der  hierzu  gehörigen  Gegenstände  soll  von 
den  kompetenten  Personen  ausgehen.  Die  diplomatischen  Agenten 
sollten  dafür  Sorge  tragen,  dass  dieses  Verbot  in  der  Tat  aus- 
geführt werde.  Die  Mächte,  die  mit  China  an  das  Festland 
grenzen,  müssen  die  entsprechenden  Massnahmen  auch  dort 
treffen.  Diese  Beschlüsse  wurden  von  den  Gesandten  ad  refe- 
rendum  angenommen. 

Die  Beratungen  über  die  Höhe  der  Kontributionssumme 
wurden  eigentlich  Anfang  April  begonnen,  zur  Zeit  also,  wo  die 
meisten  Mächte  die  Summe  ihrer  Forderungen  schon  fixiert 
hatten.  Zuerst  haben  sich  über  diese  Frage  die  Vereinigten 
Staaten  ausgesprochen.  Am  9.  April  teilten  sie  den  Mächten  die 
Instruktionen  mit,  die  an  den  amerikanischen  Bevollmächtigten 
Rockhill  abgesandt  worden  waren,  i  Von  dem  Gedanken  aus- 
gehend, dass  diese  Summe  die  Zahlkraft  Chinas  nicht  übersteigen 
solle,  haben  die  Vereinigten  Staaten  das  Maximum  dieser  Summe 
auf  40,000,000  Pf.  St.  festgestellt.  Die  Forderungen  sollten  die 
Mächte  an  China  zusammen  übergeben.  Und  die  Summe,  die 
von  China  ausbezahlt  wird,  sollen  die  Mächte  unter  sich  teilen, 
nach  Massgabe  ihrer  Forderungen.  Diese  Teilung  können  die 
Repräsentanten  der  Mächte  in  China  vollziehen,  oder,  wenn 
Schwierigkeiten  dabei  entstehen  werden,  soll  diese  Frage  dem 
Schiedsgericht  im  Haag  vorgelegt  werden.  Eine  solche  mässige 
Summe  wird  am  besten  dazu  dienen,  dass  von  neuem  friedliche  Bezie- 
hungen zu  China  Platz  greifen  werden.  Die  Vereinigten  Staaten 
sind  bereit,  ihre  Forderungen  auf  das  Notwendigste  herabzusetzen. 

Die  Mächte  haben  ihre  Meinung  darüber  durch  ihre  Ver- 
treter in  Peking  ausgesprochen.  In  den  Blaubüchern  sind  nur 
zwei  Dokumente  zu  finden,  die  direkt  die  Stellungnahme  Deutsch- 


1  Blb.,  respecting  the  Affairs  of  China.  Correspondance  .  . .  China,  Band  1, 
(1902),  N,  3,  London  1902. 
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lands  und  Russlands  in  Bezug  auf  diese  Frage  charakterisieren. 
Der  deutsche  Gresandte,  der  diesen  Vorschlag  mit  Lansdowne 
besprach^  bemerkte,  dass  auch  seine  Regierung  möglichst  bald 
die  Frage  der  Kontribution  erledigen  wolle.  ^  Die  Regierung  sei 
auch  bereit,  ihre  Truppen  sofort  aus  China  zurückzuberafen, 
wenn  China  die  gestellten  Forderungen  erfülle.  Die  Summe  aber 
von  40,000,000  Pf.  St.,  die  von  den  Vereinigten  Staaten  vorge- 
schlagen wurde,  erscheint  Deutschland  zu  niedrig,  um  von  den 
Mächten  anerkannt  werden  zu  können.  Seinerseits  nimmt  Deutsch- 
land an,  dass  die  Kriegskosten  der  Mächte  und  die  anderen 
Schäden  zirka  63  Mill.  Pf.  St.  betrugen.  Der  russische  G-esandte 
hat  dem  Marquis  Lansdowne  seine  Zweifel  ausgesprochen,  dass 
der  amerikanische  Vorschlag  «  eine  praktische  Massnahme  >  wäre.^ 
Die  Minister  in  Peking  haben  den  amerikanischen  Vorschlag 
am  23.  April  beraten,  ohne  jedoch  mit  endgültigen  Instruktionen 
ausgerüstet  zu  sein.  Fast  alle  aber,  mit  Ausnahme  des  deutschen 
Gesandten,  haben  sich  ausdrücklich  für  die  Notwendigkeit  der 
Berücksichtigung  der  Zahlungskraft  des  chinesischen  Reiches 
ausgesprochen.  Aber  alle  stimmten  auch  dahin  überein,  dass 
die  von  den  Vereinigten  Staaten  vorgeschlagene  Summe  zu 
niedrig  sei.  Nach  der  Meinung  des  deutschen  Gesandten  war 
China  überhaupt  im  stände,  alle  seine  Verpflichtungen  za  er- 
füllen, und  daher  «generosity  is  unnecessary ».  Die  endgültige 
Entscheidung  über  diese  Frage  war  von  den  Ministern  bis  zum 
Eingange  des  Berichtes  der  Kommission,  die  die  Frage  der 
chinesischen  Zahlungsfähigkeit  studierte,  hinausgeschoben. 

Die  andere  Maximalsumme,  die  von  China  gefordert  werden 
konnte,  war  von  England  vorgeschlagen.  In  den  Instruktionen, 
die  von  dem  Minister  des  Auswärtigen  an  Satow  abgesandt  und 
an  alle  Mächte  mitgeteilt  wurden,  schätzt  England  die  Ge- 
samtsumme der  Forderungen  auf  65  Mill.  Pf.  St.,  schlägt  aber 
vor,  von  China  in  Wirklichkeit  nur  50  Mill.  Pf.  St.  zu  fordern. 
Und  zwar  sollte  China  die  erste  Hälfte  dieser  Summe  sofort 
bezahlen,  vermittelst  einer  ungarantierteu  Anleihe ;  was  die  Aus- 
zahlung der  anderen  Hälfte  anbetrifft,  so  müssten  die  Mächte 
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sich  darüber  verständigen,  in  welcher  Weise  dies  geschehen 
soll.  Und  ganz  in  Uebereinstimmung  mit  der  Regierung 
der  Vereinigten  Staaten  gab  auch  die  englische  Regierung  ihrem 
Gesandten  Weisung,  energisch  darauf  zu  dringen,  dass  die  Re- 
gierungen, nachdem  sie  einmal  die  Summe  ihrer  Forderungen 
schon  festgestellt  haben,  später  keine  Veränderungen  in  dieser 
Summo  machen,  und  dass  alle  diese  Forderungen  an  China  sum- 
marisch übergeben  werden  sollen.  Dabei  schlug. man  vor,  jede 
Möglichkeit  der  Mässigung  dieser  Summe  sorgfältig  zu  erwägen. 
England  hatte  nichts  gegen  die  Verminderung  dieser  Forderung  pro 
rata  einzuwenden.  Und  sofort,  als  China  die  Forderung  in  Bezug  auf 
die  Bestrafung  der  schuldigen  Personen  erfüllte  und  die  gefor- 
derte Kontributionssumme  angenommen  hatte,  glaubte  England 
die  Truppen  aus  China  abberufen  zu  können.  Nur  kleine  Truppen- 
teile werden  selbstverständlich  in  Peking  und  Tientsin  bleiben. 
England  hat  auch  die  Bereitschaft  ausgesprochen  zu  einer  neuen 
Prüfung  des  Zolltarifs  und  zu  der  Erhöhung  der  Zölle  auf  die 
eingeführten  Waren  nach  China,  aber  diese  Erhöhungen  sollten 
nicht  5%  ad  valorem  übersteigen. 

Deutschland  fand  es  für  nötig,  sich  durch  seinen  Gesandten 
in  London  für  eine  summarische  Einreichung  der  Forderungen 
auszusprechen.  Lamsdorff  seinerseits  erklärte,  dass  Russland  auch 
bereit  sei,  seine  Truppen  zurückzuberufen,  wenn  China  die  For- 
derungen der  Mächte  erfüllen  bezw.  annehmen  werde.  Was  die 
Kontributionssumme  anbetrifft,  so  dachte  Lamsdorff,  dass  es  für 
China  nicht  zu  schwer  wäre,  die  Summe  von  60  Mill.  Pf.  St.  zu 
bezahlen,  wenn  nur  die  Mächte  die  entsprechende  Anleihe  garan- 
tierten. Der  Meinungsaustausch  zwischen  England  und  Frank- 
reich, der  auf  die  Erklärung  des  ersteren  Bezug  nahm,  beschränkte 
sich  auf  die  Konstatierung  des  französischen  Gesandten,  dass 
seine  Regierung  den  Wunsch  hege,  so  schnell  wie  möglich  die 
Truppen  zurückzuziehen.  Dann  fragte  er  weiter,  ob  es  wahr  sei, 
wie  es  gerüchtweise  verlautet,  dass  England  allen  Veränderungen 
in  dem  chinesischen  Zolltarife  ungünstig  gegenüberstehe.  Man 
antwortete  ihm,  dass  England  bereit  sei,  der  Zolltariferhöhung 
zuzustimmen,  aber  nicht  weiter  als  auf  5%  ad  valorem.  Der 
Gesandte  war  mit  dieser  Antwort  befriedigt. 

Die  Summe  der  Forderungen  seitens  -der  Mächte  und  der 
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Gesellschaften  und  einzelnen  Personen  betrug  nach  den  Berech- 
nungen der  diplomatischen  Vertreter  in  Peking  450  Millionen 
Tael.  Am  7.  Mai  wurde  die  Höhe  dieser  Summe  den  chinesischen 
Bevollmächtigten  mitgeteilt,  und  man  schlug  ihnen  vor,  sich 
für  diese  Summe  verantwortlich  zu  erklären  und  die  Mittel  und 
Quellen  zu  bezeichnen,  aus  welchen  China  diese  Summe  decken 
konnte.  1  Auf  dem  Meeting,  das  um  diese  Zeit  stattfand,  unter- 
liessen  aber  die  Vertreter  Englands  und  Russlands  nicht  zu 
erwähnen,  dass  sie  sympathisch  der  Idee  der  Vereinigten  Staaten 
auf  Verminderung  dieser  Summe  gegenüberstehen.  Und  der 
französische  und  der  russische  Gesandte  erklärten  dabei  beide, 
dass  ihre  E-egierungen  sich  kategorisch  für  den  Gedanken  aus- 
gesprochen haben,  dass  diese  neue  chinesische  Schuld  durch  eine 
Anheihe,  die  von  den  Mächten  garantiert  sei,  getilgt  werden 
soll.  Die  Gesandten  von  Italien,  Deutschland,  Frankreich  und 
Oesterreich  meinten,  dass  ihre  Parlamente  zu  solchen  Massnahmen 
ihre  Zustimmung  geben  werden.  Entschieden  dagegen  hat  sich 
nur  der  englische  Gesandte  ausgesprochen,  und  der  Vertreter 
der  Vereinigten  Staaten  erwähnte,  dass  eine  solche  Garantie 
seitens  der  Mächte  za  grossen  Schwierigkeiten  Anlass  geben 
könne.  Was  aber  die  Frage  der  Tilgung  der  Kapitalsumme  und 
der  Zinsen  dieser  ungeheuren  Schuld  anbetrifft,  so  erklärton  der 
russische  und  der  französische  Gesandte,  dass  ihre  Regierungen 
die  Zustimmung  zu  der  Erhöhung  des  Zolltarifs  auf  10  %  ad 
valorem  zu  geben  bereit  seien. 

Diese  Frage  der  Tilgung  von  Chinas  Schuldverpflichtungen 
hat  einen  Kampf  unter  den  Mächten,  hauptsächlich  zwischen 
England,  Deutschland,  Russland,  Frankreich  und  den  Vereinigten 
Staaten,  hervorgerufen.  England  trat  entschieden  gegen  die  Idee 
der  Garantie  der  chinesischen  Anleihe  durch  die  Mächte  auf. 
Und  diese  Idee  wurde  nait  grosser  Zähigkeit  von  Russland  und 
Frankreich  verteidigt.  Am  8.  Mai  hat  Lansdowne  in  seinem  Ge- 
spräche mit  dem  französischen  Gesandten  ganz  klar  zu  verstehen 
gegeben,  dass  diese  Idee  schon  darum  von  England  verworfen 
werde,  weil  sein  Kredit  höher  stehe  als  der  Kredit  der  andern 
Mächte,  mit  denen  es  zusammen  die  chinesische  Anleihe  garan- 
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tieren  soll.  *  Und  anderseits  war  ein  Versuch  mit  dieser  gesam- 
ten Garantie,  die  man  mit  der  griechischen  AnleiJie  des  Jahres 
1898  unternommen  hatte,  misslungen.  Auf  die  Erwiderang  des 
französischen  Gresandten,  dass  an  diesem  Misslingen  die  schlechte 
Lage  der  griechischen  Finanzen  schuld  wäre,  entgegnete  Lans- 
downe,  dass  in  einer  solchen  Lage  auch  China  sich  befinden 
könne.  Und  Lansdowne  machte  den  Vorschlag,  dass  diejenigen 
Regierungen,  die  diese  Anleihe  durchaus  garantiert  sehen  wollen, 
denjenigen  Teil  der  Anleihe,  der  ihnen  zugewiesen  wird,  ihrer- 
seits garantieren  sollen.  An  diesem  Tage  sprach  auch  Lansdowne 
denselben  Gredanken  dem  russischen  Botschafter  gegenüber  aus. 

Die  kategorische  Erklärung  der  englischen  Regierang  in 
Bezug  auf  die  Frage  der  Grarantie  gab  Deutschland  Anlass,  ihr 
zur  Seite  zu  treten.  Am  9.  Mai  setzte  die  deutsche  Regierung 
durch  ihren  Gesandten  in  London  England  davon  in  Kenntnis, 
dass  es  sich  auch  gegen  die  Garantie  der  Anleihe  aussprechen 
werde.  ^ 

Bald  darauf  hatte  England  den  allgemeinen  Plan  der  Til- 
gung der  Kontributionssumme  ausgearbeitet.  Am  11.  Mai  wurde 
er  Herrn  Satow  mitgeteilt  und  ist  dann  in  dieser  oder  jener 
Form  allen  Mächten  bekannt  geworden.  ^  Die  Grundgedanken 
dieses  Planes  sind  folgende.  Vor  allem  sollte  man  dafür  sorgen, 
dass  China  infolge  der  schweren  Lasten,  die  man  ihm  auferlegt 
hatte,  nicht  Bankerott  machen  sollte.  Die  Tarifsätze  sollten  nicht 
mehr  erhöht  werden  als  auf  5  %  ad  valorem.  Die  weiteren  Er- 
höhungen sind  nur  in  dem  Falle  gestattet,  wenn  sie  mit  der 
Revision  der  Handelsverträge  verknüpft  werden.  England  nimmt 
keinen  Anteil  an  der  gemeinsamen  Garantie  der  chinesischen 
Anleihe.  Was  aber  den  Tilgungs-  und  Bezahlungsplan  selbst 
anbetrifft,  so  schlug  England  vor,  dass  China  Schuldscheine  aus- 
gebe, die  zwischen  den  Mächten  in  entsprechender  Höhe  ver- 
teilt werden  sollen.  Diese  Schuldscheine  müssten  4^2%  tragen. 
Die  Hälfte  des  Prozents  wird  zar  Amortisation  verwendet.  Diese 
Schuldscheine  werden  durch  die  Einnahmen  bezahlt,  die  von  den 
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Vertretern  der  Mächte  in  China  festgestellt  werden.  Die  Sum- 
men werden  durch  einen  besonderen  Rat  unter  den  Mächten 
verteilt.  Dieser  Rat  wird  von  den  Mächten  selbst  gebildet.  Alle 
Missverständnisse  in  der  Operation  sollen  von  diesem  Rate 
erledigt  werden  und  nicht  von  den  einzelnen  Mächten.  Die 
einzelnen  Mächte  haben  das  Recht,  die  entsprechenden  Teile 
dieser  Schuldscheine  zu  garantieren.  In  Bezug  auf  die  Frage 
der  Verminderung  der  geforderten  Summen  hat  sich  England  in 
bejahendem  Sinne  ausgesprochen.  Dieser  "Plan  der  englischen 
Regierung  bildete  den  Gegenstand  lebhaftester  Erörterungen. 
Deutschland  eilte,  seine  Zustimmung  zu  äussern  und  kritisierte 
nur  einige  kleine  Einzelheiten,  i  Nach  seiner  Meinung  konnte 
der  Amortisationsprozent  erhöht  werden.  Der  Rat,  der  die  Sum- 
men uüter  den  Mächten  verteilen  sollte,  sollte  nur  aus  Auslän- 
dern bestehen.  Und  in  dem  Falle,  als  China  seine  Verpflichtungen 
als  zu  schwer  empfinden  sollte,  so  konnte  es  seine  Zustimmung 
zur  Erhöhung  des  Zolltarifes  auf  mehr  als  5%,  z.  B.  für  6%, 
geben.  In  der  Beantwortung  dieser  Bemerkungen  sagte  Lansdo  wne, 
dass  England  seinen  Plan  nur  als  ein  Projekt  ansehe  und  zu 
entsprechenden  Abänderungen  bereit  sei.  Nur  in  Bezug  auf  den 
letzten  Punkt,  über  die  Tariferhöhung,  konnte  England  seine 
Zustimmung  zu  den  weiteren  Erhöhungen  als  5  %  ad  valorem 
nur  dann  geben,  wenn  die  Revision  der  Handelsverträge  ange- 
nommen werde. 

Die  prinzipielle  Zustimmung  zu  dem  englischen  Projekte 
der  Regulierung  des  Auszahlungsmodus  der  Kontributionssumme 
hat  Deutschland  am  15.  Mai  durch  seinen  Gesandten  in  London 
gegeben.  Drei  Tage  später  machte  es  ein  weiteres  Zugeständnis 
an  Eagland. 2  «In  order  to  meet  the  wishes  of  His  Majesty's 
Government  the  German  Government  will  not  press  for  in  crea- 
sing  the  customs  duty  to  10  per  cent »  berichtete  der  englische 
Gesandte  an  seine  Regierung,  indem  er  die  Worte  des  Barons 
Richthofen  übermittelte.  Bei  dieser  Unterredung  gab  ihm  auch 
der  deutsche  Minister  des  Aeusseren  zu  verstehen,  dass  nach 
der  Meinung  seiner  Regierung  China  vollständig  seine  Schuld 
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bezahlen  könne,  und  daher  Deutschland  allen  Versuchen,  die 
Kontributionssumme  zu  vermindern,  entgegentreten  werde.  Diese 
Meinung  stützte  sich  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  auf  die  Ant- 
wort, welche  die  chinesischen  Bevollmächtigten  auf  die  Note 
der  Gesandten  vom  7.  Mai  gegeben  hatten.  ^  Am  12.  Mai  haben 
die  Bevollmächtigten,  wie  es  ihnen  von  den  Gesandten  vorge- 
schlagen war,  die  Verpflichtung  zur  Bezahlung  von  450  Millionen 
Taels  auf  sich  genommen.  Dabei  versprachen  sie,  diese  Summe 
in  30  Jahren  zu  bezahlen,  und  zwar  jährlich  15  Millionen.  Aber 
dabei  unterliessen  sie  auch  nicht,  auf  die  schwere  Lage  des 
Landes  hinzuweisen  und  baten  um  die  Verminderung  der  Kon- 
tributionssumme. Auf  der  Seite  der  Bevollmächtigten  standen 
die  Vereinigten  Staaten,  die  immer  und  immer  den  Mächten 
empfahlen,  eine  Verminderung  dieser  Summe  eintreten  zu  lassen. 
England  stand  zuerst  diesem  Vorschlage  sympathisch  gegenüber 
und  erklärte  sich  noch  in  seinen  Instruktionen  vom  11.  Mai  an 
Satow  zu  solcher  Verminderung  bereit.  2  Jetzt  aber  wechselte  es 
seine  Position.  Am  19.  Mai  depeschierte  Lansdowne  an  Satow, 
dass,  bevor  er  irgendwelchen  Vorschlag  seitens  der  Mächte  in 
Bezug  auf  die  Verminderung  der  Kontributionssumme  unter- 
stützen könne,  zaerst  Lansdowne  benachrichtigen  müsse.  ^  Und 
die  Erklärung  Deutschlands,  dass,  nachdem  es  von  seinem  frühern 
Standpunkt  in  Bezug  auf  die  Garantiefrage  abgekommen  sei, 
wie  auch  in  Bezug  auf  die  Frage  der  Erhöhung  des  Zolltarifs, 
sich  jetzt  ausser  Stande  sehe,  der  Verminderung  der  Kontribu- 
tionssumme zuzustimmen,  nötigte  England  selbst  seinen  frühern 
Standpunkt  zu  verlassen.  Wenn  die  Mächte  den  Vorschlag  der 
Vereinigten  Staaten  nicht  unterstützen  und  wenn  sie  finden, 
dass  China  alle  seine  Verpflichtungen  erfüllen  könne,  so  sehe 
auch  England  keine  Notwendigkeit,  auf  seinem  früheren  Stand- 
punkt zu  verharren,  erklärte  Lansdowne  dem  deutschen  Gesandten 
Eckardstein. 

Die  grössten  Schwierigkeiten  in  Bezug  auf  die  Frage  über 
die  Art  und  Weise  der  Auszahlung   der  Kontributionssumme 
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entstanden  zwischen  Russland  und  Frankreich  einerseits  und 
England  anderseits.  Die  rassische  Regierang  wollte  die  Graraiitie- 
leistung  der  chinesischen  Anleihe  durch  alle  Staaten  und  die 
Einwilligung  für  die  chinesische  Regierung,  ihre  Zollansätze  bis 
zu  10%  zu  erhöhen,  durchsetzen.  Nur  unter  diesen  zwei  Be- 
dingungen wird  China  imstande  sein,  das  nötige  Geld  aufzu- 
nehmen, sagte  Russland.  Und  die  kategorischen  Erklärungen 
Englands,  dass  es  unter  keinen  Umständen  zu  der  ersten  Be- 
dingung seine  Zustimmung  geben  könne,  wie  auch  nur  unter 
dem  Vorbehalt  der  Revision  der  Handelsverträge  in  Bezug  auf 
die  zweite,  machten  lange  keinen  Eindruck  auf  die  russische 
Regierung.  Am  8.  Mai  übermittelte  der  englische  Gesandte  an 
Lamsdorff  zum  erstenmal  die  Erklärung,  dass  England  für  die 
Erhöhung  der  Zölle  bis  auf  10  %  nicht  zu  haben  sei.  ^  Am 
15.  Mai  erklärte  der  englische  Gesandte  das  zum  zweiten  mal 
und  fügte  hinzu,  dass  eine  solche  Erhöhung  nur  unter  der  Be- 
dingung der  Revision  der  Handelsverträge  geschehen  könne. 
Nach  seiner  Erklärung  war  der  russische  Minister  des  Auswär- 
tigen in  den  fianziellen  Fragen  nicht  kompetent.  Und  er  legte 
die  diesbezüglichen  Verhandlungen  in  die  Hände  des  russischen 
Finanzministers  Witte.  Nachdem  dieser  von  dem  Grundgedanken 
der  englischen  Instruktion  an  Satow  vom  11.  Mai  Kenntnis  ge- 
nommen hatte,  übergab  er  dem  englischen  Gesandten  eine  pri- 
vate Note,  die  die  kritischen  Bemerkungen  über  das  englische 
Projekt  enthielt.  2  Die  Ausgabe  der  Schuldscheine  durch  China 
war  nach  der  Meinung  Wittes  keine  faktische  Auszahlung,  son- 
dern lediglich  ein  Versprechen  einer  solchen  für  die  Zukunft. 
Die  Auszahlung  soll  unbedingt  in  Baar  geschehen,  meinte  Witte. 
Die  Mächte  könnten  die  Lage  der  chinesischen  Regierung  da- 
durch erleichtern,  dass  sie  sich  bereit  esklärten,  die  chinesische 
Anleihe  zu  garantieren.  In  diesem  Falle  könnte  man  die  Frist 
der  Amortisation  ein  wenig  zurücklegen.  Bei  der  Feststelhmg 
der  Kontributionssumme  war  es  notwendig,  die  Zahlungskraft 
Chinas  zu  berücksichtigen.  Die  grössten  Schwierigkeiten  in  Be- 
zug auf  die  Garantie  der  Anleihe  waren  geschaffen  durch  die 
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Weigerung  Englands,  seine  Zustimmung  zur  Erhöhung  der  Zoll- 
sätze über  5  %  ad  valorem  zu  geben.  Die  Antwort  der  englischen 
Regierung  auf  diese  Bemerkungen  war  nicht  lang  und  trug  einen 
entschlossenen  Charakter.  <  You  should  let  Count  Lamsdorff  and 
M.  de  Witte  understand  the  attitude  of  His  Majesty's  Govern- 
ment, which  cannot  be  abandoned,  >  depeschierte  Lansdowne 
an  den  englischen  Gesandten  in  Petersburg.  Und  dabei  erwähnte 
Lansdowne,  dass  eine  von  den  Ursachen,  die  die  englische  Re- 
gierung zu  ihrer  Position  in  der  Frage  der  Garantie  der  Anleihe 
zwinge,  die  Gewissheit  sei,  dass  das  Parlament  niemals  seine 
Zustimmung  zu  einer  solchen  Garantie  geben  könne.  Die  Summe 
selbst  ist  enorm,  und  England  ist  dabei  nur  teilweise  interessiert. 
Die  Erhöhung  der  Zollsätze  über  5  ^/q  ad  valorem  wird  für  den 
englischen  Handel  schwere  Folgen  haben. 

Am  20.  Mai  besprach  der  französische  Gesandte  mit  Lans- 
downe diese  Frage. ^  Er  erklärte  dabei,  dass  er  auch  im  Namen 
des  russischen  Gesandten  spreche,  der  wegen  Erkrankung  nicht 
erscheinen  konnte.  Die  Besprechung  zeitigte  nichts  Neues.  Lans- 
downe brachte  nur  seine  bekannten  Argumente  vor.  Interessant 
ist  nur,  dass  hier  der  französische  Gesandte  das  Zugeständnis 
machte,  dass  die  Frage  der  Garantie  selbstverständlich  in  nichts 
zerfällt,  wenn  England  dagegen  auftritt.  Interessant  ist  auch 
die  Antwort  des  englischen  Ministers  auf  die  Anfrage  Cambons, 
ob  England  wirklich  seine  Zustimmung  zur  Erhöhung  der  Zoll- 
sätze bis  auf  10%  geben  werde,  wenn  die  Revision  der  Handels- 
verträge stattfinde.  Lansdowne  antwortete  darauf  bejahend,  fügte 
aber  hinzu,  dass  eine  solche  Revision  viel  Zeit  in  Anspruch 
nehme,  also  zu  einer  Zeit,  wo  man  die  baldige  Herstellung  der 
Ruhe  und  Ordnung  in  China  anstrebt,  ungeeignet  sei. 

Bald  kam  die  Antwort  der  russischen  Regierung  auf  die 
englische  Erklärung  vom  15.  Mai.  Die  Antwort  enthielt  eine 
Erwiderung  auf  den  Gedanken,  dass  die  englische  Regierung 
ihre  Zustimmung  zu  der  Garantie  aus  dem  Grunde  nicht  geben 
könne,  weil  das  Parlament  seine  Zustimmung  dazu  versage. 
Lamsdorff  erklärte,  dass  die  Mächte  nicht  die  ganze  Summe 
garantieren  sollten,  sondern  nur  die  Teile,  in  welchen  sie  inter- 
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essiert  sind.  Der  englische  Gesandte  bemerkte  bei  der  Mit- 
teilung dieser  Erklärung:  «The  objektions  of  His  Majesty's 
Government  will,  I  presume,  be  in  no  way  modified  by  this 
explanation. » i  Und  das  aus  dem  Umstände,  wie  man  dem  Ver- 
treter der  russischen  Regierung  in  London  erklärte,  dass  eine 
solche  Teilgarantie  sehr  unpraktisch  sei.  Was  z.  B.  sollte  man 
tun,  wenn  bei  den  Auszahlungen  durch  China  einige  Schwierig- 
keiten entständeD  ?  Sollten  die  Gläubiger  warten,  bis  die  Mächte 
die  entsprechenden  Schäden  unter  sich  teilten?  Ihrerseits  hatte 
die  englische  Regierung  das  Argument  Wittes,  das  dahin  ging, 
dass  diese  Schuldscheine  wegen  der  Garantieabwesenheit  sehr 
schwer  realisierbar  seien,  dadurch  paralysiert,  dass  sie  sagte, 
dass  jede  Macht  seinen  Teil  selbständig  garantieren  und  dann 
sofort  diese  Schuldscheine  auf  den  Markt  werfen  könne. 

Zu  dieser  Zeit  arbeitete  England  einen  neuern,  mehr  detail- 
lierten Plan  2  der  Kontributionsauszahlung  aus  und  teilte  ihn 
am  29.  Mai  Deutschland  mit.  England  schlug  vor,  die  Schuld- 
scheine auf  die  ganze  Summe  von  450  Millionen  Taels  auszu- 
geben, und  zwar  in  Pf.  St.  Die  ersten  drei  Jahre  müssten  diese 
Schuldscheine  3%  eintragen,  jede  folgenden  zwei  Jahre  müsste 
der  Prozent  um  V2  erhöht  werden,  aber  nur  bis  er  auf  4%  gestiegen 
ist.  Die  Amortisation  soll  fünf  Jjahre  nach  der  Ausgabe  der  Schuld- 
scheine beginnen  und  nicht  mehr  als  1%  betragen.  China  soll 
die  Mittel  und  Quellen  nennen,  wie  es  seinen  Verpflichtungen 
nachkommen  will.  Die  betreffenden  Summen  sollten  an  den 
Rat  ausbezahlt  werden,  der  sie  dann  unter  die  Mächte  zu  ver- 
teilen hätte.  Bei  der  Uebermittelung  dieses  Planes  bat  England 
die  deutsche  Regierung,  ihm  sofort  ihre  Meinung  darüber  mit- 
zuteilen, da  es  die  entsprechenden  Instruktionen  an  Satow  senden 
müsse.  Deutschland  sprach  sich  aus,  dass  es  nichts  dagegen 
habe,  dass  England  seinen  Teil  in  Pf.  St.  bekommen  solle; 
Deutschland  selbst  aber  spricht  den  Wunsch  aus,  seinen  Teil 
in  Mark  zu  erhalten.  Weiter  erklärte  Deutschland,  dass  es  un- 
bedingt 4%  fordern  soll;  es  hat  schon  mehrere  Zugeständnisse 
an  England  gemacht.  Es  erschien  ihm  auch  die  fünfjährige 
Frist,  nach  welcher  die  Amortisation  beginnen  sollte,  zu  gross. 
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Die  zweijährige  Frist  genügte  hier  nach  seiner  Meinung  voll- 
ständig. Dagegen  war  es  vollkommen  mit  England  einig,  dass  die 
Summen  selbst  unter  den  Mächten  durch  den  Rat  verteilt  würden. 

Diese  Verhandlungen  wurden  einmal  unterbrochen  durch 
die  englische  Mitteilung,  dass  es  nichts  gegen  die  Abberufung 
Waldersees  einzuwenden  habe.  Dabei  drückte  die  englische 
Regierung  ihre  Dankbarkeit  dem  Oberstkommandanten  für  die 
Wahrung  der  englischen  Interessen  aus.  Dann  erklärte  England 
in  folgenden  Dokumenten,  dass  es  seinen  Vorschlag  vom  24.  Mai 
nur  als  ein  Projekt  ansehe,  und  zu  der  Erhöhung  des  Prozentes, 
wenn  dazu  nötige  Mittel  da  wären,  bereit  sei.  Gerade  zu  dieser 
Zeit  aber  (erklärte  die  chinesische  Regierung,  dass  sie  die  Ver- 
pflichtung von  4%  auf  die  Kontributionssumme  zu  bezahlen 
auf  sich  nehme.  Eine  solche  Wendang  der  Dinge  enthob  selbst- 
verständlich England  und  Deutschland  einer  weiteren  Diskussion 
dieser  Frage.  Aber  schon  am  31.  Mai,  als  Lansdowne  noch  keine 
Nachrichten  von  diesem  Zugeständnis  seitens  Chinas  erhalten 
hatte,  hatte  er  seine  Zustimmung  auf  4%  gegeben.  Er  sagte 
dabei  aber,  dass  in  diesem  Falle  die  Amortisation  nicht  höher 
als  1%  sein  sollte  und  nicht  früher  beginnen  sollte  als  fünf 
Jahre  nach  der  Ausgabe  der  Schuldscheine.  Diese  Bedingungen 
rechtfertigte  er  durch  den  Wunsch,  die  finanzielle  Lage  der 
Chinesen  zu  erleichtern.  Deutschland  fand  aber,  dass  die  fünf- 
jährige Frist  zu  gross  war  und  es  schlug  eine  dreijährige  Frist 
vor.  Da  es  möglich  wäre,  dass  von  den  Summen,  die  für  die 
Amortisation  und  Prozentenauszahlung  bestimmt  waren,  noch 
etwas  übrig  bleibt,  so  schlug  Deutschland  weiter  vor,  diese  Resten 
einmal  für  Vergrösserung  des  Amortisationsprozentes  sodann  für 
die  Bedürfnisse  der  chinesischen  Regierung  zu  verwenden.  Eng- 
land hat  einmal  die  Meinung  ausgesprochen,  dass  diese  Resten 
vollständig  in  die  Hände  der  chinesischen  Regierung  übergehen 
sollten.  Sein  Kompromiss verschlag  komplizierte  Deutschland  mit 
der  Bedingung,  dass  in  diesem  Falle  alle  Summen  dem  Rate 
übergeben  werden  sollten  Er  sollte  sodann  für  die  Tilgung  der 
alten  und  neuen  Schulden  sorgen.  Die  Bezahlung  der  neuen 
Schuld  sollte  am  Ende  des  Jahres  1900  beginnen.  Dieser  Kom- 
promissvorschlag wurde  von  England  entschieden  abgelehnt, 
dafür  aber  stellte  es  in  Aussicht,  seine  Zustimmung  zu  der 
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dreijährigen  Frist  in  Bezug  auf  Beginn  der  Amortisation  2n 
geben.  In  seinem  Memorandum  vom  8.  Juni  an  England  ver- 
teidigte Deutschland  seinen  Standpunkt. i  Durch  die  vollständige 
Tilgung  seiner  frühern  Verpflichtungen,  sagte  es  hier,  wird  China 
freie  Summen  zur  Verfügung  haben.  Und  es  würde  sehr  zweck- 
mässig sein,  diese  Summen  für  die  Erhöhung  der  Amortisations- 
quote zu  verwenden.  Wenn  aber  das  schon  zugestanden  wäre, 
so  wäre  es  selbstverständlich,  dass  im  Interesse  der  Ordnung 
diese  Sache  einheitlich  gestaltet  werden  müsse.  Darum  sollte 
man  dem  Rate  die  Verteilung  aller  Summen,  wie  der  frühern, 
so  auch  der  neuern  Schulden  übergeben.  In  diesem  Punkte  war 
aber  England  zu  keinen  Zugeständnissen  zu  bewegen.  Wir 
haben  kein  E-echt,  uns  in  die  frühern  Verpflichtungen  Chinas 
einzumischen,  sagte  es.  Es  bezweifelte  weiter,  dass  Russland 
z.  B.  seine  Sorgen  über  die  letzte  chinesische  Anleihe,  die  bei 
ihm  gemacht  wurde,  in  die  Hände  des  Rates  übergeben  werde. 
In  der  Frage  der  Erhöhung  der  Amortisationsquote  hatte  doch 
England  Zugeständnisse  gemacht.  Es  gab  seine  Zustimmung, 
dass  die  Amortisationsquote  im  Jahre  1911  bis  auf  1^/8%  er- 
höht werde,  im  Jahre  1914  bis  auf  l^U^/o  und  im  Jahre  1916 
bis  auf  1V2%-  So  gelang  es  Deutschland  und  England,  nach 
den  langen  Verhandlungen  die  G-rundzüge  des  Planes  der  Be- 
zahlung der  Kontributionssumme  auszuarbeiten,  der  später  in 
der  Tat  von  den  andern  Mächten  angenommen  wurde. 

Zur  Zeit  aber,  als  die  Verhandlungen  zwischen  Deutschland 
und  England  zu  Ende  gingen,  wurde  der  Versuch  gemacht,  die 
Garantiefrage  von  neuem  aufzurollen.  Die  französische  Regierung 
verteidigte  jetzt  die  Idee,  die  früher  von  Russland  ausgesprochen 
wurde.  Frankreich  wollte  nämlich  durchsetzen,  dass  die  Mächte 
wenigstens  einen  Teil  der  Anleihe ,  die  China  an  sie  bezahle, 
garantierten.  Als  früher  dieser  Gredanke  von  Russland  ausge- 
sprochen wurde,  blieb  er  nur  der  Gregenstand  der  Erörterungen 
zwischen  Russland  und  England.  Jetzt  aber  beteiligten  sich  bei 
der  Diskussion  auch  die  anderen  Mächte.  Es  ist  interessant,  dass 
die  französische  Regierung  diese  Frage  gerade  an  dem  Tage 
aufrollte,  an  welchem  die  russische  Regierung,  wahrscheinlich 
alle  Hoffnungen  auf  die  Verwirklichung  ihrer  finanziellen  Pläne 
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aufgebend,  erklärte,  dass  sie  in  dieser  Frage  sich  auf  die  Seite 
der  Majorität  stellen  werde.  Am  5.  Juni  hat  der  französische 
Gesandte  den  entsprechenden  Vorschlag  an  England  gemacht,  i 
Er  stützte  sich  dabei  auf  die  bekannte  Argumentation:  die 
Schuldscheine  sind  nur  ein  Versprechen  der  Bezahlung  in  Zu- 
kunft. Sie  sind  zu  schwer  realisierbar.  Frankreich  wünscht  aber 
diese  Realisation  so  schnell  wie  möglich  zustande  zu  bringen. 
Dabei  sprach  der  französische  Gesandte  die  Befürchtungen  aus, 
dass  bei  dem  Fehlen  einer  solchen  Garantie  seitens  der  Mächte  China 
ganz  besondere,  separate  Abkommen  mit  den  Mächten  treffen 
könne,  was  Anlass  zu  Schwierigkeiten  geben  könne.  Der  Ge- 
danke des  Rates,  der  zwischen  den  Mächten  und  China  als  eine 
vermittelnde  Person  steht,  wie  es  in  den  englischen  Instruktionen 
vom  11.  Mai  an  Satow  vorgesehen  ist,  war  dem  französischen 
Gesandten  unbekannt.  Und  als  ihm  dieser  Gedanke  auseinander 
gesetzt  wurde,  « he  did  not  reply  to  my  argument  >,  wie  sich 
Lansdowne  äusserte.  Auf  den  Vorschlag  selbst  in  Bezug  auf  die 
Garantie  antwortete  Lansdowne  auch  mit  den  Argumenten,  die 
schon  an  Russland  seinerzeit  abgegeben  wurden.  Der  französische 
Gesandte  besprach  auch  die  Frage  der  Tariferhöhung.  Und  Eng- 
land gab  seine  frühere  Antwort,  dass  zu  dieser  Erhöhung  es  nur 
dann  zustimmen  könne,  wenn  diese  5  ^/q  ad  valorem  nicht  über- 
steige. Der  französische  Gesandte  unterliess  es  nicht,  zu  erwähnen, 
dass  alle  seine  Vorschläge  auch  seitens  Russlands  unterstützt 
werden.  Am  Schlüsse  der  Rücksprache  machte  Lansdowne  eine 
interessante  Bemerkung.  China  sollte  nämlich  nach  seiner  Mei- 
nung seine  Verpflichtungen  in  Gold  bezahlen.  In  solcher  Weise 
sollte  der  Gefahr  der  Entwertung  des  Silbers  vorgebeugt  werden. 

Für  den  französischen  Vorschlag  hatte  sich  unterdessen  auch 
Oesterreich  ausgesprochen.  Das  Grundmotiv,  das  es  dazu  drängte, 
wieder  der  Umstand,  dass  diese  Schuldscheine  keine  reelle  Be- 
zahlung darstellten.  Schon  am  andern  Tage  nach  der  Bespre- 
chung mit  dem  französischen  Gesandten  fand  es  England  für 
nötig,  die  Meinung  der  Vereinigten  Staaten  über  diese  Frage 
einzuholen.  Am  6.  Juni  lud  Lansdowne  den  amerikanischen  Ge- 
sandten zu  sich  ein  und  erklärte  ihm,  dass  es  der  englischen 
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Regierung  sehr  wichtig  sei,  die  Meinung  der  Vereinigten  Staaten 
in  Bezug  auf  die  Garantiefrage  kennen  zu  lernen.  ^  Ihrerseits 
wandten  sich  an  die  Vereinigten  Staaten  Russland  und  Frank- 
reich, Unterstützung  suchend.  Diese  teilten  aber  vollständig  die 
Meinung  Englands. 

Am  7.  Juni  fand  eine  weitere  Besprechung  zwischen  Cam- 
bon und  Lansdowne  statt.  2  Der  letztere  bestätigte  nochmals, 
dass  die  Regierung  auf  ihrem  Standpunkte  bleibe.  Cambon 
sprach  sein  Bedauern  aus,  dass  Frankreich  nicht  genügend  in- 
formiert wäre  über  den  Teil  der  Instruktionen  an  Satow,  der 
dem  Rate  gewidmet  war.  Lansdowne  erwiderte,  dass  er  das 
nicht  erwarten  konnte.  Er  hat  doch  diesen  Plan  im  Parlament 
auseinandergesetzt,  der  englische  Gesandte  in  Peking  sollte  auch 
schon  diesen  Plan  mit  seinen  Kollegen  besprochen  haben.  An- 
gesichts der  entstandenen  Uneinigkeiten  kehrte  die  Regierung 
der  Vereinigten  Staaten  zu  ihrem  früheren  Beschlüsse  zurück, 
die  Kontributionsfrage  dem  Schiedsgerichte  im  Haag  zu  über- 
weisen. Am  8.  Juni  ward  den  Gesandten  der  Mächte  in  China 
eine  Note  von  dem  amerikanischen  Kollegen  zugestellt,  die  den 
erwähnten  Vorschlag  enthielt.  Aber  auch  in  diesem  Falle  fand 
der  Vorschlag  keine  günstige  Aufnahme.  Als  am  3.  Juli  der 
amerikanische  Bevollmächtigte  diese  Frage  zur  Abstimmung 
bringen  wollte,  waren  alle  Minister  «  without  instruktions  ». 

Das  englische  Projekt  mit  den  Veränderungen,  die  von 
Deutschland  beantragt  wurden,  lag  den  Forderungen  zu  Grunde, 
die  an  China  gestellt  waren.  Auf  dem  Meeting  der  Gesandten 
in  Peking  am  15  Juni  wurde  beschlossen,  dass  man  von  China 
450  Millionen  Taels  fordern  solle.  Zur  Deckung  dieser  Schuld 
sollte  China  4%ige  Schuldscheine  ausgeben.  Nur  der  russische 
Minister,  der  von  seiner  Regierung  keine  endgültigen  Instruk- 
tionen erhalten  hatte,  konnte  keinen  definitiven  Entscheid  geben. 
In  der  Frage  der  Amortisation  wurde  aber  England  genötigt? 
weitere  Zugeständnisse  zu  machen.  In  seinem  Memorandum  vom 
2.  Juli  teilte  Deutschland  England  die  Gründe,  die  es  zu  weiteren 
Erhöhungen  der  Amortisationsquote  auch  nach  dem  Jahre  1916 
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veranlassen,  nait.  Bis  zu  dem  Jahre,  wo  die  chinesische  Anleihe 
(die  letzte)  getilgt  werden  sollte,  heben  sich  die  früheren  An- 
leihen auf,  so  z.  B.  russisch-französische  und  englisch-deutsche, 
in  solcher  Weise  bekam  China  neue  Mittel  zu  seiner  Verfügung. 
Diese  Mittel  schlug  Deutschland  auszunützen  vor.  Und  zuletzt 
gab  England  seine  Zustimmung  zu  dem  deutschen  Plane,  der 
auf  Grund  der  Ausnützung  dieser  Mittel  aufgebaut  war. 

Die  letzten  Schwierigkeiten  wurden  durch  die  Frage  der 
Sicherstellung  seitens  Chinas  ihren  Verpflichtungen  gegenüber 
hervorgerufen.  Als  kämpfende  Mächte  erscheinen  hier  England 
und  E-ussland.  Um  einen  ganzen  Monat  hat  dieser  Kampf  die 
Verhandlungen  verlängert.  Es  wurde  vereinbart,  dass  China  seine 
Mittel  für  die  Deckung  der  neuen  Schuld  aus  drei  Quellen 
schöpfen  solle.  Dazu  musste  man  die  Abgaben  des  Zollamtes 
verwenden,  dann  die  Ueberschüsse  des  Seezollamtes,  dessen 
Abgaben  zur  Deckung  der  früheren  chinesischen  Anleihen  dienten, 
und  zuletzt  die  Einnahmen  der  Salzsteuer.  Noch  auf  dem  Meeting 
vom  11.  Mai  hatte  der  russische  Minister  den  Vorschlag  gemacht, 
dass  in  dem  Falle,  wenn  es  für  China  zu  schwer  sein  würde, 
seine  neue  Schuld  zu  bezahlen,  die  Mächte  ihre  Zustimmung 
zur  Erhöhung  der  Zollsätze  bis  auf  10%  ad  valorem  erteilen 
müssten.  England  sprach  sich  gegen  diesen  Vorschlag  sowohl 
in  Peking  als  auch  in  Petersburg  entschieden  aus.  Am  3.  Juli 
konstatierte  G-raf  Lamsdorff  gegenüber  dem  englischen  Gesandten, 
die  Verhandlungen  seien  ins  Stocken  geraten  wegen  der  Position 
des  englischen  Gesandten  in  Peking  in  Bezug  auf  die  Frage 
der  Sicherstellung  der  chinesischen  Anleihe  i.  Der  englische  Ver- 
treter konnte  darauf  nur  nochmals  bestätigen,  dass  England  seine 
Position  in  dieser  Frage  nicht  ändern  könne.  Der  vollständige 
Stillstand  der  Verhandlungen  aber,  der  aus  diesem  Konflikte 
resultierte,  veranlasste  England,  zu  einem  Ausgleich  die  Hand 
zu  reichen.  Am  12.  Juli  übermittelte  Lansdowne  der  russischen 
Regierung  ein  Memorandum,  welches  einen  Kompromissvorschlag 
enthielt.  In  dem  Falle,  wenn  China  in  der  Tat  sich  ausser  Stande 
sehen  würde,  seinen  Verpflichtungen  nachzukommen,  sei  Eng- 
land bereit,  mit  anderen  Mächten  in  Verhandlungen  zu  treten 
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zum  Zwecke  der  Besprechung  der  Mittel,  die  China  ergreifen 
müsste,  um  sein  Defizit  zu  decken. 

Deutschland,  das  von  diesem  Schritte  der  englischen  Re- 
gierung seinerzeit  nicht  informiert  worden  war,  machte  den 
Versuch,  England  zur  Einwilligung,  wenn  auch  nicht  auf  die 
Zollerhöhung  bis  auf  10%,  so  doch  auf  71/2%  zu  bestimmen. 
Nachdem  es  aber  von  dem  Kompromissantrag  Kenntnis  ge- 
nommen, den  England  gemacht  hatte,  erklärte  Deutschland  sich 
ganz  mit  England  einverstanden  und  gab  seinem  Gesandten  die 
Weisung,  den  englischen  Kollegen  zu  unterstützen.  Der  Vor- 
schlag Englands  wurde  von  Russland  angenommen,  und  am 
26.  Juli  tauschten  die  Vertreter  E-usslands  und  Englands  folgende 
Erklärungen  aus.  ^  Der  russische  Minister  erklärte:  Trouvant 
que  dans  l'interet  general  il  est  desirable  d'accelerer  la  Solution 
de  la  question  de  l'indemnite,  le  Gouvernement  Imperial  de 
Russie  est  pret  ä  ne  pas  insister  sur  la  necessite  de  considerer 
des  ä  present  l'augmentation  eventuelle  des  droits  d'importation 
maritime  au-dessus  de  5  pour  cent  comme  une  garantie  de  re- 
serve,  mais  ä  condition  que  dans  le  cas  ou  les  ressources  affec- 
tees  au  service  des  obligations  se  trouveraient  insuffisantes,  les 
Puissances  d'un  commun  accord  procederaient  immediatemetit 
ä  l'etude  et  ä  la  fixation  des  mesures  necessaires  pour  combler  le 
deficit.  Le  Gouvernement  Imperial  entend  que  la  possibilite 
d'etendre  cette  etude  ä  la  question-  de  l'augmentation  des  droits 
d'importation  ne  doit  pas  etre  exclue  et  que  la  Eussie  en  n'in- 
sistant  pas  actuellement  sur  la  garantie  de  reserve  qu'elle  avait 
proposee  n'exprime  pas  par  la  son  acceptation  de  la  declaration 
faite  par  Son  Excellence  le  Ministre  d'Angleterre,  et  qui  precise 
qu'une  augmentation  eventuelle  des  droits  d'importation  au-dessus 
de  5  pour  cent  devrait  etre  utilisee  en  entier  pour  les  reformes 
indiquees  par  Sir  Ernest  Satow>. 

Und  der  englische  Minister  antwortete  darauf  mit  folgender 
Erklärung:  «Je  suis  pret  ä  accepter  au  nom  de  mon  Gouverne- 
ment la  condition  jointe  ä  la  declaration  que  vient  de  faire  Son 
Excellence  le  Ministre  de  Russie,  que  son  Gouvernement  n'in- 
siste  pas  des  ä  present  sur  une  augmentation  eventuelle  des 
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droits  d'importation  au  delä  de  5  pour  cent  comme  garantie  de 
reserve,  d'autant  plus  qu'elle  est  conforme  a  la  proposition  que 
j'ai  soumise  ä  mes  collegues  dans  notre  derniere  searice. 

Quant  ä  la  declaration  que  vient  d'y  ajouter  Sori  Excellence 
le  Ministre  de  Russie,  je  suis  oblige  de  dire  que  je  la  rogarde 
comme  une  declaration  emanant  seulement  du  Gouvernement 
qui  l'a  faite  et  que  je  ne  suis  pas  autorise  ä  rien  changer  ä  ce 
que  j'ai  dejä  dit  au  sujet  de  la  garantie  de  reserve  >. 

Dem  Inhalte  nach  wurden  auch  analoge  Gedanken  von  beiden 
Seiten  während  der  Audienz  des  englischen  Botschafters  bei 
dem  Grafen  Lamsdorff  ausgesprochen. 

Damit  sind  wir  am  Ende  der  diplomatischen  Verhandlungen 
zwischen  den  Grossmächten,  die  durch  die  chiuesischen  Wirren 
des  Jahres  1900  hervorgerufen  worden  waren.  Bis  zum  7.  Sep- 
tember, wo  das  Protokoll,  das  die  Friedensbedingungen  enthielt, 
unterschrieben  wurde,  sind  nur  zwei  Momente  zu  erwähnen.  Am 
31.  Juli  wandte  sich  die  französische  Regierung  an  England  mit 
der  Anfrage  in  Bezug  auf  die  Frage  des  Verbotes  der  Waffen- 
einfuhr in  China.  Sie  wollte  nämlich  wissen,  wie  lange  dieses 
Verbot  nach  der  Meinung  der  englischen  Regierung  existieren 
sollte,  und  welche  Massnahmen  zu  unternehmen  sind,  damit 
dieses  Verbot  seine  Bedeutung  nicht  verlieren  könnte.  Die  Ant- 
wort der  englischen  Regierung  ging  dahin,  dass  das  Verbot  zwei 
Jahre  dauern  sollte.  Was  aber  die  Massnahmen  anbetrifft,  die 
der  Verwirklichung  des  Verbots  dienen  sollten,  so  wurden  seitens 
Englands  keine  diesbezüglichen  Vorschläge  gemacht,  nur  kon- 
statierte man,  dass  es  schwer  halten  werde,  diese  Aufgabe  zu 
lösen. 

Der  letzte  Meinungsaustausch  zwischen  den  Grossmächten 
nahm  Bezug  auf  folgende  Frage.  Auf  einem  Meeting  der  Ge- 
sandten in  Peking  schlugen  die  Vertreter  von  Russland,  Frank- 
reich, Deutschland  und  Japan  vor,  den  Satz  aus  dem  Projekte 
des  Finalprotokolls  zu  streichen,  der  bestätigte,  dass  bei  der 
Auszahlung  ihrer  Schulden  China  gemäss  den  Satzungen,  die 
von  den  Mächten  ausgearbeitet  waren,  vorgehen  soll,  und  irgend- 
welche Veränderungen  in  dieser  Hinsicht  ohne  Zustimmung  der 
Mächte  nicht  stattfinden  dürfen.  England  widersetzte  sich  diesem 
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Vorschlage,  da  es  befürchtete,  dass  bei  der  Ausmerzung  dieses 
Satzes  der  chinesischen  Regierung  die  Möglichkeit  gegeben 
werde,  in  Separatverhandlungen  in  Bezug  auf  die  Tilgung  ihrer 
Schulden  mit  einzelnen  Mächten  einzutreten.  Die  russische  Re- 
gierang verharrte  aber  dabei,  dass  dieser  Satz  der  chinesischen 
Regierung  die  Freiheit  nimmt,  die  Tilgung  ihrer  Schulden  früher 
zu  verwirklichen,  als  in  dem  Projekte  vorgeschrieben  war.  Dieser 
Meinung  pflichtete  die  Mehrheit  der  Mächte  bei  und  der  Satz: 
« La  Chine  s'interdit  la  faculte  de  consentir  ä  rembourser  toute 
ou  partie  de  cette  dette  autrement  que  par  le  jeu  de  l'amor- 
tissement  indique  (ci-dessus)  dont  le  montant  ne  pourra  etre 
accru  ou  diminue  sans  le  consentiment  des  Puissances  >,  wurde 
in  dem  Finalprotokoll  ausgelassen. 

Einen  Monat  dauerte  es  noch,  bis  die  Gesandten  in  Peking 
alle  kleinen  Fragen  regulierten  und  die  chinesischen  Bevoll- 
mächtigten die  Erlaubnis  bekamen,  das  Protokoll  zu  unterschreiben. 
Das  geschah  endlich  am  7.  September.  Hier  geben  wir  die  Kopie 
des  Protokolls,  das  die  Friedensbedingungen  enthielt,  die  an 
China  von  den  Mächten  gestellt  und  von  dem  letztern  angenommen 
wurden. 

PROTOCOLE  FINAL.' 

Le  Plenipotentiaire  d'Allemagne  — 

Son  Excellence  M.  A.  Mumm  von  Schwarzenstein, 
Le  Plenipotentiaire  d'Autriche-Hongrie  — 

Son  Excellence  le  Baron  M.  Czikann  von  Wahlborn, 
Le  Plenipotentiaire  de  Belgique  — 

Son  Excellence  M.  Joostens, 
Le  Plenipotentiaire  d'Espagne  — 

Son  Excellence  M.  B.  J.  de  Cologan, 
Le  Plenipotentiaire  des  Etats-Unis  d'Amerique  — 

Son  ExceUence  M.  W.  W.  Eockhill, 
Le  Plenipotentiaire  de  France  — 

Son  ExceUence  M.  Paul  Beau- 
Le  Plenipotentiaire  de  G-rande-Bretagne  — 

Son  Excellence  Sir  Ernest  Satow, 
Le  Plenipotentiaire  d'Italie  — 

Son  Excellence  le  Marquis  Salvago-Raggi, 
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Le  Plenipotentiaire  du  Japon  — 

Son  Excellence  M.  Jutaro  Komura, 
Le  rienipotentiaire  des  Pays-Bas  — 

Son  Excellence  M.  F.  M.  Knobel, 
Le  Plenipotentiaire  de  Eussie  — 

Son  Excellence  M.  M.  de  Grirs, 
Les  Plenipotentiaires  de  Chine  — 

Son  Altesse  Yi-K'ouang,  Prince  au  premier  rang  K'ing,  President 

du  Ministere  des  Affaires  Etrangeres,  et 

Son  Excellence  Li-Hong-tschang,  Oompte  du  premier  rang  Sou- 
Yi,  Tuteur  de  l'Heritier  Presomptif,  Grand  Secretaire  du  Wen- 
Houa-Tien,  Ministre  du  Commerce,  Surintendant  des  Ports  du 
Nord,  Gouverneur-Greneral  du  Tcheli 
se  sont  reunis  pour   constater  que  la  Chine  s'est  conformee,  ä  la  satis- 
f action  des  Puissances,  aux  conditions  enumerees  dans  la  note  du  22  Decembre 
1900,  et  qui  ont  ete  acceptees,  dans  leur  entier,  par  Sa  Majeste  TEmpereur 
de  Chine,'  par  un  Decret  en  date  du  27  Decembre  1900. 

Art.  1.  a)  Par  un  Edit  Imperial  du  9  Juin  dernier,  Tsai-Eeng,  Prince 
du  premier  rang  Tch'oun,  a  ete  nomme  Ambassadeur  de  Sa  Majeste  l'Em- 
pereur  de  Chine  et  a  ete  Charge,  en  cette  qualite  de  porter  ä  Sa  Majeste 
l'Empereur  d'AUemagne  l'expression  des  regrets  de  Sa  Majeste  l'Empereur  de 
Chine  et  du  Gouvernement  Chinois,  au  sujet  de  l'assassinat  de  feu  son 
Excellence  le  Baron  von  Ketteier,  Ministre  d'AUemagne.  Le  Prince  Tch'oun 
a  quitte  Pekin  le  12  Juillet  dernier  pour  executer  les  ordres  lui  ont  ete  donnes. 

h)  Le  Gouvernement  Chinoip,  a  declare  qu'il  erigera  sur  le  lieu  de 
l'assassinat  de  feu  Son  Excellence  le  Baron  von  Ketteier  un  monument  comme- 
moratif,  digne  du  rang  du  defunt,  et  portant  une  inscription  en  langues 
Latine,  AUemande  et  Chinoise,  qui  exprimera  les  regrets  de  Sa  Majeste 
l'Empereur  de  Chine  a  propos  du  meurtre  commis. 

Leurs  Excellences  les  Plenipotentiaires  Chinois  ont  fait  savoir  ä  son 
Excellence  le  Plenipotentiaire  d'AUemagne,  par  une  lettre  en  date  du  22  Juillet 
dernier,  qu'un  portique  de  toute  la  largeur  de  la  rue  est  erige  sur  ledit  lieu 
et  que  les  travaux  ont  commence  le  25  Juin  dernier. 

Art.  2.  a)  Les  Edits  Imperiaux  en  date  des  13  et  21  Fevrier  ont  in- 
flige  les  peines  suivantes  aux  principaux  auteurs  des  attentats  et  des  crimes 
commis  contre  les  Gouvernements  etrangers  et  leurs  nationaux,  Tsai-Li, 
Prince  Touan  et  Tsai-Lan,  Duc  Fou-Kouo,  ont  ete  traduits,  pour  etre  exe- 
cutes,  devant  la  Cour  d'Assises  d'Automne,  et  il  a  ete  stipule  que  si  l'Em- 
pereur croit  devoir  leur  faire  gräce  de  la  vie,  ils  seront  exiles  au  Turkestan 
et  y  seront  emprisonnes  a  perpetuite  sans  que  cette  peine  puisse  jamais  etre 
commuee.  Tsad-Hien,  Gouverneur  du  Chan-si,  Ki-Sieou,  President  au  Minis- 
tere des  ßites,  et  Sin  Tch'eng-ju,  precedemment  Directeur  de  Gauche  au 
Ministere  de  la  Justice,  ont  ete  condamnes  ä  la  peine  de  mort. 

La  degradation  posthume  a  ete  prononcee  contre  Kang-Yi,  Sous-Grand 
Secretaire  d'Etat,  President  au  Ministere  de  l'Interieur,  Sin-T'ong,  Grand 
Secretaire  d'Etat,  et  Li-Ping-Heng,  ancien   Gouverneur  General   du  Sze- 
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tch'ouan.  Un  Edit  Imperial  du  13  F^vrier  1901,  a  rehabilite  la  Memoire  de 
Siu  Yong-yi,  President  au  Ministere  de  la  Guerre,  Li-Chaa,  President  au 
Ministere  des  Finances,  Hiu-King-tch'eng,  Directeur  de  Gauche  au  Ministere 
de  rinterieur,  Lien-Yuan,  Vice-Chancelier  au  Grand  Secretariat,  et  Yauan- 
Tch'ang,  Directeur  ä  la  Cour  des  Sacrifices,  qui  avaient  ete  mis  ä  mort 
pour  avoir  proteste  contre  les  abominables  violations  du  droit  international 
commises  au  cours  de  l'annee  derniere. 

Le  Prince  Tchouang  s'est  donne  la  mort  le  21  Fevrier  1901,  Ying- 
Nieu  et  Tchao-Chi-kiau  le  .'4,  Yu-Hien  a  ete  execute  le  22,  enfin  K'i  Sieau 
et  Siu-Tch'eng-jru,  le  26. 

Tong-Fou-siang,  General  au  Kau-sou,  a  ete  prive  de  ses  fonctions  par 
Edit  Imperial  du  13  Fevrier,  en  attendant  qu'il  soit  statue  sur  la  peine  de- 
finitive ä  lui  inf liger. 

Des  Edits  Imperiaux  des  29  Avril  et  19  Aoüt  1901,  ont  ordonne  la  Sus- 
pension des  examens  officiels  pendant  cinq  ans  dans  toutes  les  villes  oü  des 
etrangers  ont  ete  massacres  ou  ont  subi  des  traitements  cruels, 

Art.  3.  Afin  d'accorder  une  reparation  honorable  pour  l'assassinat  de 
feu  M.  Sougiyama,  Chancelier  de  la  Legation  du  Japon,  Sa  Majeste  l'Em- 
pereur  de  Chine,  a  par  un  Edit  Imperial  du  18  Juin  1901,  designe  le  Vice- 
President  au  Ministere  des  Finances,  Na-Tong,  comme  Envoye  Extraordinaire, 
et  l'a  Charge  specialement  de  porter  ä  Sa  Majeste  l'Empereur  du  Japon 
lexpression  des  regrets  de  Sa  Majeste  l'Empereur  de  Chine  et  de  son  Gou- 
vernement au  sujet  de  l'assassinat  de  feu  M.  Sougiayama. 

Art.  4.  Le  Gouvernement  Chinois  s'est  engage  ä  eriger  un  monument 
expiatoire  dans  chacun  des  cimetieres  etrangers  ou  intern ationaux  qui  ont 
ete  profanes  et  dont  les  tombes  ont  ete  detruites. 

D'accord  avec  les  Representants  des  Puissances,  il  a  ete  convenu  que 
les  Legations  interessees  donneront  ies  indications  pour  l'erection  de  ces 
monuments,  a  charge  par  la  Chine  d'en  couvrir  tous  les  frais,  evalues  ä 
10,000  taels  pour  ies  cimetieres  de  Pekin  et  des  environs,  ä  5000  taels  pour 
les  cimetieres  des  provinces.  Ces  sommes  ont  ete  versees  et  la  liste  de  ces 
cimetieres  est  ci-jointe. 

Art.  5.  La  Chine  a  accepte  de  prohiber  sur  son  territoire  l'importation 
des  armes  et  des  munitions,  ainsi  que  du  materiel  destine  exclusivement  ä 
la  fabrication  des  armes  et  des  munitions. 

Un  Edit  Imperial  a  ete  rendu  le  25  Aoüt,  pour  interdire  cette  impor- 
tation  pendant  une  duree  de  deux  annees.  De  nouveaux  Edits  pourront  etre 
rendu s  par  la  suite  pour  proroger  ce  terme  de  deux  ans  en  deux  ans,  dans 
le  cas  de  necessite  reconnue  par  les  Puissances. 

Art.  6.  Par  un  Edit  Imperial  en  date  du  22  Mai  1901,  sa  Majeste  l'Em- 
pereur de  Chine  s'est  engage  ä  payer  aux  Puissances  une  indemnite  pour 
les  Etats,  les  Societes,  les  particuliers  et  les  Chinois  vises  ä  l'article  6  de 
la  note  du  22  Decembre  1900. 

a)  Ces  450,000,000  taels  constituent  une  dette  en  or,  calculee  aux  cours 
du  Haikouan  tael  par  rapport  ä  la  monnaie  d'or  de  chaque  pays,  tels  qu'ils 
sont  indiques  ci-apres: 
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ün  Haikouan  tael 


Marks   8,055 

Couronnes  Austro -Hongroises  3,595 

Dollar  or   0,742 

Francs   3,750 

Livre  Sterling     ......  38 


Florin  hollandais   1,79G 

Yen   1,407 

Eouble  or   1,412 

(Au  titre  de  dolias  17,424 

Cette  somme  en  or  sera  productive  d'interets  ä  4  pour  cent  l'an,  et  le 
capital  en  sera  rembourse  par  la  Chine  en  trente-neuf  annees,  dans  les  con- 
ditions  indiquees    au  plan  d'amortissement. 

Le  capital  et  les  interets  seront  payables  en  or  ou  au  tanx  de  change 
correspondant  aux  dates  des  diverses  echeances.  Le  fonctionnenient  de  l'amor- 
ti^sement  commencera  le  1""''  Janvier  1902,  pour  finir  ä.  l'expiration  de  Tannee 
194".  Les  amortissements  seront  payables  annuellement,  la  premiere  ecbeance 
etant  fixee  au  l''*'  Janvier  1903.  Les  interets  seront  comptes  ä  partir  du 
1^''  Juillet  1901,  mais  le  Grouvernement  Chinois  aura  la  faculte  de  se  liborer, 
dans  un  delai  de  trois  ans,  commencant  le  1'"'"  Janvier  1902,  des  arrerages 
du  premier  semestre  finissant  le  31  Decembre  1901,  ä  la  condition  toutefois 
de  payer  des  interets  composes  ä  4  pour  cent  l'an  sur  les  sommes  dont  le 
versement  aura  ainsi  ete  differe. 

Les  interets  seront  payables  semestriellement,  la  premiere  echeance 
etant  fixee  au  l*^"'  Juillet  1902. 

h)  Le  Service  de  la  dette  sera  effectue  ä  Shanghai  et  de  la  maniere 
suivante:  Chaque  Puissance  se  fera  representer  par  un  Delegue  dans  une 
commission  de  banquiers,  qui  sera  chargee  d'encaisser  le  montant  des  inte- 
rets et  des  amortissements  qui  lui  sera  verse  par  des  autorites  Chinoises 
designees  ä  cet  effet,  de  le  repartir  entre  les  interesses  et  d'en  donner  quittance. 

c)  Le  Gouvernement  Chinois  remettra  au  doyen  du  Corps  Diplomatique 
ä  Pekin  un  bon  global  qui  sera  transforme  ulterieurement  en  coupures 
revetues  de  la  Signatare  des  delegues  du  Gouvernement  Chinois  designes  ä 
cet  effet.  Cette  Operation  et  toutes  Celles  se  rapportant  a  l'etablissement  des 
titres  seront  effectuees  par  la  commission  precitee  conformement  aux  Instruc- 
tions que  les  Puissances  enverront  ä  leurs  delegues. 

d)  Le  produit  des  ressources  affectees  au  paiement  des  bons  sera  verse 
mensuellement  entre  les  mains  de  la  commision. 

e)  Les  ressources  affectees  ä  la  garantie  des  bons  sont  enumerees 
ci-apres : 

1.  Le  reliquat  des  revenus  de  la  Douane  Maritime  Imperiale,  apres 
paiement  de  l'inter^t  et  de  Famortissement  des  emprunts  anterieurs  gages 
sur  ces  revenus,  augmentes  du  produit  de  l'elevation  ä  5  pour  cent  effectifs 
du  tarif  actuel  sur  les  importations  maritimes,  y  compris  les  articles  qui 
jusqu'ä  present  entraient  en  franchise,  ä  l'exception  du  riz,  des  cereales  et 
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des  farines  de  provenance  etrangere,  ainsi  que  de  l'or  et  de  l'argent  monnayes 
ou  non  monnayes. 

2.  Les  revenus  des  Douanes  indigenes  administrees,  dans  les  ports 
ouverts,  par  la  Douane  Maritime  Imperiale. 

3.  L'ensemble  des  revenus  de  la  gabelle,  sous  reserve  de  la  fraction 
affectee  precedemment  ä  d'autres  emprunts  etrangers.  L'elevation  du  tarif 
actnel  sur  les  importations  a  5  pour  cent  effectifs  est  consentie  aux  con- 
ditions  ci-apres. 

La  mise  en  vigueur  de  cette  elevation  commencera  deux  mois  apr^s  la 
date  de  la  signature  du  present  Protocole,  et  il  ne  sera  fait  d'exception  que 
pour  les  marchandises  en  cours  de  route,  au  plus  tard  dix  jours  apres 
cette  date. 

1.  Tous  les  droits  sur  les  importations  percus  ad  valorem  seront  con- 
vertis  en  droits  specifiques,  autant  qu'il  sera  possible  de  le  faire,  et  dans  le 
plus  bref  delai. 

Cette  conversion  sera  etablie  comme  suit  :  On  prendra  comme  base 
d'evaluation  la  valeur  mojenne  des  marchandises  au  moment  de  leur  de- 
barquement,  pendant  les  trois  annees  1897, 1898  et  1899,  c'est-ä-dire  la  valeur 
de  marche,  deduction  faite  du  montant  des  droits  d'entree  et  des  frais 
accessoires. 

En  attendant  le  resultat  de  cette  conversion,  les  droits  seront  per9us 
ad  valorem. 

2.  Le  cours  de  Pei-ho  et  celui  du  Whangpou  seront  ameliores  avec  la 
participation  financiere  de  la  Chine. 

Art.  7.  Le  Grouvernement  Chinois  a  accepte  que  le  quartier  occupe  par 
les  Legations  füt  considere  comme  un  quartier  specialement  reserve  ä  leur 
usage  et  place  sous  leur  police  exclusive,  oü  les  Chinois  n'auraient  pas  le 
droit  de  resider,  et  qui  pourrait  etre  mis  en  etat  de  defense. 

Les  limites  de  ce  quartier  ont  ete  ainsi  fixees  sur  le  plan  ci-joint : 

A  l'ouest,  la  ligne  1,  2,  3,  4,  5. 

Au  nord,  la  ligne  5,  6,  7,  8,  9,  10. 

A  Test,  la  rue  Ketteier  10,  11,  12. 

Au  sud,  la  ligne  12,  1,  tiree  le  long  du  pied  exterieur  de  la  muraille 
tartare  en  suivant  les  bastions. 

Par  le  Protocole  annexe  ä  la  lettre  du  16  Janvier  dernier,  la  Chine 
a  reconnu  ä  chaque  Puissance  le  droit  d'entretenir  une  garde  permanente 
dans  ledit  quartier  pour  la  defense  de  sa  Legation. 

Art.  8.  Le  Grouvernement  Chinois  a  consenti  ä  faire  raser  les  forts  de 
Takou  et  ceux  qui  pourraient  empecher  les  libres  Communications  entre  Pekin 
et  la  mer.  Des  dispositions  ont  ete  prises  ä  cet  effet. 

Art.  9.  Le  Grouvernement  Chinois  a  reconnu  aux  Puissances,  par  le 
Protocole  annexe  ä  la  lettre  du  16  Janvier  1901,  le  droit  d'occuper  certains 
points,  ä  determiner  par  un  accord  entre  elles,  pour  maintenir  les  Commu- 
nications libres  entre  la  capitale  et  la  mer. 

Les  points  occup^s  pour  les  Puissances  sont :  Houang-ts'oun,  Lang- 
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fang  Yang-ts'oun,  Tien-tsin,  Kmn-leang-tchang,  T*ang-kou,  Lou-tai,  Tang- 
chau,  L'ouan-tcheou,  Tchang-li,  Ts'in-wang-tao,  Chanhai  Kouan. 

Art.  10.  Le  Gouvernement  Chinois  s'est  engage  ä  afficher  et  a  publier 
pendant  deux  ans  dans  toutes  les  villes  de  district  les  Edits  Imperiaux  suivants : 

a)  Edit  du  1^''  Fevrier  dernier,  portant  defense  perpetuelle,  sous  peine 
de  mort,  de  faire  partie  d'une  societe  anti-etrangere ; 

h)  Edits  des  13  et  21  Fevrier,  29  Avril  et  19  Aoüt  dernier,  contenant 
l'enum6ration  des  peines  qui  ont  ete  infligees  aux  coupables ; 

c)  Edit  du  19  Aoüt  dernier,  supprimant  les  examens  dans  toutes  les 
villes  oü  des  etrangers  ont  ete  massacres  ou  ont  subi  des  traitements  cruels; 

d)  Edit  du  Fevrier  dernier,  declarant  que  tous  les  Gouverneurs 
Gen^raux,  Gouverneurs  et  fonctionnaires  provinciaux  ou  locaux,  sont  res- 
ponsables  de  l'ordre  dans  leurs  circonscriptions  et,  qu'en  cas  de  nouveaux 
troubles  an ti- etrangers  ou  encore  d'autres  infractions  aux  Traites  qui  n'au- 
raient  pas  ete  immediatement  reprimees,  et  dont  les  coupables  n'auraient 
pas  ete  punis,  ces  fonctionnaires  seront  immediatement  revoques  sans  pou- 
voir  etre  appeles  ä  de  nouvelles  fonctions  ni  recevoir  de  nouveaux  honneurs. 
L'affichage  de  ces  Edits  se  poursuit  progressivement  dans  tout  TEmpire. 

Art.  11.  Le  Gouvernement  Ohinois  s'est  engage  a  negocier  les  amende- 
ments  juges  utiles  par  les  Gouvernements  etrangers  aux  Traites  de  Commerce 
et  de  Navigation,  et  les  autres  sujets  touchant  aux  relations  commerciales 
dans  le  but  de  les  faciliter.  Des  maintenant  et  par  suite  des  stipulations 
inscrites  k  l'article  6  au  sujet  de  l'indemnite,  le  Gouvernement  Chinois  s'en- 
gage  a  concourir  ä  l'amelioration  du  cours  des  Rivieres  Peiho  et  Whangpou, 
comme  il  est  dit  ci-dessous  : 

a)  Les  travaux  d'amelio ratio n  de  la  navigabilite  du  Peiho,  commences 
en  1898  avec  la  Cooperation  du  Gouvernement  Chinois,  ont  ete  repris  sous 
la  direction  d'une  commission  internationale.  Aussitot  apres  que  l'adminis- 
tration  de  Tien-tsin  aura  ete  remise  au  Gouvernement  Chinois,  celui-ci 
pourra  se  faire  representer  dans  cette  Commission,  et  versera  chaque  annee 
une  somme  de  60,000  Haikouan  taels  pour  l'entretien  des  travaux. 

b)  II  est  cree  un  Conseil  fluvial  Charge  de  la  direction  et  du  controle 
des  travaux  de  rectification  du  Whangpou  et  d'amelioration  du  cours  de 
cette  riviere.  Ce  Conseil  est  compose  de  membres  representant  les  interets 
du  Gouvernement  Chinois  et  ceux  des  etrangers  dans  le  commerce  maritime 
de  Shanghai.  Les  frais  necessites  par  les  travaux  et  l'administration  generale 
de  l'entreprise  sont  evaluees  ä  la  somme  annuelle  de  460,000  Haikouan  taels 
pendant  les  vingt  premieres  annees. 

Cette  somme  sera  fournie  par  moitie  par  le  Gouvernement  Chinois  et 
par  les  Interesses  etrangers. 

Le  detail  des  stipulations  se  rapportant  ä  la  composition,  aux  attri- 
butions  et  aux  revenus  du  conseil  fluvial,  fait  l'objet  de  1' Annexe  N"  17. 

Art.  12.  Un  Edit  Imperial  du  24  Juillet  dernier,  a  reforme  l'office  des 
Affaires  Etrangeres  (Tsong-li-jamen)  dans  le  sens  indique  par  les  Puissances. 
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c'est-ä-dire  l'a  transforme  en  un  Ministere  des  Affaires  Etrangeres  (Wai- 
wou-pou),  qui  prend  rang  avant  les  six  autres  Ministeres  d'Etat. 

Le  meme  Edit  a  nomme  les  principaux  membres  de  ce  Ministere. 

Un  accord  s'est  etabli  egalement  au  sujet  de  la  modification  du  cere- 
monial  de  Cour  relatif  ä  la  reception  des  Representants  etrangers,  et  a  fait 
l'objet  de  plusieurs  notes  de  Plenipotentiaires  Chinois  resumees  dans  un 
Memorandum  ci-joint. 

Enfin,  il  est  expressement  entendu  que,  pour  les  declarations  sus-enon- 
cees  et  les  documents  annexes  emanant  des  Plenipotentiaires  etrangers,  le 
texte  Francais  fait  seul  foi. 

Le  Gouvernement  Chinois  s'etant  ainsi  conforme,  ä  la  satisfaction  des 
Puissances,  aux  conditions  enumerees  dans  la  note  precitee  du  22  Decembre 
1900,  les  Puissances  ont  accede  au  desir  de  la  Chine  de  voir  cesser  la  Si- 
tuation creee  par  les  desordres  de  l'ete  1900.  En  consequence,  les  Plenipo- 
tentiaires etrangers  sont  autorises  ä  declarer,  au  nom  de  leurs  Gouverne- 
ments que,  ä  l'exception  des  gardes  des  Legations  mentionnees  ä  l'Article  7, 
les  troupes  internationales  evacueront  completement  la  ville  de  Pekin  le 
17  Septembre  dernier,  et  ä  l'exception  des  endroits  mentionnes  ä  l'Article  9, 
se  retireront  de  la  Province  du  Tcheli  le  22  Septembre  dernier.  Le  present 
Protocole  final  a  ete  etabli  en  douze  exemplaires  identiques  et  signes  par 
tous  les  Plenipotentiaires  des  Pays  Contractants.  Un  exemplaire  sera  remis 
ä  chacun  des  Plenipotentiaires  etrangers  et  un  exemplaire  sera  remis  aux 
Plenipotentiaires  Chinois. 


Pekin,  le  7  Septembre  1901. 


(Signe) 


A.  von  Mumm. 
M.  Czikann. 
Joostens. 

B.  J.  de  Cologai 
W.  W.  Rockhill 
Beau. 

Ernest  Satow. 


Salvago  Raggi. 
Jutaro  Komura. 
F.  M.  Knobel. 
M.  de  Giers. 
Yi-k'ouang. 
Li  Hong-tchang. 


Pour  copie  conforme  : 


(Signe) 


d'Authhoüard. 
Kroupensky. 


Reginald  Tower. 
V.  Bohlen-Kalbach. 


